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 Top-Themen
Die Zukunft kommt unweigerlich. Die globalen, europäischen und nationalen Entwicklungen auf den Märk-
ten und in der Gesellschaft stellen neue Anforderungen an die NE-Metallindustrie. Chancen und Risiken der 
globalen Herausforderungen und die Auswirkungen auf Produktion, Produkte, Forschung und Entwicklung, 
Qualität, Wettbewerb sowie Effizienz und Klimaverträglichkeit werden von der WirtschaftsVereinigung Metalle 
in diesem Geschäftsbericht diskutiert.

Ökonomie
Wir beleuchten in den elementaren Schlüsselfeldern der NE-Metallindustrie neue Entwicklungen technischer, 
legislativer oder administrativer Natur auf nationaler und europäischer Ebene in ihren Auswirkungen  
auf die gesamte Branche. Dabei werden Zielkonflikte offen benannt und die Frage gestellt, ob die Balance 
zwischen regulierendem Staat und unternehmerischer Selbstverpflichtung und Freiheit noch gegeben ist.

Ökologie  

Der verantwortungsvolle Umgang mit den natürlichen Ressourcen und der schonende Einsatz von Energie und 
Rohstoffen in der NE-Metallindustrie prägen das Selbstverständnis und Handeln der gesamten Branche.  
Ohne Industrie sind Klimaschutz, Innovationen, Technologieführerschaft und Wachstum in Deutschland und 
Europa kaum erreichbar. Die Grundstoffindustrie hat in Deutschland Zukunft, wenn die Balance  
von Ökonomie und Ökologie gewahrt wird.

Konjunktur und Statistik
NE-Metalle sind innovative Werkstoffe und DNA-Bausteine des modernen Lebens. Sie sind Teil der Wert-
schöpfungsketten und sichern Wohlstand, Wachstum und soziale Sicherheit. Die deutsche NE-Metallindustrie 
startet mit Zuversicht und zugleich wachsam die globalen Märkte beobachtend ins Jahr 2012. Der Geschäfts-
bericht liefert Zahlen, Eckdaten und Fakten zur Konjunkturentwicklung und Lage der NE-Metallindustrie.



NichTeiSeN(Ne)-Me Talle:
Aluminium, Kupfer, ZinK, Blei, mAgnesium, nicKel und Andere metAlle — 
innovAtive WerKstoffe und dnA-BAusteine des modernen leBens

 li lithium u. a. automobilindustrie (lithium-ionen-batterien)

 be beryllium u. a. automobilindustrie (sinterprodukte, legierungen)

 Mg Magnesium u. a. automobilindustrie, Mobilfunk

 ti titan u. a. flugzeugindustrie, Medizin, legierungen

 v vanadium u. a. legierungen, katalysatoren

 cr chrom u. a. bauindustrie (rostfreier stahl)

 Mn Mangan u. a. bauindustrie (stahllegierungen)

 co cobalt u. a. legierungen, katalysatoren, batterien, Magnete

 ni nickel u. a. luftfahrtindustrie (stahllegierungen), Münzmetall

 cu kupfer u. a. automobil-, bau-, elektroindustrie, Münzmetall

 zn zink u. a. automobil-, bau-, chemieindustrie

 ga gallium u. a. halbleiter, optoelektronische Produkte, glasfaser

 al aluminium u. a. automobil-, bau-, luftfahrt-, verpackungsindustrie 

 si silizium u. a. Photovoltaik, feuerfestmaterial

 ge germanium u. a. halbleiter, solarzellen

 as arsen u. a. flammschutz, halbleiter, solarzellen

 se selen u. a. Dünnschichtphotovoltaik, elektronikindustrie

 Y Yttrium u. a. supraleiter

 zr zirconium u. a. supraleitende Magnete

 nb niob u. a. luft- und raumfahrtindustrie (stahlveredler)

 Mo Molybdän u. a. legierungen, katalysatoren

 ru ruthenium u. a. elektronikindustrie, superlegierungen

 rh rhodium u. a. automobilindustrie, katalysatoren, laborgeräte

 Pd Palladium u. a. nanotechnologie, automobilindustrie

–CO2



Nichteisen(NE)-Me talle:
Aluminium, Kupfer, Zink, Blei, Magnesium, Nickel und andere Metalle —  
innovative Werkstoffe und DNA-Bausteine des modernen Lebens

Auto-, Bahn-, Luft- und 
Raumfahrtindustrie

Telekommunikation, 
Elektrotechnik- und 
Elektronikindustrie

Bauindustrie

Klimaschonende, energie- 
und ressourceneffiziente 
Grundstoffindustrie

* �Zu den Lanthanoiden: Unter Seltene Erden werden Lanthan und die im Periodensystem auf das Lanthan folgenden 14 Elemente, die Lanthanoide, sowie 
Yttrium und Scandium zusammengefasst. Sie werden fast ausschließlich nach element- und hochreiner Aufbereitung in zahlreichen Hochtechnologien 
(beispielsweise Katalysatoren, Energiesparlampen, NiMH-Batterien und leistungsstarke Magnete für den Antrieb von E-Motoren, beispielsweise Elektro- und 
Hybridfahrzeuge oder Windkraftanlagen) eingesetzt.

	A g	S ilber	 u. a. Lote, Legierungen, Medizin, Schmuck

	C d	C admium	 u. a. Halbleiter, Solarzellen

	I n	I ndium	 u. a. Photovoltaik, Displays, Legierungen

	S n	Z inn	 u. a. Lote, Legierungen, Verzinnung

	S b	A ntimon	 u. a. Streichhölzer, Flammschutz, Glas

	T a	T antal	 u. a. Stahlveredler, Kondensatoren

	 W	 Wolfram	 u. a. hochfeste Werkstoffe, Leuchtmittel

	R e	R henium	 u. a. Thermoelemente, Katalysatoren

	O s	O smium	 u. a. Medizin, Katalysatoren, hochfeste Legierungen

	 Pt	 Platin	 u. a. Chemieindustrie, Katalysatoren, Schmuck

	A u	G old	 u. a. Elektronikindustrie, Optik, Medizin, Schmuck

	H g	 Quecksilber	 u. a. Elektroindustrie, Legierungen

	 Pb	B lei	 u. a. Apparatebau, Automobil- und Bauindustrie, Medizin

	B i	B ismut	 u. a. Wärme-Kälte-Technik, Farben, Lacke

	L a*-Lu	 u. a. Legierungen, Katalysatoren, Energiesparlampen 
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„�Nie war Zukunft so nahe wie heute.“
� — Hubert Burda
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„�Die Zukunftsfähigkeit des Industrielandes 
Deutschland ist ein gemeinsamer Prozess 
von Politik, Industrie und Gesellschaft.“
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Ed
editorial

lieBe leserinnen und leser,

so viel gesellschaftlicher Dialog und Beteiligung war selten – wenn auch Begriffe wie Bürgerdialog und Bürger-
entscheid nicht wirklich neu in der politischen Kultur und bei großen Infrastrukturprojekten unseres Landes 
sind. Die Herausforderungen für die moderne Industriegesellschaft waren jedoch selten derart komplex. Sie 
bemühen den gesellschaftlichen Grundkonsens und erfordern ein Höchstmaß an Sensibilität und Dialog.

Wir stellen uns als verantwortungsbewusste Branchenrepräsentanten, Unternehmer und Industrielle diesen 
gesellschaftlichen Aufgaben und vor allen Dingen den daraus erwachsenden Gesprächen mit allen demokrati-
schen Kräften und gesellschaftlichen Gruppen. Dies geschieht auf den politischen Bühnen in Berlin und Brüssel 
und an unseren Unternehmensstandorten. 

Kommunikation, Fakten und Transparenz bestimmen in Verbindung mit unserem Leitsatz „Betroffene zu Betei-
ligten machen“ unser Handeln.

Die Welt, egal ob Industrie-, Schwellen- oder Entwicklungsländer, erlebt umfassende Veränderungen, die sich 
auf die gesamte Gesellschaft auswirken. Die Wertschöpfungsketten und deren Erhalt prägen die Innovations-
standorte Deutschland und Europa. Sie sind ein Zeichen von Stabilität, Produktivität und Flexibilität und passen 
sich den Erfordernissen der Zeit an. Sie ermöglichen, aus den Grund- und Werkstoffen der energieintenisven 
Grundstoffindustrien – der DNA des modernen Lebens – die Grundlagen und die Infrastruktur moderner Indus-
triegesellschaften zu formen.

Unsere metallerzeugenden und -verarbeitenden Unternehmen verbinden ihre Effizienzkompetenz mit dem 
Nachhaltigkeitsgedanken. Die Werkstoffe der Zukunft sollen auch künftig in Deutschland und Europa produ-
ziert werden, die Wertschöpfung in Deutschland und Europa erfolgen. Das steht für Qualität und ist der Motor 
und Garant für Wohlstand, Wachstum, Arbeitsplätze und soziale Sicherung.

Der vorliegende Geschäftsbericht der WirtschaftsVereinigung Metalle „Perspektiven“ wird seinem Titel gerecht. 
Er skizziert die Zukunft der NE-Metallindustrie als moderne Grundstoffindustrie auf den nachfolgenden Seiten. 
Dabei wird das „Unternehmen der Zukunft“ ebenso beleuchtet wie die transatlantische Partnerschaft zu den 
Vereinigten Staaten von Amerika. Und natürlich finden Sie die Informationen über Märkte und Konjunktur der 
NE-Metallindustrie.

Wir wünschen Ihnen eine interessante Lektüre und freuen uns auf das nächste Gespräch mit Ihnen.

 Ihr Ihr

 Ulrich Grillo Martin Kneer 
 Präsident Hauptgeschäftsführer

DIE DNA 
MODERNEN 
LEBENS
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Die Zukunft hat längst begonnen. Moderne 
Fabriken in der Nichteisen-Metallindustrie 
sind Zeugnis von nachhaltigen und verant-
wortungsvollen Investitionen in Technologie, 
Umwelt und Menschen, die über das vor
geschriebene Maß hinausgehen.
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 abSPruNG iN Die

ZuKunft
„ Nachhaltigkeit, urbanisierung und  
ressourceneinsparung, ausstieg aus der 
Kernenergie und Konsequenzen  
der energiewende – das sind für mich  
die zentralen Megatrends.“

     ulrich altstetter

unternehmensvertreter und Verband diskutieren über neue unternehmensmodelle,  
Megatrends und erfolgsindikatoren. Die unternehmen der Nichteisen(Ne)-Metallindustrie 
haben mehr Zukunftspotenzial als ihnen in der öffentlichen Diskussion zugestanden  
wird. Die Strategien und aktivitäten, die tagtäglich an unternehmensstandorten in Deutsch-
land, europa, asien und den uSa entwickelt und umgesetzt werden, schaffen die  
Voraussetzung für den wirtschaftlichen erfolg von morgen. Die metallerzeugenden und 
-verarbeitenden unternehmen erfassen dabei frühzeitig Megatrends und tragen so  
zur Stärkung des industrielandes Deutschland bei. Das Gespräch zeigt lösungswege der 
unternehmen der Ne-Metallindustrie zu wichtigen und aktuellen ökonomischen,  
ökologischen und gesellschaftlichen entwicklungen.

DIE DNA 
MODERNEN 
LEBENS

5



6

D ie deutsche Industrie ist ein weltweit aner-
kanntes Erfolgsmodell. Gefragt sind nicht nur Erfolgs-
konzepte der Vergangenheit, sondern zunehmend 
Antworten auf Zukunftsfragen. Ulrich Altstetter, Mit-
glied des Vorstands der Wieland-Werke AG, und Oli-
ver Bell, Konzernvorstand Rolled Products der Norsk 
Hydro ASA, sowie WVM-Hauptgeschäftsführer Martin 
Kneer diskutierten über Herausforderungen und Lö-
sungsansätze. Beide Unternehmen haben klare Vor-
stellungen von ihrem Weg in die Zukunft.

Kneer: Kann die deutsche Industrie ihren exzellen-
ten Ruf und ihre Funktion als Basis für Wohlstand in 
unserem Land unbefristet in die Zukunft verlängern, 
oder zwingen uns nationale Alleingänge, europäische 
Administration und globale Megatrends zu radikalen 
Einschnitten und Kurswechseln?

Altstetter: Nachhaltigkeit, Urbanisierung und Res-
sourceneinsparung – das sind für mich die zentralen 
Megatrends. National kommen der Ausstieg aus der 
Kernenergie und die unter dem Stichwort Energie-
wende gefassten Konsequenzen hinzu. Der Verzicht 
auf die friedliche Nutzung der Kernenergie kann 
lokal und sogar im europäischen Rahmen zu einer 
Ressourcenverknappung führen. Wir brauchen an-
dere Energieträger und benötigen mehr Ressourcen 
für neue Energietechniken. Der notwendige Verän-
derungsprozess ist zeitlich knapp bemessen, deshalb 

müssen wir dringend Fahrt aufnehmen. Möglicherweise brauchen wir echte 
Technologiesprünge. Da wollen und müssen wir ganz vorne mit dabei sein. 
Ich bin überzeugt, die Energiewende ist ohne die Nichteisen(NE)-Metalle 
nicht zu schaffen. 

Wir analysieren die sogenannten Megatrends und ermitteln, welche 
davon uns betreffen könnten und wo unsere Produkte in der Zukunft eine 
Chance haben. Es ist ein großes Glück, dass viele Produkte unseres Hauses 
Bestandteil der Megatrends sind. Wir gehen aber weiter und diskutieren 
unsere Erfolgsfaktoren und neue Lösungsansätze, die über das klassische 
Halbzeug hinausgehen. Wir kombinieren die Produkte mit Beratungs- und 
Dienstleistungen. Dabei unterscheiden wir zwischen Produkten, die weiter-
entwickelt werden, und echten Innovationen. 

Bell: Hydro hat konkrete Ziele zur Nachhaltigkeit verabschiedet. Eine wirklich 
nachhaltige Produktion ist nach unserer Ansicht die richtige Antwort auf 
praktisch alle Megatrends. Ein ganz wichtiger Trend, den wir klar identifizie-
ren, ist das Bevölkerungswachstum. Wir rechnen bis 2050 mit 9 Milliarden 
Menschen auf der Erde. Das hat vielfältige Konsequenzen bezüglich Energie-
bedarf, Klimawandel, Wohlstandsgefälle, Migration und anderem mehr. Wir 
rechnen bis 2050 mit einer Verdoppelung des weltweiten Energiebedarfs. Die 
Transportleistungen werden sich verdreifachen. Der Nahrungsmittelbedarf 
wird sich verdoppeln. Diese Herausforderungen müssen wir annehmen, auch 

Gespräch zur Zukunftsfähigkeit der NE-Metallindustrie

ulrich altstetter

ist Mitglied des Vorstands der Wieland-Werke AG.  
Die Wieland-Gruppe mit Sitz in Ulm ist einer der weltweit führen-
den Hersteller von Halbfabrikaten und Sondererzeugnissen  
aus Kupfer und Kupferlegierungen.
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als Industrie. In der Vergangenheit war Produktivität das Schlagwort, und 
heute ist es die Ressourceneffizienz. Früher musste in kurzer Zeit möglichst 
viel produziert werden. Heute heißt es, mit möglichst wenig Ressourcen-
einsatz die Produktion zu optimieren.

Allein der Megatrend Urbanisierung stellt uns vor gigantische Aufga-
ben: Wir brauchen energieeffiziente Gebäude, die Energie produzieren und 
nicht mehr verbrauchen. Logistik und Mobilität müssen neu definiert werden. 
Wenn wir fossile Kraftstoffe oder Strom als Antriebsenergie weiter nutzen 
wollen, müssen die Fahrzeuge leichter werden. Das geht nicht ohne Metal-
le. Ein Drittel aller Nahrungsmittel verdirbt, bevor es zum Konsum gelangt, 
Wir brauchen neue Verpackungs- und Logistikkonzepte. Wir brauchen eine 
Kreislaufwirtschaft, und gerade hier werden die Metalle wegen ihrer physika-
lischen Eigenschaften ein solches Plus haben, was wir stärker nutzen wollen. 
Wir bemühen uns derzeit in Osteuropa um den Aufbau von Recyclingmodel-
len, um dort die Metalle wieder zurück in den Kreislauf zu bringen. Das hat 
Erfolg. Beispiel Dose: 1990 lag das Recycling in Europa bei 20 Prozent, heute 
sind es etwa 65 Prozent. Unser Ziel bis 2020 liegt bei 80 Prozent. Dieses Ziel 
haben wir als Industrie formuliert, und wir sorgen aktiv für die Zielerreichung. 
Hinter jedem erkannten Megatrend steckt, wie ich zeigen möchte, eine Fülle 
komplexer Aufgaben, für die wir Lösungskompetenz bereitstellen müssen. 

Beim Megatrend Ressourceneffizienz sind wir Euro-
päer derzeit die globalen Treiber. Hydro setzt dabei 
als integrierter Aluminiumkonzern bereits beim Mi-
ning an. Unsere Ziele beziehen sich auf den Erhalt 
von geschützten Regionen und den Schutz indigener 
Völker in Südamerika. Am Anfang einer nachhaltigen 
Wertschöpfungskette steht das Sustainable Mining. 
Dann kommen die Potenziale in der Produktion, in der 
Anwendung und im Recycling. Wir haben uns für die 
einzelnen Wertschöpfungsstufen Ziele gesetzt, die wir 
runterbrechen auf die Einheiten in der Kette. Das heißt 
ganz konkret: der konzernweite Wasserverbrauch 
sinkt bis 2020 um 10 Prozent. Die Verwertung von 
Produktionsabfällen steigt bis 2020 auf 75 Prozent. 
Die Reduktion der Treibhausgasemissionen schreitet 
weiter voran. Diese Entwicklung wird getrieben von 
Konsumenten und Regierungen. Nachhaltigkeit wird 
zum Verkaufs- und zum Akzeptanzargument. In Eu-
ropa, speziell in Nordeuropa, ist dieser Trend bereits 
stark ausgeprägt. 

Altstetter: Nachhaltigkeit hat auch die Funktion einer 
Brücke. Sie schafft Akzeptanz und Vertrauen. Das gilt 
für die Beziehung Mitarbeiter/Unternehmen aber auch 
für die Beziehung Bürger/Politik. Nachhaltigkeit kann 
uns ein neues gemeinsames Fundament liefern. 

oliver bell

ist Executive Vice President, Rolled Products der Norsk Hydro ASA. 
Hydro ist der größte Aluminiumhersteller Europas. In Deutschland 
produziert Hydro an mehreren Standorten eine breite Palette  
von Aluminiumprodukten.

DIE DNA 
MODERNEN 
LEBENS
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Heute fehlen vielfach noch tragfähige und akzeptierte 
Kon zepte, technische Lösungen und Finanzierungsmo-
delle. Nachhaltigkeit ist keine Träumerei, sondern setzt 
sich weltweit durch: China unternimmt erste Gehver-
suche. In den USA sollen bis 2030 Gebäude ohne Fremd-
energie auskommen. Und wir sollten nicht vergessen, 
dass insbesondere Asiaten sich neuen Herausforderun-
gen mit deutlich höherer Umsetzungs geschwindigkeit 
widmen, als wir das in Europa können oder wollen.

Kneer: Wenn die Megatrends so wichtig für unsere 
Industrie werden, wie können wir die richtigen unter-
nehmerischen Entscheidungen ableiten und Lösungs-
ansätze anbieten?

Altstetter: Der Kunde ist für mich der wichtigste 
Zukunftsindikator. Er zeigt uns, wo die Entwicklung 
hingeht. Als klassischer Halbzeug-Produzent sind wir 
global und mit einem sehr gut ausgebauten Vertriebs-
netz sehr kundennah aufgestellt. Zuletzt sind neue 
Schneidcenter in Südchina und Indien hinzugekom-
men, und wir haben ein Verkaufsbüro in Brasilien er-
öffnet. Das Vertriebsnetz wurde systematisch und mit 
Bedacht ausgebaut, um nah und schnell am Kunden 
zu sein. Um die im Markt erkannten Anforderungen 
in Lösungen umzusetzen, haben wir einen Innovati-
onsprozess etabliert: Sehr erfahrene Mitarbeiter aus 
Vertrieb und Technik arbeiten in einer Arbeitsgruppe 
zusammen, nehmen neue Ideen auf und filtern dann 
Projekte heraus, die wir weiterverfolgen und in deren 
Verwirklichung wir investieren. 

Bell: Unser Innovationspotenzial und unsere Lö-
sungskompetenz sind global gefragt. In nahezu allen 
Entwicklungs- und Schwellenländern stehen derzeit 
Wohlstandszuwächse im Vordergrund. Dies ist mit 
starker Nutzung aller natürlichen Ressourcen verbun-
den. Die Länder haben zwar Verständnis für Ressour-
cen- und Umweltprobleme, aber kaum Lösungsstrate-
gien. In Europa können wir Lösungen entwickeln und 
weitergeben. Aber wir dürfen unsere Industrie nicht 
aus Deutschland oder von unserem Kontinent vertrei-
ben. Wir brauchen den Wandel, aber mit Chancen zum 
Überleben. Nur so können wir ein Beispiel geben und 

 „ unser innovationspotenzial  
und unsere lösungskom-
petenz sind global gefragt.  
in europa können wir lösun-
gen entwickeln und an  
entwicklungs- und Schwel-
lenländer weitergeben.“

   Oliver bell

Deutschland zieht seine Innovationskraft aus geschlossenen Wert- 
schöpfungsketten. Die enge Kooperation zwischen allen Stufen  

der Wertschöpfung ermöglicht neue Legierungen und Verarbeitungstechniken.

8
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Know-how weiterreichen. Ob wir das schaffen, wird 
sich am Beispiel der Energiewende zeigen. Dieses deut-
sche Experiment findet weltweit starke Aufmerksam-
keit. Wenn es schief geht, wäre das schrecklich, denn 
niemand würde dem Modell zukünftig folgen. Deshalb 
muss Deutschland bei der Energiewende erfolgreich 
sein. Dazu gehört auch industriepolitische Balance. 
Die Industrie muss sich anpassen, aber sie darf nicht 
so viel auf die Schultern geladen bekommen, dass sie 
es nicht mehr an das Ziel schafft. Das wäre nicht nur 
schlimm für die Industrie, sondern auch für das Klima 
und die gesamte Gesellschaft. 

Kneer: Wenn wir die Energiewende und die Mega-
trends als Chance begreifen, brauchen wir eine Risiko- 
strategie und ein Monitoring, um Fehlentwicklungen 
zu korrigieren oder besser noch zu vermeiden. Mehr 
Akzeptanz für die notwendigen Anpassungsmaß-
nahmen ist notwendig. Die NE-Metallindustrie will 
und kann den Weg mitgehen, aber geht ihn auch die 
Gesellschaft in Bezug auf die Industrie mit? Welche 
Maßnahmen initiieren wir in unseren Unternehmen?

Bell: Da bin ich optimistisch. Es gibt inzwischen die 
Erkenntnis, dass Wohlstand ohne Industrie nicht mög-
lich ist. Wir sehen doch, was es bedeutet, wenn die 
wirtschaftliche Basis wegbricht: Es gibt genügend Bei-
spiele in Europa und in der restlichen Welt. Viele gute 
Gründe sprechen für die Industrie, in Deutschland zu 
bleiben. Aber wir brauchen eine Basis zum Überleben. 
Vor allem internationale Unternehmen haben Alter-
nativen zum Standort Deutschland. Ein Vorteil von 
Deutschland ist, dass wir unsere Innovationskraft aus 
geschlossenen Wertschöpfungsketten ziehen. Durch 
die neuen Rohstoffallianzen sorgen wir für eine zu-
sätzliche Stärkung unserer tiefen Wertschöpfungs-
struktur und können vielleicht noch innovativer und 
sicher deutlich nachhaltiger produzieren. 

Altstetter: Ein großer Teil der künftigen Erfolgsver-
antwortung liegt in der richtigen Führung unserer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ein häufig noch 
stark problemorientiertes Arbeiten muss in eine lö-
sungsorientierte Arbeitsweise übergehen. So ist es 

auch meine Aufgabe, die zukünftige Unternehmensarchitektur mitzuge-
stalten und die Voraussetzung für schlanke, robuste Prozesse und kunden-
orientierte Lösungen zu schaffen. Unsere Entscheidungen und Strategien 
müssen den Anforderungen der jeweils nächsten 10 Jahre standhalten. Die 
technischen Möglichkeiten werden weiterhin eine große Rolle spielen. Hoch 
qualifizierte und vor allem flexible Mitarbeiter werden aber immer wichtiger. 

Die Anforderungen an die Zukunft gehen meines Erachtens über die 
heutige Halbzeugproduktion hinaus. Das Zusammenführen von ingenieur-
technischem Wissen, Biologie und Chemie birgt enormes Potenzial, erfor-
dert aber mehr Teamfähigkeit und gegenseitiges Verständnis. Die Potenziale 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette müssen erkannt werden. Selbst 
wenn wir unsere Prozesse optimal gestalten, unsere Anlageneffizienz nutzen 
und über die IT transparent steuern und entscheiden, so liegt das größte 
Potenzial häufig erst in der Nutzung und Anwendung unserer Produkte. Das 
müssen Politik und Gesellschaft erkennen und respektieren.

Bell: So wie wir unsere Nachhaltigkeitsziele messen und kontrollieren, ver-
suchen wir auch mit Erfolg, das Verhältnis von Mitarbeiter und Unternehmen 
empirisch zu erfassen und zu optimieren. Dazu gibt es den konzernweiten 
Engagement-Index, der alle zwei Jahre auf freiwilliger Basis die individuellen 

 „ Wenn wir die energie-
wende und die Mega-
trends als chance  
begreifen, brauchen wir 
eine risikostrategie  
und ein Monitoring, um 
Fehlentwicklungen zu 
korrigieren oder besser 
noch zu vermeiden.“

   Martin Kneer
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neue Innovationen auf allen Stufen durch bessere Legierungen und Verarbei-
tungstechniken. Ich glaube, dass Leichtbau in der Fahrzeugkonstruktion und in 
der Automobilproduktion, aber auch Innovationen in der Verpackungsindustrie 
durch diese Struktur auch im internationalen Kontakt wichtige Impulse erhalten. 

Altstetter: Wir entwickeln und liefern z. B. bereits heute Bauteile für Hyb-
ridantriebe an die Automobil- und die Zulieferindustrie. Das ist ein Schritt 
weiter in der Verarbeitungstiefe, aber auch eine Ausweitung der Tätigkeit in 
andere Branchen und Werkstoffe. In einem eigenen Maschinenbaubetrieb, 
der Wieland Anlagentechnik, bündeln wir das Know-how aus der Halbzeug-
fertigung, der Prozess- und Wärmetechnik sowie aus Maschinendiagnose 
und Energieeffizienz. Daraus ergeben sich strategische Ansätze für das ei-
gene Unternehmen, und wir bieten unseren bisherigen und neuen Kunden 
neue Lösungen und Diestleistungen bezüglich Ressourcenschonung und 
Energieeffizienz an.

Kneer: Die Zukunft hat also längst begonnen. Der Blick auf Strategien und kon-
krete Aktivitäten verdeutlicht, welches Zukunftspotenzial die NE-Metalle und 
damit die Unternehmen der NE-Metallindustrie haben. Voraussetzungen für 
den Erfolg sind das frühzeitige Erfassen der Megatrends und eine aktive Stabili-
sierung des Industriestandortes Deutschland bei Politik und in der Gesellschaft. 

Faktoren Stolz, Zufriedenheit, Bindung und Identifika-
tion abfragt und vergleicht. Die Ergebnisse bilden die 
Grundlage für Anpassungsprozesse, zum Beispiel bei 
der Flexibilität, der Fortbildung sowie in den Bereichen 
Gesundheit, Sicherheit und Umweltschutz. 

Altstetter: Einbindung und Motivation der Mitar-
beiter sind Schlüsselfaktoren für unsere Zukunft. Wir 
müssen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ihre 
persönliche Aufgabe und für das Unternehmen be-
geistern. Sichtbar werden die Erfolge einer modernen 
und einheitlichen Führungsstrategie an den Schnitt-
stellen zur Gesellschaft: Unser guter Ruf als sozial 
engagiertes Unternehmen führt uns gute Mitarbeiter 
aus der Region zu. Kunden und Besucher erkennen 
beim Besuch des Unternehmens die besondere Unter-
nehmenskultur an Aspekten wie Freundlichkeit, Sau-
berkeit, Kollegialität und Offenheit. Das trägt Früch-
te bis auf die Ergebnisebene. Wir stellen in unserer 
Gesellschaft aber auch eine große Unzufriedenheit 
und zunehmend psychische Erkrankungen fest. Der 
Leistungsdruck und die Komplexität am Arbeitsplatz, 
vor allem aber auch die Anforderungen im privaten 
Umfeld, führen in der Summe zu einer hohen Belas-
tung. Um dem zu begegnen, sind uns im Unterneh-
men drei Aspekte sehr wichtig: Gesunde Ernährung, 
persönliche Fitness und ein stabiles familiäres Umfeld 
für jeden Mitarbeiter. Wir unterstützen aktiv all diese 
Faktoren, um die persönliche Zufriedenheit zu fördern 
und die Leistungsfähigkeit zu erhalten.

Kneer: Es wird deutlich, dass Ihre Unternehmen die 
Herausforderungen der Zukunft aktiv und mit neuen 
interessanten Strategien annehmen. Das Verhältnis 
von Mensch, Technik und Ressourcen wird neu austa-
riert. Wie schnell wirken sich die Veränderungen in der 
Unternehmenspraxis aus?

Bell: Wir sind überzeugt, dass wir mit unseren stark inte-
grierten Standorten einen wichtigen Erfolgsfaktor in der 
Hand halten. Am Standort Neuss/Grevenbroich bilden 
Hütte, Walzwerk und Recycling eine geschlossene Wert-
schöpfungskette und kooperieren eng mit unserer For-
schung & Entwicklung in Bonn. Das ermöglicht immer 

Prüfstand Versorgungssicherheit: Deutschland muss 
bei der Energiewende erfolgreich sein. Dazu gehört 
auch die industriepolitische Balance. Der Industrie 
darf nicht zu viel auf die Schulter gepackt werden.
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250 Mio €
 

Die Wieland-Werke AG  
hat in den vergangenen fünf 

Jahren über  
250 Millionen Euro in den 

Standort Vöhringen investiert.

320 Mio €
 

Hydro investierte in den 
Jahren 2006 bis 2011 in die 

Aluminiumwerke im  
Rheinkreis Neuss fast  

320 Millionen Euro.

70 %
70 Prozent der Manager  

halten die Tüftlermentalität  
für eine besondere  
deutsche Stärke.*

53 %
53 Prozent der Manager  
fordern mehr politische 

Unterstützung der deutschen 
Wirtschaft in Europa.*

Top-Thema: Zukunft der NE-Metallindustrie

TT
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Deutschland ist und bleibt  
ein Industrie-, Innovations- und  
Investitionsland. 

Dieser Dreiklang fußt auf einer zukunfts- und innova-
tionsfähigen Industrie und wird durch mehr Investitio-
nen, mehr Wachstum, mehr Beschäftigung und attrak-
tive Rahmenbedingungen gestärkt. In keiner anderen 
führenden Volkswirtschaft der Erde ist der Anteil der 
Industrie an der Wertschöpfung höher. Gemeinsam mit 
den industrienahen Dienstleistungen bildet die Indus-
trie einen Wachstumskern, der uns erfolgreich durch 
Krisen getragen hat. Wir brauchen heute und morgen 
ein industriepolitisches Gesamtkonzept, das attrakti-
ve Rahmenbedingungen für die Industrie am Standort 
Deutschland setzt.

Nachhaltigkeit  
ist keine Träumerei,  
sondern setzt  
sich weltweit durch.

* Quelle: Capital-Elite-Panel
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Voneinander lernen

12

US-Botschafter Philip D. Murphy und WVM-Präsident Ulrich Grillo 
im Gespräch über die transatlantische Kooperation
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eine vertiefte transatlantische Kooperation ist wichtiger denn je. Er-
fahrungen und Herausforderungen auf beiden Seiten des Atlantiks können 
helfen, jeweils eigene Aufgaben besser zu verstehen und zu lösen. US-Bot-
schafter Philip D. Murphy diskutierte mit WVM-Präsident Ulrich Grillo und 
WVM-Hauptgeschäftsführer Martin Kneer über das aktuelle Verhältnis zwi-
schen Deutschland und den USA.

Grillo: Herr Botschafter! Deutschland ist bekannt für seine gut ausgebildeten 
und qualifizierten Arbeitnehmer, besonders für seine Ingenieure und natür-
lich für das „Made in Germany“ seiner Produkte. Einige unserer europäischen 
Nachbarn schauen staunend auf unsere stabile wirtschaftliche Entwicklung 
mit einem Anteil der Industrie am Bruttoinlandsprodukt von 26 Prozent. In 
manchen Ländern hat die Industrie nur noch einen Anteil von 10 Prozent 
oder weniger am Bruttoinlandsprodukt. Deutschland hat eine leistungsfähi-
ge und sehr produktionsorientierte Industrie. Aber wir haben kein Silicon Val-
ley, weder Apple noch Google. Welche Unterschiede gibt es zwischen unseren 
Industriestrukturen? Wird es eine Reindustrialisierung in den USA geben, und 
wie sehen Sie die USA gegenwärtig im globalen Technologiewettbewerb?

Murphy: Ich denke sehr intensiv über diese Fragen und Themen nach. Wie 
konnte es Deutschland gelingen, seine industrielle Basis zu erhalten und so 
gut durch die Krisen zu kommen? Vor allem wohl durch seine Familienunter-
nehmen. Ihr Unternehmen, Herr Grillo, ist ein gutes Beispiel für diesen Erfolg. 
Andererseits müssen wir uns fragen, warum die USA bis heute das wichtigste 
Land für Unternehmensgründungen sind – nicht nur in der Technologiebran-
che, aber hier besonders stark. Wir können gegenseitig voneinander lernen. 

A ulrich grillo

Geboren 1959 in Köln, studierte Ulrich Grillo  
von 1982 bis 1987 Betriebswirtschaftslehre an der 
Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster 
und begann seine berufliche Laufbahn bei den 
Beraterfirmen Arthur Andersen & Co., Frankfurt, 
und A. T. Kearney, Düsseldorf. 1993 trat er in den 
Düsseldorfer Mischkonzern Rheinmetall ein, wo  
er zuletzt stellvertretender Vorstandsvorsitzender 
der Rheinmetall Detec AG war. 

Im August 2001 trat Ulrich Grillo in den Vorstand 
der Grillo-Werke ein. Seit 2004 ist er dort Vor-
standsvorsitzender. Er ist u. a. seit November 2006 
Präsident der WirtschaftsVereinigung Metalle und 
seit 2011 Vizepräsident des Bundesverbands  
der Deutschen Industrie (BDI). Darüber hinaus ist  
Grillo seit Juni 2007 Vorsitzender des BDI-Aus-
schusses „Rohstoffpolitik”. Außerdem ist er Mit-
glied in verschiedenen Beiräten und Aufsichtsräten.

B PhiliP D. MurPhY

Geboren 1957 in der Nähe von Boston, Massachu-
setts. Von 1993 bis 1997 leitete der Wirtschafts-
wissenschaftler Murphy das Frankfurter Büro von 
Goldman Sachs. Er war zuständig für die Aktivitä-
ten in Deutschland, der Schweiz, Österreich sowie 
in den osteuropäischen Ländern. 2006 schied 
Murphy als Senior Director des Unternehmens aus.
Von 2006 bis 2009 war Murphy Bundesvorsitzen-
der für die Finanzangelegenheiten des Nationalen 
Ausschusses der Demokraten. Am 3. September 
2009 wurde er als Botschafter der Vereinigten 
Staaten von Amerika in Deutschland akkreditiert.

B

A
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Grillo: Sehr viele Unternehmen aus Deutschland und 
Europa investieren in den USA! Das gilt auch für unsere 
NE-Metallindustrie, die als Grundstoffindustrie wesent-
liche Komponenten der Wertschöpfungskette liefert.

Murphy: Wir haben große Investments in 
Deutschland, Sie in den USA. Es ist gegenseitig. Aber 
was ich meine, sind Jobs, die bisher in Regionen ab-
gewandert sind, wo die Löhne und sonstigen Kosten 
niedrig sind. Aber hier gibt es Veränderungen. Die 
USA sind für große Firmen aus dem Ausland und aus 
Deutschland wieder attraktiv. Wir sagen: ‚Baut eure 
nächste Firma oder Produktion in den USA auf.‘ Im-
mer mehr Unternehmen aus Deutschland kommen 
aus zwei Gründen in die USA: Sie produzieren hier für 
den US-Markt, aber sie kommen verstärkt auch, um 
von hier aus zu exportieren. Wir wiederum orientieren 
uns an Ihren Unternehmen, vor allem an den Famili-
en- und den mittelständischen Unternehmen. 

Unser aktuelles Problem ist, dass die Gewinne 
schneller wachsen als die Zahl der Jobs. Unsere Ar-
beitslosigkeit liegt aktuell bei über 8 Prozent. Das 
ist zu hoch, und Präsident Obama konzentriert sich 
derzeit auf die Lösung dieses Problems. Die Resultate 
sind bereits sichtbar, besonders im Privatsektor. Aber 
es müssen noch mehr Jobs entstehen. Ich glaube, die 
Unternehmen müssen zunächst sicher und stabil da-
stehen, bevor sie neue Arbeitskräfte einstellen. 

Grillo: Also Stärkung der Unternehmen und mehr 
Investitionen!

Murphy: Hoffentlich führt das zu einem schnel-
len Beschäftigungszuwachs.

Grillo: Für uns ist die transatlantische Zusam-
menarbeit ein besonders wichtiges Thema. Die USA 
und Deutschland haben eine lange gemeinsame His-
torie. Auf wirtschaftlichem Gebiet leben wir in einer 
Art von „friendly competition“. Wir sind Freunde, aber 
eben auch Wettbewerber. Wir teilen viele gemeinsame 
Werte. Ziel unseres Gespräches soll es sein, Wege zu 
einer weiteren Intensivierung dieser Zusammenarbeit 
zu diskutieren. Nicht nur ich als Unternehmer stelle 
diese Frage, sondern die deutsche Industrie und große 
Teile der Gesellschaft. 

Ein wichtiger Beitrag ist die Beseitigung von Han-
delshemmnissen, nicht nur zwischen unseren Ländern,  

Zum Beispiel bei der Fertigung und in der Produktion. Ich sehe kei-
nen Grund, warum wir in den USA unsere industrielle Basis nicht 
wieder vergrößern könnten. Andererseits sollte es für Deutschland 
nicht unmöglich sein, sich auf der Grundlage seiner Technikkultur 
und -historie zu einem großen Innovationstandort für neue Tech-
nologien zu entwickeln, wie es heute die USA sind. Unser Präsident 
und die Regierung sehen in der Schaffung von Jobs in der Industrie 
und in der Exportstärkung eine vorrangige Aufgabe.

Wenn wir auf die Kosten für Arbeit, Infrastruktur und Transport 
sowie auf die Gesetzgebung schauen, wird es immer mehr zur Auf-
gabe, für neue Jobs in den USA zu sorgen. Das heißt nicht, dass sich 
US-Unternehmen aus Deutschland oder anderen Ländern zurück-
ziehen. Davon kann keine Rede sein. Es gibt beiderseits des Atlantiks 
Investitionen mit jeweils Hundertausenden von Beschäftigten. 

Ulrich Grillo betonte im Gespräch mit Philip D. Murphy  
die gemeinsamen kulturellen Werte der USA und Deutschlands.
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sondern als gemeinsame Aktion gegen China und an-
dere Staaten. In der WTO handeln wir gemeinsam ge-
gen Handels- und Wettbewerbsbeschränkungen der  
Chinesen und anderer Länder. Rohstoffstrategie ist 
ein Thema mit hoher Priorität. Vielleicht kennen Sie 
unsere Rohstoff-Initiative? Vor zwei Jahren hat sie der 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) ange-
stoßen, und derzeit bündeln 12 deutsche Unterneh-
men ihre Interessen in einer Rohstoff-Allianz. Unser 
Ziel ist die Sicherheit unserer Versorgung mit Rohstof-
fen. Die Risiken auf dem Rohstoffsektor sind für uns 
größer als für Amerika mit seinen reich vorhandenen 
Ressourcen. Auch hier können wir gemeinsam mehr 
erreichen. Welche Strategie verfolgen die USA bei der 
Versorgung mit Rohstoffen, und wie sieht es bei der 
Versorgung mit Öl und Gas aus?

Murphy: Ich glaube, es gibt einen großen Spiel-
raum, um die transatlantische Kooperation zu erwei-
tern. Ich weiß, dass die Deutschen das auch so sehen. 
Brüssel hat hier einen großen Einfluss, aber die Maß-
nahmen müssen auch Sinn machen. Das wichtigs-
te Ziel bleibt, mehr Jobs zu schaffen. Wäre es nicht 
klüger, wenn es mehr transatlantische Harmonie und 
Abstimmung gäbe? Die Bundeskanzlerin hat ein präg-
nantes Beispiel gebracht: E-Mobilität. Wir brauchen in 
Zukunft mehr Standardisierung unserer technischen 
und ökonomischen Systeme. Das erscheint mir über-
aus sinnvoll. Wir haben die transatlantische Koopera-
tion mit zu viel Regeln überladen. 

Bei der Rohstoffversorgung haben wir zwar man-
chen Vorteil infolge der Größe unseres Landes. Es bie-
tet eine Fülle von Ressourcen. Aber nicht alles, was wir 
brauchen, haben wir selbst. Bei Öl und Gas gibt es gro-

ße Anstrengungen, die Importabhängigkeiten zu vermindern. Es gibt große 
Fortschritte beim Fracking und bei der Förderung von unkonventionellem Gas. 
Aber es geht nicht nur um die Ausweitung der Produktion, sondern auch um 
die gleichzeitige Schonung von Umwelt und Ressourcen. Präsident Obama 
hat eine Expertenkommission eingerichtet, die den Umweltfragen beim Fra-
cking nachgeht. Chairman der Kommission ist der aus Europa stammende 
Chemiker John M. Deutch. Die Experten haben eine ausgezeichnete Studie 
vorgelegt. Meinen Freunden in Deutschland habe ich empfohlen, einen ähn-
lichen Weg einzuschlagen: Nichts beschönigen, sondern objektiv und fak-
tenorientiert darstellen! Der entscheidende Punkt ist: Die USA unternehmen 
vielfältige Maßnahmen, um die Versorgungssicherheit und unsere Energie-
gewinnung zu erhöhen. Aber bei uns in den USA gibt es keine so große und 
abrupte Veränderung wie den Ausstieg aus der Kernenergie in Deutschland. 

Grillo: In Deutschland gibt es bei jedem Großprojekt Vorbehalte. Wir 
werden kommunikativ und verfahrensmäßig mehr tun müssen, um eine 
breite Akzeptanz zur Modernisierung unserer Infrastruktur, auch im Zuge 
der Energiewende, zu erreichen. Da sind Politik und Industrie gleichermaßen 
gefordert. Die Politik muss eben aus Betroffenen Beteiligte machen. Das gilt 
sowohl dem Bürger als auch der Industrie gegenüber.

Murphy: Ja, das macht Sinn. Bei uns hat es das jedenfalls gemacht. 
 Faktenbasierte Information ist immer noch am besten.

Kneer: In Deutschland wird stärker emotional als faktenorientiert dis-
kutiert. Die Menschen haben ein bestimmtes Bild von der Energieversorgung 
im Kopf. Aber wenn es darum geht, Windenergieanlagen, Stromnetze oder 
Kraftwerke zu errichten, gibt es keine Zustimmung. Die Akzeptanzproble-
matik für Infrastrukturprojekte ist ein aktuelles Problem in Deutschland. Die 
Lösung basiert nicht nur auf Fakten, sondern ist zunehmend auch eine poli-
tische und emotionale Herausforderung. 

Murphy: Wir kennen diese Diskussion aus den USA. Wir nennen das 
NIMBY: Not in my backyard. 

Philip D. Murphy sieht in der kulturellen  
und ethnischen Vielfalt eine Stärke der USA.

„ Vorrangige aufgabe 
von Obama sind  
industriejobs und  
exportstärkung.“

     Philip D. Murphy
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Kneer: In den USA spielen Stolz auf das Gemeinwesen und individuelle Frei-
heit eine große Rolle. In Deutschland werden die Probleme in den Vorder-
grund gerückt. Vieles wird stark negativ emotionalisiert. Im Ausland spricht 
man bereits von „German Angst“. Ich denke, da besteht ein Unterschied zwi-
schen unseren Ländern. 

Murphy: Ja, historisch betrachtet sind wir gut mit dem Fortschrittsop-
timismus gefahren. Die Interstate Highways haben unser Land erschlossen. 
Die Bahnlinien haben den Osten mit dem Westen verbunden. Oder denken 
Sie an die Mondlandung und die Raumfahrt. Das gelang auf Basis von Eigen-
initiative, Wohlstand und festem politischen Willen. Heutzutage ist alles viel 
schwieriger geworden. Das Problem sind in den USA weniger die Ängste als 
vielmehr die Sorge, ob wir uns Neues leisten können. 

Grillo: Zweifellos ist das ein bedeutender Unterschied zwischen unseren 
Ländern. Wir Deutsche denken zu wenig an die Machbarkeit und an die Kos-
ten. Wir denken daran, was wir uns wünschen, und setzen zudem auf Regu-
lierung, den Staat und Gesetze. Unsere Regierung und Europa neigen dazu, 
immer mehr Vorschriften zu erlassen. Ich bin der Meinung, dass Amerika uns 
zeigt, wie gut es ist, wieder mehr auf das Machbare zu achten, ohne die Um-
welt zu belasten. Freiheit des Handelns mit gesellschaftlicher Verantwortung.

Murphy: Wir glauben, dass Zukunft vor allem durch den privaten Sek-
tor gestaltet wird. Unternehmen wie Apple sind in dieser Hinsicht ebenso 
Vorbilder wie Ikonen. Ich weiß nicht, was meine vier Kinder ohne die Produk-
te von Apple machen würden. Die Elektronisierung der Gesellschaft ist das 
Interstate-Projekt der Gegenwart. Aber es gibt einen Unterschied zu früher: 
Die Regierung gibt nicht mehr in jedem Fall die richtigen Antworten und 
Anweisungen.

Grillo: Deutschland ist eine Erfindernation. Innovationen erzeugen 
Wettbewerbsvorteile. Eine wichtige Voraussetzung ist Freiheit und nicht Re-
gulierung. Da können wir von den USA viel lernen. 

Murphy: Die breite Regulierung aus Brüssel macht die Sache kompliziert. 
Das ist zweifelsohne ein Problem in Europa, das wir in den USA so nicht ken-

nen. Bei uns gibt es harte Diskussionen zwischen der 
Bundesregierung und den Staaten sowie den lokalen 
Institutionen. Aber meist haben wir eine einheitliche 
Linie. Wenn wir auf Europa schauen, wird uns deutlich, 
dass bei uns in den USA vieles einfacher ist. Deutsch-
land hat genug eigene Probleme, aber Sie müssen sich 
jetzt auch noch um die Nachbarn kümmern. Das ist die 
Realität, wie es sie in Amerika nicht gibt.

Grillo: Wir haben festgestellt, das deutsch-
amerikanische Verhältnis ist durch Partnerschaft und 
friendly competition geprägt. Aber wie können wir 
diese Partnerschaft fortentwickeln und noch inten - 
siver machen? Wir müssen noch stärker zusammen-
arbeiten. Wir haben zahlreiche gemeinsame Organi-
sationen wie die Atlantik-Brücke, die deutsch-ame-
rikanische Handelskammer, American Chamber of 
Commerce in Germany u. v. a. m. Sie als Botschafter 
Ihres Landes hier in Deutschland haben vielleicht  
weitere Vorschläge? 

Murphy: All diese Organisationen sind sehr 
wichtig. Sie leisten großartige Arbeit. Ein mir beson-
ders am Herzen liegendes, wichtiges Feld sind die Aus-
tauschprogramme für junge Deutsche und Amerika-
ner. Unsere Generation ist mit den Besonderheiten des 
deutsch-amerikanischen Verhältnisses aufgewachsen. 
Wir wissen um die Besonderheiten dieser Partner-
schaft. Die Frage lautete jedoch: Wie sieht das mit 
dem 17jährigen Jungen in Kreuzberg oder Neukölln, in 
Bochum oder Duisburg aus, der außerdem auch noch 
einen Migrationshintergrund hat? Er und seine Eltern 
können dieses Wissen nicht haben. Wer in Chemnitz 
oder Dresden geboren wurde, deren Eltern haben nie 
diese Partnerschaft erlebt. Für die jungen Leute ist 
deutsch-amerikanische Partnerschaft keine Selbstver-
ständlichkeit. Wir müssen viel tun, um dieses Wissens- 
problem zu lösen und auch wieder positive Emotio-
nen zu schaffen. Wir müssen jetzt die Weichen dafür 
stellen, dass die nächste Generation die Partnerschaft 
lebt. Das ist die Aufgabe von Barack Obama, Angela 
Merkel und CEOs auf beiden Seiten des Atlantiks. 

Ich bin seit Sommer 2009 hier in Deutschland. 
Auch unsere Kinder leben gern hier. Unser Ältester ist 
jetzt zurück nach Amerika gegangen, um die Schule 
zu besuchen. Es ist für unsere Kinder eine einmalige 

„ Partnerschaft und 
friendly competition 
prägen das deutsch-
amerikanische  
Verhältnis.“

     ulrich Grillo
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Chance, in einem anderen Land zu leben. Das wird sie 
für immer prägen. 

Grillo: Ja ich denke, geschäftliche und persönli-
che Verbindungen sind die Basis für ein gutes deutsch-
amerikanisches Verhältnis. Auch wenn wir Probleme 
in Europa haben, zum Beispiel mit dem Euro, sollten 
wir unsere Beziehungen zu Amerika nicht vernachläs-
sigen. Das Potenzial ist gut, und wir können die Bezie-
hungen noch weiter ausbauen. Deshalb bin ich froh, 
dass Sie hier gern leben und sich so für das deutsch-
amerikanische Verhältnis engagieren.

Murphy: Das freut mich sehr. Die Beziehungen sind stark. Das 
gilt auch für die offiziellen Beziehungen. Und natürlich auch für 
die kulturellen Beziehungen. Wir brauchen diese starke Beziehung 
auch in 30 oder 40 Jahren, ganz gleich ob die Menschen ein Un-
ternehmen führen, Politiker sind oder als Fußballtrainer arbeiten. 
Wichtig ist, dass sie alle dieselbe Einstellung haben.

Grillo: Herr Botschafter, ich denke an ein Wort von John F. 
Kennedy: „Frage nicht, was dein Land für dich tun kann, sondern 
was du für dein Land tun kannst.“

Murphy: Genau. Das ist eines der am häufigsten gebrauch-
ten Zitate in den USA. 

Grillo: Vielleicht sollten wir das auch verstärkt in Deutsch-
land befolgen. Ich danke Ihnen für dieses Gespräch.

Murphy: Ich danke ebenfalls. Es war mir eine Ehre, Sie in der 
Botschaft zu begrüßen, und ich freue mich auf ein Wiedersehen.

Transatlantischer Dialog mit Blick auf  
Brandenburger Tor und Reichstag: Philip D. Murphy 
(Mitte), Ulrich Grillo (re.) und Martin Kneer.
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die AntWort Auf  
die europäische  
schuldenKrise heisst
 Mehr eurOPa

18

Europapolitik

Das soziale und ökonomische erfolgsmodell europa hat risse bekommen. an der 
Seite von Wohlstand und Frieden stehen euro- und Schuldenkrise, Desintegration 
und abnehmende internationale akzeptanz. Noch überwiegt Krisen management, 
doch das Problem struktureller erneuerung bleibt drängend.
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a ls Wirtschaftsraum hat sich die EU mit ihren 
den Wettbewerb fördernden Institutionen rund fünf 
Jahrzehnte außerordentlich gut bewährt. Ökonomisch 
betrachtet war und ist Europa die richtige Antwort auf 
die Globalisierung. Dieser positiven Außensicht steht 
die aktuelle Innensicht diametral gegenüber. Die na-
tionalen Regierungen misstrauen den Initiativen der 
Kommission und setzen nationale Interessen zulasten 
des Gemeinschaftsgedankens durch. Die Stärkung von 
Rat und Parlament durch den Vertrag von Lissabon 
hat durch die damit verbundenen Kompetenzverluste 
der nationalen Parlamente die Desintegration Euro-
pas eher noch verstärkt. Auch nach Lissabon ist die 
demokratische Legitimation auf europäischer Ebene 
unzureichend gesichert. Wird der Versuch unternom-
men, Solidarität gegen Widerstände in der eigenen Be-
völkerung zu verankern, so beginnt dieser Prozess, der 
auf Einigung ausgelegt sein soll, seine zentrifugalen 
Kräfte zu entfalten. Vorstellungen eines europäischen 
Finanzministers oder weitergehenden Eingriffsrechten 
der Kommission in nationale Haushaltspolitiken wer-
den daher immer wieder eine Absage erteilt werden, 
obwohl eigentlich alle unterstützen sollten, dass die 
Antwort auf die europäische Schuldenkrise „mehr Eu-
ropa“ sein muss.

DeutschlanD WirD zuM  
anker euroPas
Europa ist stark und erweitert in das 21. Jahrhundert 
gestartet. Europa hat Stabilität und Wachstumsper-
spektiven in die mittel- und osteuropäischen Länder 
gebracht. Die europäische Integration sorgte dafür, 
dass die EU auf Augenhöhe mit den globalen Entwick-
lungen und Veränderungen blieb. Die Globalisierung 
wurde durch eine Entschärfung des Blockdenkens und 
eine stark wachsende Weltbevölkerung verstärkt. Die 
weltweite Arbeitsteilung erhöhte den globalen Wohl-
stand, besonders im ostasiatischen Raum.

Viele europäische Unternehmen haben die sich 
bietenden Chancen genutzt. Wachsende Absatzmärk-
te weltweit, aber auch eine seit 1990 um 141 Mio. 

Einwohner gewachsene EU, sowie die Opportunität, neue EU-
Mitgliedsländer als Standorte für arbeitsintensive Produktions-
prozesse zu nutzen, ließen Umsätze und Erträge steigen. Zugleich 
gelang es Ländern wie Deutschland durch strukturelle Reformen 
die eigene Produktivität und damit die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit zu verbessern. Andere Länder vertrauten darauf, 
industrielle Wertschöpfung durch Branchen des tertiären Sektors 
zu ersetzen. Die Ergebnisse sind bekannt.

Der dynamische Erweiterungs- und Wachstumsprozess hat 
vielen deutschen Unternehmen Erfolg gebracht. Der deutsche 
Mittelstand ist hervorragend aufgestellt. Die strukturelle Robust-
heit von Familienunternehmen, die Reformen der Agenda 2010 
und das bewährte Ausbildungssystem haben die deutschen Un-
ternehmen schnell und gestärkt aus der Krise von 2008/2009 
herausgeführt. Für diese Leistungen wird Deutschland bei seinen 
Nachbarn geachtet. Zugleich nehmen Ängste vor ökonomischer 
und politischer Hegemonie zu. Da Deutschland auf den Feldern 
Wirtschaft und Finanzen Vorbild- und Geberfunktion vereint, 
werden Vorbehalte auf anderen Handlungsfeldern artikuliert: 
Deutsche Unternehmen fördern im Vergleich zu Frankreich oder 
Skandinavien noch zu wenig Frauen. Das Bildungssystem wird 
hinterfragt. Deutschland muss diese Entwicklungen ernst nehmen 
und sich auch um seine Sympathiewerte in der EU kümmern.

Ökonomisch  
betrachtet war 
und ist europa  
die richtige ant-
wort auf die  
Globalisierung.
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euro-krise forDert reforMfähigkeit
Die Ursachen der Probleme in der Eurozone sind lang-
fristiger Natur. Die aktuelle Schuldenproblematik in 
der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
(EWWU) ist weniger das Resultat einer konjunkturellen 
Krise, sondern vielmehr die Folge struktureller Fehl-
entwicklungen, wobei Anpassungserfordernisse ver-
schleppt und mit privaten und öffentlichen Schulden 
verdeckt wurden. Eine Vielzahl an Reformen ist nun 
erforderlich. Die Subventionierung ganzer Volkswirt-
schaften unter dem Mantel der ökonomischen und so-
zialen Annäherung hat sich als falscher Weg erwiesen. 

Sowohl fiskalische Sparpakete als auch strukturelle Neuordnungen in verschie-
denen Politikbereichen werden das Bild der Eurozone in 2012 und darüber hin-
aus bestimmen. Institutionelle und politische Rahmenbedingungen müssen neu 
gestaltet werden, um die Reformfähigkeit in einigen Euro-Ländern zu stärken.

Einige Staatshaushalte und Volkswirtschaften sind vom Kollaps bedroht, 
und ihre Refinanzierungen an den Märkten geraten zunehmend unter Spe-
kulationsdruck. Es ist offensichtlich, dass bei der Schaffung des Euro zwei 
gravierende Konstruktionsfehler in Kauf genommen wurden: Zum einen 
das Ungleichgewicht zwischen der wirtschaftlichen und der monetären Di-
mension, bedingt durch eine unzureichende Koordinierung der einzelstaat-
lichen Wirtschaftspolitiken, zum anderen die institutionellen Friktionen zwi-
schen den 17 Mitgliedstaaten im Euro und den 27 Mitgliedstaaten der EU.  

entWicKlunG einer moDernen  
unD WettbeWerbsfähiGen inDustrie

22,6 %
Ende 2010 wurde der mit Meldepflichten  

verbundene Verwaltungsaufwand um 22,6 % im 
Vergleich zum Stand von 2006 reduziert.

24 %
Deutschlands Arbeitsproduktivität pro  

geleistete Arbeitsstunde liegt etwa 24 % über 
dem EU-27-Durchschnitt

61 %
Der KMU-Sektor macht 61 %  

der Beschäftigten in  
Deutschland aus (EU 67 %).

2,8 %
Die deutsche FuE-Intensität von 2,8 % 

übersteigt deutlich den EU-Durchschnitt,  
der 2009 bei 2,0 % lag.
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Die hohen Schulden und mangelnde Wettbewerbsfähigkeit ei-
niger südeuropäischen Staaten sind auch auf ineffiziente Struk-
turen der Regierungsarbeit und der öffentlichen Verwaltung zu-
rückzuführen, die Reformvorhaben erschweren. Um in Zukunft 
politisch reformfähiger und wirtschaftlich stabiler zu werden, 
müssen einige strukturelle Verbesserungen in diesen Bereichen re-
alisiert werden. Zeitlich befristete „technokratische“ Regierungen 
in einigen Ländern könnten hierbei ein Zwischenschritt sein. Das 
muss nicht zwangsläufig weniger Staat bedeuten, aber effizientere 
administrative Strukturen zur Lösung der Probleme. Europa sollte 
dabei für die unternehmerische Freiheit stehen und weniger für 
bürokratische Überregulierung. Europa kann langfristig nur in Viel-
falt geeint bleiben und ein innovationsfähiger Wirtschaftsstandort 
bleiben, wenn die politische Reformfähigkeit garantiert ist. 

nur Wenn euroPa eine vision bleibt,  
hat es eine zukunft 
Die EU muss sich neben dem aktuellen Krisenmanagement wie-
der stärker ihren Kernaufgaben widmen: Schaffung und Stärkung 
des gemeinsamen Marktes und Hebung der Potenziale und Inno-
vationskräfte. Europa ist ein Traum, der stetig auf ein Neues zu 
realisieren ist. Herausforderungen wie Klimawandel, Ressourcen-
knappheit, Energiewende und Migration kann die EU nur dann 
maßgeblich mitgestalten, wenn sie stark bleibt und sich darauf 
konzentriert, mit einer Stimme zu sprechen und global konsens-
fähige Lösungen anbietet. Die EU braucht neue Fitness für den 
asymmetrischen Wettbewerb mit China und anderen aufstre-
benden Staaten. In der Außenwirkung muss die EU zu neuer Ge-
schlossenheit und Stärke zurückfinden. 

euroPäische orDnungsPolitik
Die europäische Verwaltung hat im Berichtsjahr erneut eine Fülle 
von Vorschlägen für Gesetzgebungsakte, Konsultationen, Road-
maps und Leitlinien publiziert. Die von den Initiativen erfassten 
Wirtschafts- und Gesellschaftsbereiche investieren erhebliche 
Ressourcen in die Begleitung der europäischen Politik. Hinter der 
Vielfalt von Themen und Zielen wird die ordnende Hand einer 
übergreifenden Ordnungspolitik zunehmend unsichtbarer. Die 
Frage zum „Warum?“ vieler Initiativen und die zum „Warum nicht 
anders?“ kann und wird wegen des fehlenden ordnungspoliti-
schen Grundrasters immer seltener gestellt. Wenn internationale 
Wettbewerbsfähigkeit ein zentrales Ziel Europas ist, muss dies 
auch entschlossen gefördert werden, und sinnhafte Instrumen-
te dürfen nicht, wie die Praxis von beihilferechtlichen Verfahren 
zeigt, über Jahre in der Schwebe gehalten werden. 

euroPa erforDert Das hanDeln  
jeDes einzelnen
Die Eurokrise schärft auch den Blick auf das Risiko 
der institutionellen Überforderung. Sowohl die Kom-
mission wie auch das Parlament praktizieren eine 
adminis trative Politik mit hoher Eingriffsintensität 
und geringer Kontrolle. Insbesondere bei der aktuel-
len Krisenbewältigung werden Systemstabilisierungen 
über den Erhalt der bürgerlichen Gesellschaft und 
ihrer ökonomischen Grundlagen gestellt. Reformen, 
Konsolidierung, Verantwortung und Wachstum sind 
jedoch Handlungskategorien, die Menschen, Bürger, 
Unternehmen, Wissenschaftler und auch Politiker 
voraussetzen, die sich der praktischen Umsetzung 
annehmen. Die gemeinsamen Ziele in der EU und die 
europäische Vision erfordern das Handeln von Men-
schen und nicht nur das Funktionieren von Bürokratie. 
Wir haben viel vor uns, wenn wir einen neuen Wachs-
tumsbegriff definieren, für rechtliche Stabilität sorgen, 
einen europäischen Haushalt und entsprechendes 
Kostenbewusstsein etablieren und „last but not least“ 
die europäische Bürgergesellschaft begründen wollen.

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMEN:
Europapolitik, EU-Industriepolitik

ANSPRECHPARTNER: 
Rolf Kuby
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QualiFiKaTiON 
STaTT QuOTe

eine reportAge von WielAnd KrAmer 
frAuen Zeigen erfolgreich  
flAgge in der ne-metAllindustrie

22

a uf vielen Feldern ist Deutschland bereit 
oder entschlossen, eine Vorbildfunktion zu erfüllen. 
Energie- und Klimapolitik zählen dazu. Das Wohl-
standsfundament Industrie findet in der EU und im 
transatlantischen Verhältnis wieder mehr Wertschät-
zung. Der Beitrag Deutschlands zur Stabilisierung der 
europäischen Wirtschafts- und Finanzsysteme ist 
beträchtlich. Zu den Schwächen des Landes zählt der 
geringe Anteil von Frauen in Fach- und Führungspo-
sitionen – so sehen es zumindest die EU-Kommission 
und einige Mitgliedstaaten der Union. Der Bundesver-
band der Deutschen Industrie warnt vor einer Politi-
sierung, fordert aber die Unternehmen zugleich auf, 
das Thema offensiver anzugehen. Aus Gesprächen mit 
Frauen in Fach- und Führungspositionen von Unter-
nehmen der NE-Metallindustrie ergibt sich ein diffe-
renziertes Meinungsbild.

eine Quote schWächt Das  
selbstvertrauen 
Karin Petersen hat sich erst relativ spät für eine Kar-
riere in der Industrie entschieden. Die promovierte 
Mineralogin leitet heute nicht nur die Umweltabtei-
lung der Aurubis AG in Hamburg, sondern auch den 
Konzernumweltschutz. Ihre Verantwortung erfordert 
Präsenz und Flexibilität sowie Führungsverantwor-
tung für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Die an-
spruchsvolle Tätigkeit beim größten Kupferproduzen-

Deutschland sucht auf vielen Feldern den Konsens. 
einigkeit besteht darin, dass mehr Frauen in Fach- und 
Führungspositionen aufrücken müssen. umstritten 
ist, ob dafür gesetzliche regelungen notwendig sind, 
Selbstverpflichtungen helfen oder der Prozess eigen-
dynamisch verläuft. Die reportage porträtiert Frauen, 
die erfolgreich in der Nichteisen(Ne)-Metallindustrie 
tätig sind. ihre erfahrungen geben vielfältige hinweise, 
welche instrumente richtig und hilfreich sind, um  
Frauen zu fördern, beruf und Familie besser zu verein-
baren und Vorbehalte gegen Frauen in leitenden  
Funktionen abzubauen. 
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ten Europas habe ihr bewusst gemacht, vor welchen 
Problemen Frauen in Führungspositionen stehen kön-
nen. Für Frauen ist nicht der gradlinige Karriereweg 
der Königsweg. „Frauen planen ihr Leben in Abschnit-
ten. Darauf müssen Gesellschaft, Staat und Unterneh-
men verstärkt Rücksicht nehmen, wenn mehr Frauen 
in Fach- und Führungspositionen aufrücken sollen“, 
meint die Mutter von drei Söhnen. 

Karin Petersen arbeitete nach der Sammlung 
von Praxiserfahrung als Leiterin eines Umweltlabor-
bereichs mehrere Jahre in der Hamburger Umwelt-
behörde und in diversen Projekten der europäischen 
Kommission. Sie räumt ein, dass die Tätigkeit in einer 
Behörde die Vereinbarkeit von Beruf und Familie der-
zeit besser ermöglicht als eine Tätigkeit in der Indus-
trie. „Da gibt es noch Nachholbedarf“, sagt sie. „Aber 
man darf die unterschiedlichen Rahmenbedingungen 
in einer Verwaltung und im produzierenden Gewerbe 
nicht übersehen.“ 

Handlungsbedarf sieht Karin Petersen vor allem 
beim Wiedereinstieg von Frauen in das Berufsleben. 

Würden mehr Männer Erziehungszeiten übernehmen, könnte sich der ge-
schlechtsspezifische Aspekt des beruflichen Wiedereinstiegs nivellieren und 
zu einer gemeinsamen geschlechterübergreifenden Aufgabe werden. Um 
mehr Frauen fur Fach- und Führungsaufgaben in der Industrie und vor al-
lem in der Metallindustrie zu begeistern, empfiehlt Karin Petersen, für die 
naturwissenschaftlichen und die Ingenieursstudiengänge noch gezielter 
Frauen anzuwerben.

 Aurubis pflegt dazu Kooperationen mit den Hochschulen in Aachen 
und Hamburg-Harburg. Ein Projekt zur dualen Ausbildung in Kooperation 
mit der IHK Hamburg spreche in besonderem Maße junge Frauen an, be-
richtet Karin Petersen. Von einer politisch festgelegten Frauenquote hält die 
oberste Umweltschützerin von Aurubis wenig. „Zwar ist der Frauenanteil 
in den Führungsetagen noch zu gering, doch die, die es geschafft haben, 
verdanken ihren Erfolg ihrer Leistung und ihrem Können und nicht einer 
Quote“, sagt sie. Das sei für das Selbstverständnis der Frauen und ihre Ak-
zeptanz in den Unternehmen unerlässlich und dürfe nicht durch politische 
Regelungen ersetzt werden.

voM girls caMP in Die chefetage
Bei Diehl Aerospace in Nürnberg registriert man sehr genau, wie Schulabgän-
gerinnen auf speziell für junge Frauen zugeschnittene Informationsangebote 

Dr. Karin hinrichs-Petersen 
leiterin abteilunG  
umWeltschutz
aurubis aG, hamburG

Dr. moniKa KoPra-schäfer,  
sPrecherin Der  
GeschäftsführunG
linharDt Gmbh & co. KG,  
viechtach

sanDra rocholl,  
vice PresiDent Quality
Diehl aerosPace Gmbh, nürnberG
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reagieren. Schnupperpraktika und Betriebsführungen, vor allem 
aber das jährliche Girls Camp, kommen gut an. Ein Dutzend Mäd-
chen lädt Diehl pro Jahr in den Osterferien für vier Tage in das 
Unternehmen ein. Die Teilnehmerinnen lernen das Unternehmen 
und die führende Position der Diehl Aerospace bei Innenbeleuch-
tung und Cockpit-Systemen für Flugzeuge kennen. Mit einem 
Auszubildenden an der Seite wird ein Werkstück hergestellt, und 
in der Abschlusspräsentation berichten die Schülerinnen ihren El-
tern und Lehrern von ihren Erfahrungen.

Diehl Aerospace erwartet, dass der Anteil von Frauen in allen 
Unternehmensteilen kontinuierlich steigen wird. Das Unterneh-
men bietet vor allem weiblichen Führungskräften gute Perspek-
tiven, berichtet Sandra Rocholl. Seit kurzem standortübergreifend 
als Leiterin Qualität tätig, hat Sandra Rocholl einen guten Über-
blick über die beruflichen Chancen für Frauen in ihrem Unterneh-
men. Als Maschinebau-Ingenieurin war sie in verschiedenen Funk-
tionen, vor allem in der Produktion, tätig.

In der funktionalen Flexibilität sieht Sandra Rocholl ein we-
sentliches Element, um Frauen den Wiedereinstieg in das Berufs-
leben zu erleichtern oder Familie und Beruf besser aufeinander 
abzustimmen. „Flexibilität ist der entscheidende Faktor, wenn der 
Anteil von Frauen in Unternehmen nachhaltig erhöht werden 
soll“, ist Sandra Rocholl überzeugt. Flexibilität hat ihrer Ansicht 

nach viele Facetten und reicht von der Arbeitszeit 
über Betreuungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
bis hin zur Möglichkeit, im Laufe des Berufslebens 
unterschiedliche Aufgaben im Unternehmen wahrzu-
nehmen. „Viele Unternehmen verschieben ihre bishe-
rigen starren Grenzen, der Lernprozess hat ein hohes 
Tempo“, meint die Produktions-Expertin. 

Von einer Frauenquote hält Sandra Rocholl 
nichts. Es sei wichtig, große Anstrengungen zu unter-
nehmen, damit der weibliche Nachwuchs das mitt-
lere Management ergänzt. Das Interesse, Fach-und 
Führungspositionen zu besetzen, komme dann auto-
matisch, meint sie. Befragt nach typisch weiblichen 
Führungsinstrumenten liefert Sandra Rocholl klare 
Aussagen: Frauen fragen öfter nach als Männer. Au-
ßerdem setzen Frauen auf Diversifizierung bei Prob-
lemlösungen. Sie haben meist Alternativen zur Hand. 

DeutschlanD  
Macht riesenfortschritte
Monika Kopra-Schäfer hat es geschafft. Eigentlich 
schien der promovierten Forstwissenschaftlerin mit 
deutscher Mutter und finnischem Vater eine Karriere 

Jana ehrKe,  
leiterin manaGementsysteme
trimet aluminium aG, essen

reportAge

irmtrauD PaWliK 
sPrecherin Der  
GeschäftsführunG
hyDro aluminium rolleD ProDucts 
Gmbh, Grevenbroich

christine schossiG,  
leitunG strateGischer vertrieb
WielanD-WerKe aG, ulm
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in der Zellstoff- und Papierindustrie wie auf den Leib 
geschrieben. Inzwischen hat sie ihre Arbeitsheimat 
bei den NE-Metallen gefunden. Als Sprecherin der 
Geschäftsführung der Linhardt GmbH mit Verantwor-
tung für die operativen Bereiche leitet sie die Geschi-
cke des in der Herstellung von Tuben und Dosen aus 
Aluminium und Kunststoff spezialisierten Unterneh-
mens aus dem bayerischen Wald mit einem weltweit 
exzellenten Ruf in den Bereichen Pharma, Kosmetik, 
Food und Non-Food.

Die Geschäftsfelder, die Unternehmensentwick-
lung und die Mitarbeiter sind die drei Säulen für die 
Arbeitszufriedenheit der Linhardt-Chefin. „Über eine 
Frauenquote in der Unternehmensleitung brauchen 
wir nicht zu diskutieren“, scherzt die Managerin, um 
sogleich ernst fortzufahren: „Mir ist es wichtig, dass 
es keine Geschlechterdominanz gibt“. In der neunköp-
figen Führungscrew der drei Linhardt-Standorte be-
finden sich derzeit zwei Frauen. In der Produktion er-
reicht der Frauenanteil die Marke von rund 50 Prozent.

Die Mutter einer 15jährigen Tochter und eines 
13jährigen Sohnes weiß, worüber sie redet, wenn es 
um die Berufstätigkeit von Frauen und insbesondere 

von Führungstätigkeit geht. Auch sie sieht in der Flexibilität von 
Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen den Schlüssel für den Er-
folg von Frauen im Beruf. Wichtig ist ihr, dass Beruf und Familie 
kein Konfliktverhältnis bilden, „sondern harmonisch kombiniert 
werden können.“ Um den Frauenanteil in den Führungsebenen 
zu erhöhen, empfiehlt sie, Bewerbungen von Frauen offen anzu-
nehmen und sich ernsthaft mit den Bewerberinnen auseinander-
zusetzen. „Frauen“, so Monika Kopra-Schäfer, „wollen sich durch 
Leistung und Qualifikation durchsetzen“.

uns frauen fehlen netzWerke
Es gibt wohl keine andere Frau, die über längere und breitere Er-
fahrungen in Führungspositionen eines Unternehmens der NE-
Metallindustrie verfügt. Auch eine Juristin mit operativer Verant-
wortung für eine der großen Aluminium-Elektrolysen in Europa 
gibt es derzeit kein zweites Mal. Dass sie deshalb mit den Proble-
men der energieintensiven Industrie vertraut ist und darüberhin-
aus das Energiegeschäft bis ins Detail beherrscht, verwundert da 
kaum noch. Irmtraud Pawlik, Sprecherin der Geschäftsführung 
der Hydro Aluminium Rolled Products GmbH, zählt zweifelsohne 
zu den besonders erfolgreichen Frauen der Branche. Unpräten-
tiös im Gespräch setzt sie ihre langjährige Erfahrung als Frau im 
Beruf in konkrete Empfehlungen um. „Frauen sind heute hoch 
qualifiziert, aber es gelingt ihnen noch nicht, diese Stärke in Prä-
senz umzusetzen. Frauen müssen sich mehr zutrauen und ler-
nen, dabei auch den einen oder anderen Konflikt auszutragen.“ 
Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist für Irmtraud Pawlik 
keine reine Frauensache. „Hier müssen Männer und Frauen ge-
meinsam für ein Umdenken sorgen“, sagt sie. Die skandinavische 
Unternehmenskultur von Hydro sorgt dafür, dass in dem Unter-
nehmen vieles etwas früher als anderswo umgesetzt wird, um 
das Verhältnis von Beruf und Familie harmonisch zu gestalten. 
Auf die Frage nach der Frauenquote antwortet Irmtraud Pawlik 
differenziert: „Vielleicht wäre eine solche Lösung für eine Über-
gangszeit hilfreich, aber im Grundsatz bin ich nicht dafür.“

noch einige alte zÖPfe
Ein Ingenieur-Studium an der Bergakademie Freiberg prägt. Jana 
Ehrke begann ihre Ausbildung zur Metallurgin an der sächsischen 
Hochschule noch vor der Wiedervereinigung. 1995 begab sie sich 
als Werkstoffexpertin und Qualitätsingenieurin auf Jobsuche und 

christiane Konzelmann, 
Geschäftsführerin
metallschmelzWerKe  
ulm Gmbh, ulm
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tät, um bei wichtigen Geschäftsterminen präsent zu sein. Dass Frauen positiv 
für die Unternehmenskultur sind, steht für Christine Schossig außer Frage. Sie 
beobachtet in Meetings, wie Frauen dafür sorgen, dass andere Blickwinkel ein-
genommen werden, mehr hinterfragt und detaillierter diskutiert wird.

Um den Anteil von Frauen in Führungspositionen zu erhöhen, kann eine 
Quote allenfalls den „Geburtshelfer spielen“, ist Christine Schossig überzeugt. 
Sie hat ihren ganz persönlichen Weg gewählt: Christine Schossig engagiert 
sich beim BayernMentoring. Ziel des von der Landeskonferenz der Landes-
frauenbeauftragten an den bayerischen Hochschulen initiierten Projektes ist 
es, junge Frauen in informationstechnischen Studiengängen berufsorientiert 
zu begleiten und zu fördern. Als Mentorin und Fachfrau aus der Wirtschaft 
sieht sich Christine Schossig als Vorbild und Partnerin für Studentinnen. Sie 
ermutigt zu einer konsequenten Karriereplanung und hilft beim Berufsein-
stieg. „Das Mentoring kann das Studienabbruchrisiko senken und den erfolg-
reichen Studienabschluss unterstützen“, erklärt die Wieland-Managerin. Das 
bayerische Mentoren-Programm richtet sich vor allem an junge Frauen in den 
MINT-Berufen (Mathematik – Informatik – Naturwissenschaften – Technik). 
Mittlerweile engagiert sich Christine Schossig im Hochschulrat der Hoch-
schule Neu-Ulm für die Förderung der Fach- und Führungskräfte von morgen.

wurde schließlich in Essen bei der Trimet Aluminium 
AG fündig. Sie baute an praktisch allen Standorten 
zertifizierungsfähige Managementsysteme auf. Einen 
besonderen Schwerpunkt bilden Energiemanagement-
systeme, die für das energieintensive Unternehmen 
von strategischer Bedeutung sind. Jana Ehrke setzt 
ihre Kenntnisse in der Metallurgie ein, um Werkstoffe, 
Produkte und Prozesse in der Aluminiumproduktion zu 
verbessern. Alles in allem besetzt Jana Ehrke eine klas-
sische Männerdomäne. Lange Zeit war sie die einzige 
Frau mit ingenieurswissenschaftlicher Ausbildung im 
Unternehmen. Mittlerweile gibt es Kolleginnen im Me-
tallmanagement, in der Produktion sowie im Umwelt-
bereich. Jana Ehrke bemängelt, dass der gesamtgesell-
schaftliche Wandel zu langsam geht. Konkret macht 
sie ihre Kritik an gesetzlichen Regelungen fest, die 
ihrer Ansicht nach zu traditionell sind. Insbesondere 
bei Regelungen zur Schichtarbeit sei es schwer, genau 
abzugrenzen, wo der Gesundheitsschutz aufhört und 
die Ausgrenzung von Frauen beginnt. Hier gelte es, 
sorgfältig Vor- und Nachteile abzuwägen, aber „viele 
alte Zöpfe könnten beseitigt werden“.

frauen MÖgen veränDerung
Für Sohn Constantin hat sich Christine Schossig zehn 
Monate Elternzeit genommen. Der Wiedereinstieg in 
den Beruf begann mit einer Teilzeitbeschäftigung im 
Personalbereich, um die Personalentwicklung auf-
zubauen. Jetzt leitet Christine Schossig den strate-
gischen Vertrieb der Ulmer Wieland-Werke. Zu dem 
weltweit aktiven Kupfer-Halbzeug-Unternehmen kam 
die Ingenieurin für Werkstoffkunde über ein Trainee-
Programm. Die berufliche Entwicklung brachte sie mit 
Qualitätsfragen, der Anwendungsberatung, der Ver-
triebsleitung für Commodities (Walzerzeugnisse) sowie 
Kostenoptimierungs- und Strategiefragen in Kontakt. 
Als Leiterin des E-Business verabschiedete sie sich in 
die Elternteilzeit. „Den Wiedereinstieg habe ich nicht 
als Problem wahrgenommen“, sagte Christine Schossig. 
Wichtig ist, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie dauerhaft gesichert ist. Das gilt sowohl für berufli-
che Terminplanungen, Verständnis für besondere oder 
unplanmäßige Ereignisse, als auch für private Flexibili-

reportAge

v. l. n. r.: Holger Lösch, BDI, Ulrich Grillo, Grillo-Werke AG, Bundesjustizministerin  
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Klaus-Peter Müller, Vorsitzender der Regierungs-
kommission Deutscher Corporate Governance Kodex auf der BDI-Diskussions  
veranstaltung „Mehr Frauen in Aufsichtsräte und Vorstände“ im Juni 2011
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top-thema: frauen in der ne-Metallindustrie

in Der faMilientraDition
Ein Beispiel für Frauen, die nicht nur Führungsver-
antwortung übernehmen, sondern auch die Traditi-
on eines Familienunternehmens fortführen, liefert 
Christiane Konzelmann. 1994 trat die gelernte Fremd-
sprachenkorrespondentin in die väterliche Firma ein. 
Seit fünf Jahren ist sie zusammen mit ihrem Va-
ter geschäftsführende Gesellschafterin der Metall-
schmelzwerke Ulm GmbH (MSU). Das 1980 aus den 
ehemaligen Ulmer Hüttenwerken hervorgegangene 
Unternehmen liefert heute pro Jahr 13.000 Tonnen 
Kupfergusslegierungen. Ein wichtiger Absatz- und 
Beschaffungsmarkt ist die Region. Der Exportanteil 
liegt derzeit bei 45 Prozent und steigt kontinuierlich, 
berichtet Christiane Konzelmann. 

Die 41jährige Unternehmerin ist nicht nur für 
Beschaffung und Vertrieb zuständig, sondern hat 
eine umfangreiche Zertifizierung des Unternehmens 
verwirklicht und widmet sich zur Zeit der Vorberei-

tung eines Energiemanagementsystems. Auch wenn 
ihr Schmelzbetrieb vor allem Männer beschäftigt, so 
spricht sich die Familienunternehmerin klar für mehr 
Frauen in Führungspositionen aus. Für sie ist vor al-
lem ein gutes gesellschaftliches Umfeld entscheidend. 
„Wir brauchen mehr Kinderbetreuungsplätze und 
Rahmenbedingungen, die Frauen den Wiedereinstieg 
in den Beruf erleichtern“, sagt Christiane Konzelmann, 
„ein paar neue Gesetze reichen da nicht.“

geDulD unD fÖrDerung
In den Unternehmen der NE-Metallindustrie sind Frau-
en in nahezu allen Funktionen und Hierarchien auf 
dem Vormarsch. Alle wünschen sich mehr Kollegin-
nen, sind aber gegen übereilten Aktionismus. Die Zahl 
qualifizierter Hochschulabsolventinnen auch in den 
MINT-Berufen steigt rapide. Die Frauen mit Berufspra-
xis empfehlen den Berufsanfängerinnen mehr Mut bei 
der Bewerbung in traditionellen Männerberufen.

40 %
 

Fast 40 Prozent der 2011  
als Anteilseignervertreter 

nachgewählten  
Aufsichtsratsmitglieder  

der DAX30-Konzerne  
sind Frauen.

15,4 %
 

In den Gesamtaufsichtsräten 
der DAX30-Unternehmen 

liegt der Frauenanteil  
nun bei 15,4 Prozent und 
damit deutlich über dem  

europäischen Durchschnitt 
von 11 Prozent in Boards 

großer Unternehmen.

20 %
Der Frauenanteil in der  

ersten und zweiten 
Führungs ebene hat sich 

kontinuierlich von  
knapp zehn Prozent 2002  

auf gut 20 Prozent  
2010 verdoppelt.

20 %
Im gehobenen Mittel - 
stand ist bereits fast  

jede fünfte Führungskraft 
 an der Spitze eine Frau.

Der frauenanteil auf der Kapitalseite der  
DaX30-aufsichtsräte hat sich in den letzten  
beiden Jahren mehr als verdoppelt.

Quelle: Vereinbarung zwischen Bundesregierung und Spitzenverbänden, 2001

WIR
ne-Metall- 
industrie

DIE DNA 
MODERNEN 
LEBENS
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 die energieWende muss gelingen,

auch auS SichT 
Der eNerGieiNTeNSiVeN 
iNDuSTrieN

unter dem Dach der „energieintensiven industrien in Deutschland“ (eiD) arbeiten seit acht Jahren in 
einer allianz die Verbände der branchen baustoff e, chemie, Glas, Ne-Metalle, Papier und Stahl zusammen. 
energieintensive industrien sichern Wohlstand, schaff en arbeitsplätze und schützen das Klima.

Wachstum und energieverbrauch 
haben sich entkoppelt.

Treibhausgas-EmissionenProduktion Energieverbrauch

ProDuktion geWachsen, co₂-ausstoss gesunken (1990 – 2008)

Quelle: RWI Essen / Eigene Berechnungen

–20 %

+46 %

–11,5 %
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Michael Basten, Hauptgeschäftsführer Bundesverband Baustoffe –  
Steine und Erden (links), und Martin Kneer, Hauptgeschäftsführer  

der Wirtschafts Vereinigung Metalle, seit Anfang 2012 Sprecher der  
Brancheninitiative „Energieintensive Industrien in Deutschland“ (EID)

Die energieWenDe ist  
beschlossen, koMMt aber nicht  
Wie geWünscht voM fleck.
Unter Experten herrscht Konsens, statt einzelner Komponenten das 
gesamte Energiesystem umzusteuern. Die Netze müssen an die 
wachsende Anforderung schwankender Einspeisung durch erneu-
erbare Energie angepasst werden. Vielfach wird gefordert, den Aus-
bau erneuerbarer Energie dem Tempo des Netzausbaus anzupassen. 
Neue Übertragungsleitungen, Anpassungen der Verteilnetze, mehr 
und andere Stromspeicher sind als dringende Handlungsfelder zu 
benennen. Es bedarf aber auch der Erneuerung des fossilen Kraft-
werksparks. Der bisherige Beitrag der Kernenergie kann noch nicht 
durch erneuerbare Energiequellen ersetzt werden. Neue Kohle- 
und Gaskraftwerke sind daher erforderlich, um die Sicherheit der 
Stromversorgung zu garantieren sowie die Liquidität und den 
Wettbewerb an den Strombörsen zu stärken. Doch die Vorrangein-
speisung erneuerbarer Energien dämpft die Renditeerwartungen 
neuer Kraftwerksprojekte. Kapazitätsmärkte für Kraftwerke werden 
gefordert, und die Abschaltung industrieller Lasten als neues Pro-
dukt zur Netzstabilisierung soll vergütet werden. Welche Maßnah-

men in Summe notwendig sind, um die Energiewende 
zu meistern, und wann diese Maßnahmen greifen müs-
sen, bleibt bislang unklar. Der Kurs der Energiewende ist 
ein Fahren auf Sicht und wird mehr und mehr zu einem 
parteipolitischen Streit in Vorwahlzeiten.

Politik und Wirtschaft versuchen, das Steuerungs-
problem durch eigene oder gemeinsame Initiativen 
zu lösen. Kontrollzentren und Masterpläne werden 
gefordert, mal Fahrtenschreiber, mal Navigationsge-
räte bemüht. Die ersten Schritte in der bemannten 
Raumfahrt hatten weniger Unbekanntes zu berück-
sichtigen oder verfügten zumindest über ein besseres 
Projektmanagement. Das Regelwerk für die Erzeugung 
und die Verteilung von Energieprodukten entfernt sich 
zunehmend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen. 
Die Koordination des Netzausbaus durch die Bun-
desnetzagentur muss bestehende Hürden föderaler 
Streitigkeiten und hoher Bürokratisierung überwinden. 
Außerdem drohen die Systemkosten aus dem Ruder zu 
laufen. Weder die politisch angestrebte Begrenzung 
der EEG-Umlage noch die Ziele der Anreizregulierung 
im Stromnetz scheinen erreichbar. Notmaßnahmen 
gehören inzwischen zum Alltag des Netzbetriebs. Sin-
kende Kosten der Stromerzeugung und -verteilung 
sind in den kommenden Jahren nicht zu erwarten. Da 
hilft es auch nicht, sich über den preisdämpfenden Ef-
fekt erneuerbarer Energien auf dem Großhandelsmarkt 
zu freuen, der durch steigende Differenzkosten und 
Umlagensteigerung erkauft ist. Volkswirtschaftliche 
Effizienz sieht anders aus.

DIE DNA 
MODERNEN 
LEBENS
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Im Zuge der Energiewende sind die Entlastungen 
energieintensiver Unternehmen zunehmend in den 
Blickpunkt der Kritik geraten. Die Versuchung scheint 
groß, die industrie- und wettbewerbspolitisch gut 
begründeten Regelungen zu Emissionshandel, EEG, 
KWKG sowie den Netzentgelten pauschal und un- 
differenziert dem Subventionsverdacht zu unterzie-
hen, um von steigenden Systemkosten abzulenken. 
Zwei Grundmuster lassen sich ausmachen. Einerseits 
wird zwischen guten und schlechten Subventionen 
unterschieden. Andererseits wird die Belastungsfähig-
keit energieintensiver Unternehmen der Grundstoffin-
dustrie überschätzt. In der Regel zeichnen sich diese 
vermeintlichen Subventionen dadurch aus, dass ener-
gieintensive Unternehmen in Deutschland von Zah-
lungen teilweise oder ganz entlastet werden, die im 
Ausland nicht oder nur in wesentlich abgeschwäch-
ter Form existieren. Der Gesetzgeber hat bei Einfüh-
rung der Ökosteuer und anderer Energiegesetze nach 
langen Verhandlungen bewusst Entlastungen für die 
energieintensiven Industrien beschlossen. Ohne diese 
Maßnahmen ist keine industrielle Grundstoffproduk-
tion in Deutschland möglich. An vielen konkurrieren-

den Standorten sind Kosten für den Klimaschutz und erneuerbare 
Energien weitgehend unbekannt. Maßstab für die in Deutschland 
gewährten Entlastungen ist die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit – nicht mehr, aber auch nicht weniger. Auch der Wett-
bewerb innerhalb der EU ist zulasten Deutschlands verzerrt. Die 
Entlastungen sind keine Begünstigungen, sondern stellen die 
deutschen Standorte bestenfalls auf die gleiche Stufe. Entspre-
chende Wettbewerbsbedingungen für die Industrie hat sich die 
Bundesregierung zum Ziel gesetzt.

Die Energiewende verschärft die Herausforderung des „level 
playing field“. Das Ausland schaut auf Deutschland, ob das Projekt 
im führenden Industrieland gelingt. Es geht aber nicht nur um 
den Umbau des Energiesystems, sondern zugleich auch um den 
Erhalt der industriellen Basis in Deutschland heute und erst recht 
morgen. Industrie ist nicht zu konservieren, sondern zukunftsori-
entiert weiterzuentwickeln. Sie lebt nicht von Überleben und Sta-
gnation, sondern vom Ausschöpfen von Potenzialen. Das gilt im 
starken Maße für die energieintensiven Industrien, die entschei-
dende Grundstoffe und Vorprodukte für unser modernes Leben 
liefern. Sie sind das Fundament für Wachstum, Wohlstand und so-
zialen Frieden und haben uns bislang erfolgreich durch Krisenzei-
ten gebracht. Wer die Energiewende erfolgreich bewältigen will, 
sollte den Blick auf den Erhalt der Wertschöpfungsketten nicht 
verlieren. Technologische Chancen kann man letztlich nur wahr-
nehmen, wenn die Vorprodukte im Land entwickelt und produziert 
werden. Das ist eine der Leistungen von Unternehmen der ener-
gieintensiven Industrien in Deutschland. Ohne unsere Produkte 
dreht sich kein Windrad, funktioniert keine Solarzelle, fährt kein 
E-Mobil, findet keine Gebäudesanierung statt. Die Energiewende 
kann nur mit uns und nicht gegen uns gelingen. 

Gesetze stehen am Anfang und bilden den Rahmen. Die ak-
tive Umsetzung in gesamtwirtschaftlicher Verantwortung muss 
folgen. Deutschland ist in der Lage, Tempo aufzunehmen, pro-
fessionelle Projektsteuerung zu implementieren. Daran mangelt 
es zur Zeit ganz offensichtlich. Politik, Industrie und Gesellschaft 
sind zudem gefordert, für Akzeptanz moderner Infrastrukturen 
gemeinsam zu sorgen. Man kann eben nicht nur aussteigen, son-
dern muss auch einsteigen, damit wir in Balance von Ökologie und 
Ökonomie das Industrieland Deutschland zukunftsfähig gestalten.

industrie ist nicht 
zu konservieren, 
sondern zukunfts-
orientiert weiter-
zuentwickeln.
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Baustoffe Chemie Glas NE-Metalle Papier Stahl

Die „EID“ schaffen  
Arbeitsplätze

Die Energieintensiven In-
dustrien beschäftigen rund 
830.000 Mitarbeiter – oder 
14 Prozent der Beschäftigten 
des Verarbeitenden Gewerbes.

Jeder Arbeitsplatz in der 
energieintensiven Grund-
stoffproduktion sichert etwa 
zwei Arbeitsplätze in ande-
ren Industriezweigen und im 
Dienstleistungssektor.

Die „EID“ schützen  
das Klima

Die Energieintensiven Industrien in Deutsch-
land haben bereits in der Vergangenheit stark in 
energiesparende und emissionsmindernde Produk-
tionstechniken investiert und damit im internatio-
nalen Vergleich viel für den Klimaschutz getan. 

Zwischen 1990 und 2008 reduzierten sie ihre 
Treibhausgasemissionen um insgesamt 20 Prozent. 
Gleichzeitig stieg ihre Produktion um 46 Pro-
zent an! Durch ihren technologischen Vorsprung 
tragen die energieintensiven Branchen mit ihren 
Produkten in vielen Bereichen direkt zum Klima-
schutz bei: Energieeffiziente Gebäude, (Elektro-)
Fahrzeuge und Haushaltsgeräte werden ebenso 
wie Wind- und Solarenergie durch die Produkte 
der Energieintensiven Industrien erst möglich. 

Sollen diese auch weiterhin in Deutschland und 
der EU hergestellt werden, darf die Industrie nicht 
durch hohe Zusatzkosten belastet werden.

Die „EID“ sichern  
Wohlstand

Die Branchen Baustoffe, Chemie, Glas, 
Nichteisen-Metalle, Papier und Stahl 
stehen am Anfang der Wertschöpfungs-
kette. Sie nehmen als Energieintensive 
Industrien eine Schlüsselposition ein. 

Um Aluminium, Kupfer und Zink, 
Dämm- und Kunststoffe sowie Grund-
chemikalien, Papier und Karton, Glas, 
Glasfasern, Stahl, Zement, Kalk, Gips 
und Keramik herzustellen, benötigen 
sie viel Energie.

Die Energieintensiven Industrien er-
wirtschaften jährlich einen Umsatz von 
mehr als 311 Milliarden Euro – oder 
17 Prozent des Umsatzes des gesamten 
Verarbeitenden Gewerbes. Sie inves-
tieren jährlich über 12 Milliarden Euro 
am Standort Deutschland und geben 
jedes Jahr über 16 Milliarden Euro für 
Energie aus.

www.energieintensive.de

DIE DNA 
Modernen 
lebens
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KliMaSchuTZ uND  
reSSOurceNeFFiZieNZ  
FiNDeN iN DeN  
uNTerNehMeN STaTT

Metalle Pro kliMa 
iM internet 
WEBSITE: www.metalleproklima.de 
YOUTUBE: www.youtube.com/user/metalleproklimatv

Kupfer — für moderne fahrzeugelektronik

Zink — für langlebigkeit durch korrosionsschutz

Blei — für effektive energiespeicher

Aluminium und Magnesium —  
für leichtbau-komponenten und karosserien
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Die Unternehmensinitiative „Metalle pro Klima“ 
wurde zu einer Zeit ins Leben gerufen, als klimapoli-
tische Fragestellungen in den Fokus gesellschaftlicher 
Aufmerksamkeit rückten. Die Herausforderungen an die 
NE-Metallindustrie waren von Beginn an klar: Es galt, 
alte Reflexe und scheinbare Gegensatzpaare aufzubre-
chen und die Branche mit den positiven Bildern und 
Erfolgen zu besetzen, für die sie selbstbewusst steht.

Die Initiative hatte es sich von Anfang an zum 
Ziel gesetzt, eine auf Kontinuität und Dialog ange-
setzte Kommunikation mit allen gesellschaftlichen 
Akteuren zu führen. Akzeptanz der Industrie und ein 
Bewusstsein schaffen für ökologische und ökonomi-
sche Zusammenhänge zählten von Beginn an zu den 
Kernanliegen der Mitgliedsunternehmen.

„Metalle pro Klima“ betrat 2008 die Bühne zu ei-
ner Zeit, als Klimapolitik mit großen Hoffnungen und 
Ambitionen verknüpft war. Der Beitritt von zuletzt 193 
Staaten zum Kyoto-Protokoll von 1997 ist der bisher 

größte Erfolg der internationalen Staatengemeinschaft 
zum globalen Klimaschutz. Ein herber Rückschlag folgte 
2009 in Kopenhagen. Nach schwierigen Verhandlungen 
in Durban im vergangenen Jahr lassen sich zwar Teil-
erfolge verzeichnen: Das Kyoto-Protokoll wird fortge-
schrieben. Dafür soll sich an die Ende 2012 auslaufende 

erste Verpflichtungsperiode eine zweite anschließen. 
Große Emittenten wie Kanada, Russland und Japan ha-
ben allerdings bereits angekündigt, sich einer zweiten 
Periode nicht mehr zu verpflichten. Damit verantworten 
die verbleibenden Signaturparteien des Protokolls nur 
noch 15 Prozent der weltweiten Treibhausgasemission.

Metalle pro Klima: das sind bereits über drei Jahre erfolgreiche industriekommunikation. 
Dass Ökologie und Ökonomie keinen Widerspruch bilden müssen, diese botschaft setzt die 
initiative der Nichteisen-Metallindustrie im kontinuierlichen Dialog.

Aleris: Optimierung des Brennersystems 
84.000 t CO₂-Einsparung

äquivalent: ungefähr  
co₂-Ausstoß der weltweiten  
Belegschaft von Aleris

84.000 t CO₂

Metall bleibt Metall:  
Metalle werden  
nicht verbraucht,  
sondern gebraucht.
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Großes Potenzial heben die Unternehmen bei der Einsparung von 
Energie über die Abwärmenutzung. Die energieeffiziente Wieder-
verwertung erzeugter Wärme dient der Gewinnung neuer Pro-
zesswärme oder wird der Wärmeversorgung zugeführt. Aber auch 
intelligente Gebäudetechnik, der Einsatz effizienter Technologien 
in den Prozessen oder der Umbau von Öfen leisten wichtige Bei-
träge zur Energieeffizienz in den Unternehmen.

ressourceneffizienz:  
Metall bleibt Metall
Ressourceneffizienz ist eines der neuen Megathemen auf euro-
päischer und auf nationaler Ebene. Die Leitinitiative „Ressourcen-
schonendes Europa“ der Europäischen Kommission im Rahmen der 
Strategie Europa 2020 verspricht ein „intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum“. Die effiziente Nutzung der Ressour-
cen wird als entscheidender Faktor der Wachstums- und Beschäf-
tigungspolitik in Europa definiert. Auf nationaler Ebene knüpft 
die Bundesregierung mit dem Deutschen Ressourceneffizienzpro-
gramm „ProgRess“ an die europäische Strategie an.

 Die deutsche Industrie ist Vorreiter in Recycling und Roh-
stoffeffizienz. Schon aus unternehmerischem Eigeninteresse und 
aufgrund der Preisentwicklung auf den Rohstoffmärkten nutzen 
die Unternehmen jeden Ansatz zur Ressourceneffizienz. 

Metalle stehen für Ressourceneffizienz. Denn: Metall bleibt 
Metall. Metall wird nie verbraucht, sondern nur gebraucht. Die 
Nichteisen-Metallindustrie trägt durch das Recycling und das 
Heben von Recyclingpotenzialen wesentlich zur Ressourceneffi-

Symptomatisch zeigt sich an diesen Entwicklungen 
der vergangenen Klimakonferenzen und am Ausein-
anderbrechen einer breiten globalen Klima-Allianz 
die paradoxe Lage nationaler und internationaler 
Klimapolitik: Es existiert keine globale Strategie, die 
für einen effizienten Klimaschutz sorgt. Dafür haben 
wir einen Strauß an europäischen und nationalen In-
strumenten und Maßnahmen, der Gesellschaft und 
Industrie auf der „Insel Europa“ vieles abverlangt. 
Die Disharmonien zwischen deutscher Energiewen-
de, Emissionshandelssystem, Erneuerbare-Energien-
Gesetz und zahlreichen anderen Instrumenten treten 
jedoch gegenwärtig so stark hervor, dass die Sinn-
haftigkeit dieser Instrumente in Verknüpfung mit den 
Zielen eines global wirksamen Klimaschutzes hinter-
fragt werden muss.

Während europäische und nationale Politik auf 
Regulation in Form immer neuer Richtlinien setzt, 
praktiziert unsere Industrie erfolgreich Klimaschutz, 
Energie- und Ressourceneffizienz in ihren Betrieben.

kernkoMPetenz energieeffizienz
Seit 1990 hat die NE-Metallindustrie 28 Prozent des 
spezifischen Energieverbrauchs eingespart. Für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Unterneh-
men ist Energieeffizienz in der täglichen Arbeit ihrer 
Werke selbstverständlich. Energieeffizienz ist eine der 
Kernkompetenzen der Industrie, und die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sind die Expertinnen und Ex-
perten auf diesem Gebiet. Längst helfen – auch ohne 
politische Steuerung – zahlreiche Instrumente und 
Verbesserungsprozesse, Energie effizient einzusetzen. 

ressourceneffizienz 
und Metalle

Recycling

Produkt

Produktion

Produktion

Produkt

Recycling

Metall  
bleibt  
Metall

Grillo-Werke: Ressourceneffiziente  
Rückgewinnung von Zink aus Zinkaschen 
726 t CO₂-Einsparung p.a.

äquivalent: ungefähr co₂-Ausstoß 
von 60 personen

726 t CO₂

Otto Fuchs: Produktion –  
Wärmerückgewinnung aus Rauchgas 
585 t CO₂-Einsparung p.a.

äquivalent: ungefähr co₂-Ausstoß 
einer Wohnstraße

585 t CO₂
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Metalle pro klima

zienz und Rohstoffsicherheit bei. So können unsere 
Mitgliedsunternehmen das Recyclingmetall, ob Alu-
minium, Blei, Kupfer, Magnesium oder Zink, durch 
intelligente Prozesse ohne Qualitätsverluste in den 
Materialkreislauf zurückführen. 

Unsere Industrie bewahrt nicht nur den Status 
quo, sie ist aktiv an der Gestaltung des modernen Le-
bens und der Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft 
beteiligt. Für Zukunftstechnologien liefern Metalle den 

Werkstoff, der diese Innovationen erst möglich macht. 
Für ein Elektroauto wird gegenüber einem herkömmli-
chen Fahrzeug 60 kg mehr Kupfer benötigt, 50 kg mehr 
Aluminium, 20 kg mehr Stahl und 10 kg mehr Nickel. 
Weniger ist also nicht immer mehr.

erfolgskonzePt Metalle Pro kliMa
Die Zukunftsaufgaben einer Gesellschaft können nur 
gemeinsam von Politik, Gesellschaft und Industrie 
bewältigt werden. Wie wichtig dieser gesamtgesell-
schaftliche Dialog ist, zeigt die positive Resonanz auf 
die Regionalveranstaltungen der Initiative „Metalle pro 
Klima“. Gut 300 Gäste aus Politik und Medien sind den 
Einladungen zu bereits 9 Unternehmensstandorten ge-
folgt und haben den Dialog mit den Unternehmen zu 
Klimaschutz, Energie- und Ressourceneffizienz in der 
Nichteisen-Metallindustrie gestärkt.

Die Mitgliedsunternehmen identifizieren sich mit der 
positiven Außenwirkung und tragen die Erfolge in 
das Unternehmen. Es entsteht eine erhöhte Wahr-
nehmung für den Nutzen, den die Effizienzmaßnah-
men im eigenen Betrieb haben. Denn Potenziale im 
Bereich Energie- oder Materialeinsparung zu heben, 
bedeutet zugleich, Kosten zu reduzieren und den Un-
ternehmenswert zu steigern. Erfolgskonzepte werden 
zugleich einer breiten Öffentlichkeit verständlich er-
fahrbar und greifbar gemacht.

Die Unternehmensinitiative macht deutlich: Ohne 
die NE-Metallindustrie kein technologischer Klima-
schutz, kein effizienter Einsatz von Energie, keine in-
novativen Produkte und kein schonender Umgang mit 
Ressourcen.

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMEN:
Klimaschutzinitiative „Metalle pro Klima“, Klimapolitik

ANSPRECHPARTNER: 
Maike Intemann (bis Juni 2012)

Melanie Dillenberg, Robert Hanslmeier
Metalle pro Klima in der

WirtschaftsVereinigung Metalle
Wallstraße 58/59

10179 Berlin
E-Mail: info@metalleproklima.de

Telefon:+49 (0) 30 / 72 62 07 - 1 02
Telefax:+49 (0) 30 / 72 62 07 - 1 98

Stihl: Energie- und Ressourceneffiziente  
Herstellung von Magnesiumlegierungen 
18.000t CO₂-Einsparung p.a.

äquivalent: ungefähr co₂-Ausstoß 
eines dorfes

18.000 t CO₂

Oliver Bell, Executive Vice President Rolled Products, Hydro (links),  
und Peter Willbrandt,  Vorsitzender des Vorstandes, Aurubis AG,  
die Vorsitzenden der Unternehmensinitiative „Metalle pro Klima“
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KOMMuNiKaTiON FÜr Die 
Ne-MeTalliNDuSTrie

verbände sind komplexe Gebilde. Sie folgen 
anderen Handlungsmustern als Unternehmen und 
ticken doch oft gleich. Kommunikationsstrategien 
lassen sich dennoch nur schwer übertragen. Als kom-
munikative Herausforderung haben Verbände die Auf-
gabe zu lösen, die Sichtbarkeit der jeweiligen Bran-
che, im Falle der WVM die Nichteisen-Metallindustrie, 
und deren Leistungen und Beiträge zur Lösung ge-
sellschaftlicher Problemstellungen verständlich und 
nachvollziehbar herzustellen.

Die Grundstoffi  ndustrie erkennt die Erfordernisse 
der Zeit: Tage der off enen Tür, Lange Nächte der In-
dustrie, Facebook- und Twitter-Accounts von Unter-
nehmen, um  junge Auszubildende oder diejenigen, die 
eine Lehrstelle oder einen Arbeitsplatz in der Industrie 
suchen, anzusprechen, Youtube-Channels und wei-
tere Aktivitäten im Worldwideweb. Dazu zählen auch 
Imagefi lme, Podcasts oder Vidcasts von Veranstaltun-
gen in den Unternehmen oder gemeinsam mit den Ver-
bänden, denen die meisten Unternehmen angehören.

Oft stellt sich die Frage, ob Unternehmen Social 
Media nutzen müssen. Nein, sie müssen nicht. Wenn 
sie etwas zu sagen haben, dann sollten die richtigen 
Kanäle für diese Botschaften gesucht und gefunden 
werden, um die gewünschten Zielgruppen zu errei-
chen. Aber wer nicht auf Social Media-Aktivitäten sei-
ner Zielgruppen achtet, bekommt auch nicht mit, dass 
zum Beispiel über die Unternehmen gesprochen wird, 
ohne dass sie überhaupt dort aktiv geworden sind. 

Die Gespräche über das Unternehmen oder 
die Branche im Internet spiegeln die Stim-
mungen in der Gesellschaft, wie über das 
Unternehmen gedacht wird, wie das Image 
tatsächlich bei den Menschen verankert ist.

Wichtig bleibt der Dialog zwischen 
den Anspruchsgruppen (Stakeholdern) 
der Unternehmen und der Branchen. Das 
Gespräch mit den Arbeitnehmern und de-
ren Familien vor Ort zu suchen und diese 
stets als eigene Zielgruppen zu erkennen, 
ist unersetzlich. Es kommt im Kern darauf 
an, kontinuierlich an den Unternehmens-
standorten präsent zu sein und den Dialog 
anzubieten.

Denn, wie sagte Paul Watzlawick so 
treff end: „Man kann nicht nicht kommu-
nizieren.“

21 Mitgliedsunternehmen arbeiten als Schrittmacher für 
industriellen Klimaschutz, Energie- und Ressourceneffi  zienz in 
der Unternehmensinitiative „Metalle pro Klima“ zusammen.

Proaktive industriekommunikation der Grundstoffi  ndustrie 
setzt auf Transparenz, Fakten und Dialog - ob in klassischen Medien 
oder in virtuellen sozialen Netzwerken.

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMA:
Kommunikation

ANSPRECHPARTNER: 
Dirk Langolf

WirtschaftsVereinigung Metalle
Wallstraße 58/59

10179 Berlin
E-Mail: langolf@wvmetalle.de

Telefon: +49 (0) 30 / 72 62 07 - 1 11
Telefax: +49 (0) 30 / 72 62 07 - 1 98
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Energie- und Klimapolitik
Vom Energiekonzept zur Energiewende

Rohstoff- und Handelspolitik
Partnerschaft statt Protektionismus

Gastbeitrag Steuern
Steuerpolitik als Wachstumsmotor

Steuerpolitik
Steuerrückblick 2011 und Einführung E-Bilanz
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„�Freiheit ist nicht nur ein Recht.  
Freiheit ist eine permanente Aufgabe, 
ein dauerhafter Prozess.“

� — Kurt Biedenkopf



ENErGiE- UND KliMaPolitiK

vom energiekonZePt Zur

enerGieWenDe
Die energieintensiven industrien werden ihre energieeffizienz weiter steigern. Sie liefern die Grund- und 
Werkstoffe für die energiewende und können durch ihr Grundlastprofil Kraftwerksinvestitionen absichern.

In den Schaltzentralen der Netzbetreiber steuern die Mitarbeiter der Schaltleitung 
das Hochspannungsnetz und kämpfen seit der Energiewende aufgrund knapper 
Kapazitäten immer häufiger gegen den Stromausfall.
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D as Energiekonzept der Bundesregierung aus 
dem Jahr 2010 formuliert einen grundlegenden Umbau 
des Energiesystems in Deutschland. Nach der Kohle 
und nach der Kernkraft als Systempfeiler stehen künf-
tig die erneuerbaren Energien im Mittelpunkt. Der 
neue Energiemix mit den Erneuerbaren im Zentrum 
beschreibt aber nur einen Teil der Energiestrategie. 
Wirkungsmächtigste Determinante des Umbaus ist der 
Klimaschutz: Deutschland soll bis 2050 seinen Kohlen -
dioxid-Ausstoß um mindestens 80 Prozent reduzie-
ren. Gelänge dies, würde der Pro-Kopf-Ausstoß auf 
etwa zwei Tonnen pro Jahr sinken und damit klima -
verträglich austariert.

Ob und wie der klimapolitische Imperativ um-
gesetzt wird, ist derzeit nicht sicher abschätzbar. 
Unzweifelhaft fällt der Erzeugung und Verwendung 
von Energie die Schlüsselrolle zu. Zu den Eckpunkten 
der neuen Energiestrategie gehören: die praktisch 
CO₂-freie Stromerzeugung und eine Halbierung des 
Stromverbrauchs. Der Primärenergieverbrauch soll 
ebenfalls sinken und die Energieeffi  zienz bis 2020 
verdoppelt werden. In diesem vom Klimaschutz do-
minierten Konzept hatte die 2010 beschlossene Lauf-
zeitverlängerung für die inländischen Kernkraftwerke 
eine Brückenfunktion, die den Übergang ins Zeital-
ter der erneuerbaren Energien erleichtern sollte. Die 
Energiewende von 2011 hat diese Brücke schmaler 
und kürzer gemacht. Die Energiepolitik hat ihre Ei-
genständigkeit und ihren Anspruch auf unmittelba-
re Stabilisierung und Förderung der Volkswirtschaft 
weitgehend eingebüßt.

Der Abbau von Diversität bei der Auswahl von Energieträgern, der tiefgrei-
fende Umbau der Netzinfrastruktur und steigende Importquoten bei Primär- 
und Sekundärenergien erhöhen die Versorgungsrisiken. Versorgungssicher-
heit war bisher ein wertvoller und international beachteter Standortfaktor für 
Deutschland. Die Energiepreise mutieren durch die Energiewende zum An-
reiz- und Lenkungsinstrument. Die Wirtschaftlichkeit der Energieversorgung 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Energiepreise geraten aus dem Blickfeld. 
Der beschleunigte Ausbau der erneuerbaren Energien wird weitgehend um-
lagefi nanziert. Die Kosten für neue und sichere Netze werden per staatlicher 
Regulierung an die Verbraucher weitergewälzt. Mit steigenden Energieim-
porten nimmt die globalen Marktmechanismen folgende Preisvolatilität zu. 

Umwelt- und Klimafreundlichkeit der Energieversorgung werden nicht 
mehr im Spiegel der technischen Möglichkeiten bewertet, sondern im Rah-
men einer In-Out-Entscheidung zu den einzelnen Energieträgern in Abhän-
gigkeit zu gesellschaftlichen Akzeptanzerwartungen. Die Energiewende hat 
den Handlungsdruck auf der Verbraucherseite massiv erhöht. Jeder Energie-
verwender muss seinen Energieeinsatz jetzt neu refl ektieren und planen. An 
vorderster Stelle stehen die Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und 
hier insbesondere die energieintensiven Industrien.

Die sichere, saubere und bezahlbare Energieversorgung bleibt unverän-
dert Grundlage der industriellen Produktion und des Wohlstands. Ohne si-
chere und bezahlbare Energie ist industrielle Produktion in Deutschland nicht 
denkbar. Für den Industriestandort wäre es verheerend, höhere Strompreise 
und abnehmende Versorgungssicherheit billigend in Kauf zu nehmen.

 in Mio. kWh

ne-MetallinDustrie: 
ProDuktionsfaktor energie

 Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
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Nur wenige industrielle Verbraucher können aus ih-
rem Beitrag zur Netzstabilität ein Geschäftsmodell 
machen. Neben regulatorischen Fragen ist die Teil-
nahme am Regelenergiemarkt für einen Produktions-
betrieb grundsätzlich beschränkt. Eine schlanke Gü-
terproduktion verträgt sich nur im Ausnahmefall mit 
dem Anforderungsprofil eines Netzbetreibers an Last-
wechsel, Verfügbarkeit und Haltedauer. Zuschaltun-
gen bedürfen Puffer und unausgelasteter Kapazität; 
Abschaltungen bedeuten einen Produktionsausfall. 
Beides erzeugt hohe Opportunitätskosten des Last-
managements.

Auf Industrie, Gewerbe und Haushalte rollt in den 
nächsten Jahren eine Kostenlawine aus dem Strom-
netz zu – ohne Garantie für eine gleichbleibend hohe 
Netzqualität. Umso wichtiger ist es, den vorhandenen 
Beitrag stromintensiver Industrieunternehmen zur 
Netzstabilität durch eine angemessene Vergütung zu 
erhalten. Mit ihrer sekundenschnellen Fähigkeit zur 
Abschaltung leisten ausgewählte Unternehmen der 
NE-Metallindustrie einen substanziellen Beitrag, die 
angespannte Netzsituation zu meistern. Die Änderung 

des Energiewirtschaftsgesetzes stattet den Verord-
nungsgeber mit einer hinreichenden Rechtsgrundlage 
aus. Die NE-Metallindustrie begrüßt das Vorhaben der 
Bundesregierung, die Rechtsverordnung zu abschalt-
baren Lasten zügig in Kraft zu setzen.

Wesentliche Bausteine für international wett-
bewerbsfähige Energiekosten sind die Entlastungen 
beim Strompreis, da hier die stärksten regionalen 
Unterschiede bestehen. Durch die Befreiung von den 
Netzentgelten haben wenige Standorte der NE-Me-
tallindustrie mit einer sehr gleichmäßigen Stromab-
nahme eine zusätzliche Entlastung erhalten, die an-
dere Unternehmen und Verbraucher nur geringfügig 
belastet. Ab 2013 wird Deutschland die Möglichkeit zur 
Kompensation indirekter CO₂-Kosten im Strompreis 
ausschöpfen. Dazu wurden im Energie- und Klima-
fonds Mittel reserviert und eine politische Zusage für 
den Fall gegeben, dass diese Mittel nicht ausreichen 
sollten. Die restriktive Formulierung der neugefassten 
Leitlinien der EU-Kommission erlaubt allerdings kei-
nen ausreichenden Ausgleich des Kostennachteils. Das 
Risiko des indirekten Carbon Leakage kann nur zum 

4.400 km
Bis 2020 müssen 4.400 Kilometer 

Stromleitungen errichtet und  
ans Stromnetz angeschlossen werden.¹

50 %
In der Herstellung von  

Primär-Aluminium ist der Anteil  
der Strom kosten 50 Prozent.²

1.100 mW
Zur Netzstabilität  

tragen 1.100 Megawatt  
abschaltbare Lasten bei.³

Quellen: ¹ ergo Kommunikation; ²-³ WirtschaftsVereinigung Metalle, WVM 
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Teil aufgehoben werden und belastet die Investitionsmöglichkei-
ten stromintensiver Produktionsprozesse innerhalb Europas.

Entscheidend für die Investitionsperspektive ist Planungs-
sicherheit. Entlastungen entfalten dann ihre größte Wirkung 
und lösen Investitionen in effiziente Technik aus, wenn sie nicht 
Jahr für Jahr am seidenen Faden hängen. Ermutigend ist das Be-
kenntnis der Bundesregierung, die Entlastung energieintensiver 
Industrien fortzuführen. Das gilt zum Beispiel für die besonde-
re Ausgleichsregelung beim EEG und den Spitzenausgleich bei 
der Energie- und Stromsteuer, der nach geltendem Recht Ende 
2012 ausläuft. Für die Fortsetzung des Spitzenausgleichs ab 2013 
muss bis zum Jahresende 2012 eine Nachfolgeregelung gefunden 
werden. Das Energiekonzept der Bundesregierung verlangt von 
den Unternehmen eine Gegenleistung, die einer europarechtli-
chen Anerkennung bedarf. Die Einführung von Energiemanage-
mentsystemen ist aus unserer Sicht akzeptabel. Zusätzlich sind 
die energieintensiven Industrien bereit, anstelle individueller Ef-
fizienzziele eine branchenübergreifende Selbstverpflichtung zur 
Steigerung der Energieeffizienz einzugehen.

Der Umbau des Energiesystems wird die Regeln des Strom-
marktes grundlegend ändern. Die erneuerbaren Energien haben 
sehr niedrige Grenzkosten und werden daher auch ohne Einspei-
sevorrang zukünftig die Stromerzeugung aus fossilen Kraftwer-
ken mehr und mehr aus dem Markt drängen. Der Arbeitspreis 
wird als Preissignal für den Einsatz und noch viel mehr für den 
Bau von Kraftwerkskapazität nicht mehr ausreichen. Unter diesen 
Vorzeichen bietet sich die NE-Metallindustrie als zuverlässiger 
Partner für die Energiewirtschaft an. Sie garantiert die Abnahme 
von Grundlastkapazität und verhilft Kraftwerken zu einer höhe-
ren und damit wirtschaftlichen Auslastung. Auf dem Strommarkt 
wird sich ein neues Grundlastprodukt etablieren müssen. Erste 

Modelle liegen dazu vor. Mittelfristig stellt das Grund-
lastprodukt eine kostengünstige Alternative zu Kapa-
zitätsmärkten dar und kann zum Teil den Bau neuer 
Kapazitäten ersetzen. Statt allein die Errichtung und 
Vorhaltung schwach genutzter Kapazität zu finanzie-
ren, garantiert die Grundlastabnahme der energiein-
tensiven Industrien eine gute Auslastung. Die Vergü-
tung abschaltbarer Lasten entwickelt sich zum ersten 
Kapazitätsmarkt im Energiesystem. Industrieanlagen 
erhalten dafür Geld, dass sie als Beitrag zur Netzsta-
bilisierung kurzfristig abgeschaltet werden können. 
Diese Kapazität ist vergleichsweise günstig, da sie 
nicht wie ein neues Kraftwerk allein für diesen Zweck 
errichtet wurde. 

Die NE-Metallindustrie will ihre  Erfolgsgeschichte 
in Deutschland fortschreiben. Als innovativer Liefe-
rant von Grund- und Werkstoffen eröffnen sich große 
Wachstumschancen im Bereich Energieeffizienz und 
Klimaschutz. Die Energiewende wird die Nachfrage 
nach NE-Metallen steigern. Die Unternehmen wollen 
diese Chance durch Investitionen sowie Forschung 
und Entwicklung nutzen. Nur mit NE-Metallen wird 
die Energiewende ein Erfolg. Die Energiewende muss 
gelingen, damit NE-Metalle auch in der Zukunft in 
Deutschland erzeugt und verarbeitet werden können. 
Dies sollte bei den Weichenstellungen der Energie- 
und Klimapolitik mit im Fokus stehen.

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMEN:
Energie- und Klimapolitik

ANSPRECHPARTNER: 
Dr. Michael Niese

WirtschaftsVereinigung Metalle
E-Mail: niese@wvmetalle.de

Telefon:+49 (0) 30 / 72 62 07 - 106
Telefax:+49 (0) 30 / 72 62 07 - 198

Nur mit Nichteisen-
Metallen wird  
die energiewende  
ein erfolg.
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Noch vor wenigen Jahren war das Thema rohstoffe politisch ein weitgehend unbeschriebenes blatt Papier.  
Stetig beginnt es sich mit konkreten Maßnahmen zu füllen. Der ausgewogene und pragmatische Duktus  
der jüngsten entscheidungen sollte leitlinie für die Zukunft sein. 

rOhSTOFF- uND haNDelSPOliTiK

Partnerschaft
statt Protektionismus
rohstoffPolitik auf der grundlage von vertrauen und offenheit
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i n den zurückliegenden Jahren haben die EU-
Kommission mit der Raw-Materials-Initiative und die 
Bundesregierung mit der Rohstoffstrategie ihre Agen-
den vorgestellt und damit die strategische Bedeutung 
des Themas unterstrichen. Die NE-Metallindustrie hat 
sich nicht nur frühzeitig in die Diskussion eingebracht, 
sondern diese aktiv mit vorangetrieben. Das Engage-
ment der Branche ist auch in Zukunft gefragt. Die 
notwendigen Handlungsfelder für Politik und Wirt-
schaft ergeben sich aus einer näheren Betrachtung 
der Situation auf den Rohstoffmärkten, wo wir mit 
einer angespannten Versorgungs- und Preissituation 
konfrontiert sind. Ausschlaggebend ist eine Reihe von 
Bedingungen, die insbesondere in ihrem Zusammen-
spiel negativ wirken.

Die geologische Verfügbarkeit von Rohstoffen 
ist dabei nicht der limitierende Faktor für die Versor-
gungssituation. Der Globus ist mit Rohstoffen gut 
bestückt. Die Entdeckung weiterer Vorkommen und 
verbesserte Abbaumethoden werden in Zukunft die 
Reserven stärken. Hinzukommen wird eine Weiter-
entwicklung des Recyclings. Problematisch ist allein 
die ungleichmäßige Verteilung der natürlichen Res-
sourcen und Lagerstätten. Die Weltrohstoffprodukti-
on konzentriert sich bei einigen industrierelevanten 
Rohstoffen auf wenige, zum Teil politisch instabile 
Länder. Das bekannteste Beispiel sind die Seltenen 
Erden. Die Reserven sind mehr als ausreichend und 

verteilen sich – mit einer Ausnahme weniger spezifischer Ele-
mente – relativ ausgewogen auf Nord- und Südamerika, Asien 
und Australien. Nur die Gewinnung findet heute fast ausschließ-
lich in Asien statt. Diese territoriale Gebundenheit führt zu einer 
untrennbaren Verbindung von Rohstoffmärkten und Politik.

Die Wto an ihren grenzen
Hinzu kommen Handels- und Wettbewerbsverzerrungen. Macht-
volle Marktakteure wie China verfolgen eine gezielte und strate-
gische Rohstoffsicherungspolitik. Es wird mit Exportquoten und 
hohen Ausfuhrzöllen gearbeitet. Das Regulativ der WTO erhält 
damit eine zunehmende Bedeutung. Der Instrumentenkasten, der 
für die Durchsetzung der multilateralen Liberalisierung und Re-
gulierung des Welthandels zur Verfügung steht, stößt dabei an 
seine Grenzen. Von den Urteilssprüchen der WTO, dass Export-
beschränkungen gegen internationale Handelsvereinbarungen 
verstoßen, zeigt sich China unbeeindruckt. Die Volksrepublik hat 
Anfang 2012 angekündigt, die Exportquote für Seltene Erden 
trotz steigender Nachfrage weiter zu senken. Die Folge sind stei-
gende Preise für die Rohstoffe und ungerechtfertigte Vorteile für 
Chinas Unternehmen. Gleichzeitig stecken die Verhandlungen der 
Doha Development Agenda in einer Sackgasse. Es besteht kaum 
noch Hoffnung auf einen Durchbruch. Zu befürchten sind zu-
nehmender Protektionismus und ein erschwerter Zugang zu den 
Märkten – eine schwierige Perspektive für die exportorientierte 
deutsche Industrie. Schon heute spricht die Statistik bei den Han-
dels- und Wettbewerbsverzerrungen eine deutliche Sprache: So 
hat sich die Zahl der Exportbeschränkungen in den vergangenen 
drei Jahren annähernd verdreifacht, von 450 im Jahr 2008 auf 
über 1.200 im Jahr 2011.

Unter Berücksichtigung dieser Erkenntnisse sind es folgende  
Weichenstellungen, die eine erfolgreiche Rohstoffpolitik der  
Zukunft aus Sicht der NE-Metalle charakterisieren:

1  Die Diversifizierung der Gewinnung und der Bezugswege von 
Rohstoffen, damit langfristig Engpässe und Abhängigkeiten 
vermieden werden.

2  Die Schaffung eines internationalen level playing field, um 
auch auf den Märkten der Zukunft erfolgreich mitzuspielen.

 „ am beginn der Wertschöpfungskette steht  
der einsatz von ressourcen.

nur mit rohstoffen können die Produkte hergestellt 
werden, die zur lösung globaler Probleme benötigt  
werden. fortschritt und innovation bleiben an  
die verfügbarkeit von rohstoffen gebunden. sie sind  
quasi der treibstoff unserer volkswirtschaft.“

ulrich Grillo
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rohstoffPolitik als geMeinsaMe  
herausforDerung
Die Umsetzung darf nicht als singuläre Aufgabe der 
Politik begriffen werden, sondern vielmehr als gemein-
same Herausforderung, die auch die Wirtschaft bereit 
ist anzunehmen. So ist und bleibt die Beschaffung von 
Rohstoffen vorrangig Aufgabe der Unternehmen. Um 
die Rohstoffversorgung auf eine breitere und damit 
verlässlichere Basis zu stellen, muss ein Weg gefunden 
werden, mit dem zusätzliche Vorkommen erschlossen 
und nutzbar gemacht werden können. Mit der Allianz 
zur Rohstoffsicherung hat die deutsche Industrie eine 
deutliche Initiative in diese Richtung ergriffen. Sie wur-
de maßgeblich von WVM-Präsident Ulrich Grillo auch 
in seiner Funktion als BDI-Vizepräsident initiiert sowie 
vorangetrieben und befindet sich seit 2012 in der kon-
kreten Gründungsphase. Ziel der Allianz ist es, in der 
Industrie gemeinsam Beteiligungen bei Rohstoffpro-
jekten im Ausland aufzubauen, um die Versorgungs-
sicherheit der deutschen Industrie bei Rohstoffen zu 
verbessern. Eine Reihe von WVM Mitgliedsunterneh-
men gehört zu den Gründungsmitgliedern. 

Flankiert wird die Initiative der Industrie durch 
die bilateralen Rohstoffpartnerschaften, die die Bun-
desregierung zunächst mit der Mongolei und mit 

Kasachstan abgeschlossen hat. Das Konzept der Rohstoffpart-
nerschaften ist ein wesentliches Element der Rohstoffstrategie 
der Bundesregierung. Die Partnerschaften mit einzelnen Ländern 
sollen einerseits den diskriminierungsfreien Zugang deutscher 
Unternehmen zu den dort jeweils vorhandenen Rohstoffen si-
cherstellen und andererseits die nachhaltige Entwicklung des 
Rohstoffsektors sowie die Stärkung der Governance-Strukturen 
in den Partnerländern fördern. Die Abkommen bilden den politi-
schen Rahmen, in dem Unternehmen in eigener Verantwortung 
Verträge schließen.

energiePolitik als blauPause  
Der regulierung
Diese ersten konkreten Maßnahmen von Wirtschaft und Politik 
stellen wichtige und sinnvolle Schritte in Richtung einer ganz-
heitlichen Rohstoffpolitik dar. Sie sind jedoch nur der Auftakt. Das 
Thema Rohstoff- und Ressourceneffizienz ist eines der Megathe-
men der Dekade. Die wachsende Weltbevölkerung und das berech-
tigte Streben nach einem sich stetig verbessernden Lebensstan-
dard tragen genauso zu einem erhöhten Bedarf an Rohstoffen bei, 
wie das Turbo-Wachstum der Schwellenländer. Der zunehmenden 
Nachfrage stehen begrenzt verfügbare Ressourcen gegenüber und 
die Frage, wie diese gerecht zu verteilen sind. 

Die NE-Metalle nehmen in dieser Fragestellung eine Sonder-
rolle ein. So werden sie vielfach noch als endliche Rohstoffe be-

Chinas Premierminister, Wen Jiabao, und Ulrich Grillo,  
BDI-Vizepräsident und Präsident der Wirtschafts-
Vereinigung Metalle, beim China-Besuch von Kanzlerin 
Merkel Anfang 2012, bei dem es u. a. um die Rohstoff-
sicherung der deutschen Industrie ging.
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trachtet, wobei völlig außer Acht gelassen wird, dass 
gewonnenes Metall nicht nur einmal, sondern unbe-
grenzt wiederverwendet werden kann und das ohne 
Verlust seiner spezifischen Eigenschaften. NE-Metalle 
werden daher nicht verbraucht, sondern gebraucht. 
Ihre Exploration erhöht den Vorrat in dem NE-Metall-
Pool, der künftigen Generationen in der Wiederver-
wendung zur Verfügung steht.

Die Entwicklung, die in den zurückliegenden zehn 
Jahren im Bereich der Klima- und Energiepolitik zu 
beobachten war, kann als Blaupause für die kommen-
den Jahre im Bereich der Rohstoff- und Ressourcen-
politik begriffen werden. Wir sehen uns am Beginn 
einer umfassenden staatlichen Regulierung, die von 
den aus der Klima- und Energiepolitik bereits bekann-
ten Instrumenten geprägt sein wird.

Entscheidend wird dabei sein, welche Lehren aus 
den Erfahrungen der Vergangenheit gezogen werden. 
Werden wir weiterhin einen Staat erleben, der gesell-
schaftliche Lebensentwürfe im Sinne einer Verzichts-
kultur vorgibt? Werden wir weiterhin einen Staat er-
leben, der nicht nur absolute Ziele definiert, sondern 
auch den Weg eng umreißt, der zur Zielerreichung 
beschritten werden soll? Wird die Verantwortung für 
das Erreichen der Ziele weiterhin nicht bei denjenigen 
liegen, die sie gesetzt haben?

Die Tendenz der Verantwortungsverlagerung von 
den Entscheidern und den Bürgern zu den Akteuren ist 
schon heute – im Anfangsstadium einer umfassenden 
Regulierung des Rohstoff- und Ressourcenthemas  – 
deutlich erkennbar. Wo ein Produkt- oder Verwen-
dungsverbot besteht, wird dem Verbraucher eine ei-
genverantwortliche Entscheidung abgenommen, weil 
ihm vernünftiges Handeln nicht zugetraut wird. Das 
Verbot über das Inverkehrbringen von Glühlampen wird 
nur der Anfang einer Reihe von Produktverboten sein. 
Gleichzeitig wird die Verantwortung für das Erreichen 
der übergeordneten politischen Zielsetzungen in die 
Verantwortung von Wirtschaft und Industrie gelegt. 
Jüngstes Beispiel aus dem Bereich der Rohstoffpolitik 
ist der Dodd-Frank-Act. Das US-amerikanische Gesetz 
sieht eine umfangreiche Reform der amerikanischen 
Finanzmärkte vor. Es führt jedoch auch Meldepflichten 
für sogenannte Konfliktrohstoffe aus der Demokrati-

schen Republik Kongo ein. Die dahinterstehende Intention, die Fi-
nanzierung des Konflikts in der Demokratischen Republik Kongo 
zu unterbinden, ist nicht nur nachvollziehbar, sondern findet auch 
die uneingeschränkte Unterstützung der NE-Metallindustrie. Die 
Befriedung von Konflikten und die Kontrolle ihrer Finanzierung 
und die Durchsetzung einer guten Regierungsführung sind je-
doch gesamtgesellschaftliche Aufgaben und können nur durch 
eine kohärente Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik auf 
nationaler und internationaler Ebene erreicht werden. Die Wirt-
schaft kann diesen Prozess unterstützen, ihn aber nicht ersetzen. 

Die Erkenntnisse aus der Klima- und Energiepolitik sollten 
uns erinnern: Das Fehlen einer internationalen Harmonisierung 
führt zu Wettbewerbsverzerrungen und riskiert Produktions-
verlagerungen in Länder mit niedrigeren Umweltstandards. Mit 
geringerer Produktion sinken in Deutschland zwar die Umwelt-
belastungen, international betrachtet steigen sie jedoch an. Die 
schlichte Kombination von enger nationaler oder europäischer 
Regulierung und Verlagerung der Verantwortung wird der Kom-
plexität und Vielschichtigkeit des Rohstoffthemas eben nicht ge-
recht. Der vernünftige und nachhaltige Weg zu einer Rohstoffpo-
litik der Zukunft führt über eine langfristige vertikale Verankerung 
auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. Ebenso 
ist die horizontale Verzahnung des Themas in allen betroffenen 
Politikbereichen (Umwelt- und Klimapolitik, Außen- und Sicher-
heitspolitik, Forschungs- und Innovationspolitik sowie Entwick-
lungspolitik) unerlässlicher Bestandteil einer ganzheitlichen Roh-
stoffstrategie. Die NE-Metallindustrie bringt sich als kompetenter 
und verlässlicher Partner auf diesem Weg ein.

aus Der arbeit Der WvM
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GaStaUtor BoDo BrUNSENDorf, lEitEr StEUErN DEr aUrUBiS aG, HaMBUrG

eine bestanDsanalYse  
aus unternehMenssicht
Unter Steuerpolitik werden in der Finanzwirtschaft „staatliche 
Maßnahmen zur Erreichung fiskalischer oder wirtschaftspoli-
tischer Ziele durch Gestaltung des Steuersystems“ verstanden.

Die Staats- und Regierungschefs der EU-Staaten sind 
sich weitgehend einig, dass die Stabilisierung des EU-Raums 
das herausragende Ziel des laufenden Jahres ist. Im Vorder-
grund steht dabei ein Fiskalpakt zur Rückkehr zur Haushalts-
disziplin. Aber auch weitreichende Strukturreformen sind er-
forderlich, um die Wirtschaft nachhaltig zu stärken und die 
Finanzkrise zu überwinden.

Ein Impulsgeber könnte hier eine intelligente Steuerpoli-
tik sein. Dabei sollte Steuerpolitik mehr sein als nur eine von 
fiskalischen Spielräumen geprägte Korrektur von Steuertari-
fen. Die steuerlichen Wettbewerbsfaktoren für den Industrie-
standort Deutschland sind nach wie vor stark verbesserungs-
würdig. Für eine nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit wird ein 
auf Investitionen und Wachstum ausgerichtetes steuerpoliti-
sches Gesamtkonzept benötigt. Vor Entlastungen stehen klare 
Strukturen und ein deutlich reduziertes Maß an Bürokratie.

Durch die in Deutschland – entgegen dem europäischen 
Trend – stabile Wirtschaftsentwicklung besteht in der öffent-
lichen Wahrnehmung die Gefahr, anzunehmen, die Industrie 
benötige keine Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen. Zunehmend werden vielmehr Forderungen von 
Staat und Arbeitnehmern erhoben, zusätzliche Beiträge zur 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und zur Stimulie-
rung des privaten Konsums zu leisten.

Die Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung in Europa mag ein 
Schritt in die richtige Richtung sein, birgt jedoch auch die Gefahr, dass 
die Unternehmen eher mehr als weniger belastet werden, wie die bila-
teralen deutsch-französischen Bemühungen zeigen.

Wie ist Steuerpolitik zu gestalten, um wirtschaftliches Handeln zu 
unterstützen und gleichzeitig durch eine Besteuerung mit Augenmaß 
den fiskalischen Interessen des Staates gerecht zu werden?

Als Erstes muss verstanden werden, dass eine Besteuerung „nach 
der Leistungsfähigkeit“ am besten dadurch gestaltet wird, eben diese 
Leistungsfähigkeit zu erhalten – oder besser – zu verbessern. Das heißt, 
die Rahmenbedingungen für wirtschaftliches Handeln sollten immer 
wettbewerbsverbessernd und bürokratieabbauend wirken.

Zweitens sollte verstanden werden, dass in der deutschen Wirt-
schaft ein hohes Maß an sozialer Verantwortung vorhanden ist. Die Fi-
nanzkrise 2008/2009 ist wesentlich aus diesem Grunde in Deutschland 
so gut überwunden worden. Es ist also unangemessen, Steuerpolitik 
ausschließlich durch Abwehr- oder Verhinderungsgesetze zu „gestalten“.

Die schwarz-gelbe Bundesregierung, einst mit vielen Vorschuss-
lorbeeren versehen, hat hier viel Vertrauen verspielt. Es war zu selten er-
kennbar, dass ein notwendiger finanzpolitischer Neuanfang gesucht wurde.

Was ist zu tun?
BüROKRATIEABBAU – BESEITIGUNG  
VON üBERREGULIERUNG
Staatliche Überregulierungen und Bürokratie müssen schnell, hartnä-
ckig und nachhaltig abgebaut werden. Im Saldo wurde bisher mehr 
statt weniger Belastung erreicht. Die Bundesregierung muss dem Bü-
rokratieabbau durch ein Gesamtkonzept und einen konkreten Zeitplan 
neue Impulse geben. Die Einflussnahme auf die EU-Kommission muss 
im Interesse einer weitergehenden Entlastung vor allem des Mittel-
stands verstärkt werden.

steuerpolitiK  
Als WAchstumsmotor
Kann Steuerpolitik Wachstum fördern, oder behindern immer mehr Gesetze, Verordnungen  
und anwendungserlasse den Wachstumsprozess?
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boDo brunsenDorf

Leiter Steuern der Aurubis AG, Hamburg

GERECHTERES STEUERSySTEM –  
ENTLASTUNG UND VEREINFACHUNG
Die Steuerbelastung der Unternehmen in Deutschland hat sich auch nach der Un-
ternehmenssteuerreform 2008 im internationalen Vergleich nur leicht verbessert. 
An unserem komplizierten Steuerrecht scheitern selbst Fachleute. Steuervereinfa-
chung und weitere Steuerentlastungen sind daher dringend geboten.

ABBAU DER UNTERNEHMENSSTEUERBELASTUNG –  
WENIGER IST MEHR
Der Vergleich der effektiven Steuerbelastung deutscher Kapitalgesellschaften mit 
ausländischen Unternehmen weist Deutschland nach wie vor als Hochsteuerland 
aus. Die Belastung der den Mittelstand prägenden Personengesellschaften ist oft-
mals noch um einiges höher. Durch die Senkung des Nominalsteuersatzes in 2008 
bei der Körperschaftsteuer wurden nur die „Schlingelplätze“ im internationalen Ver-
gleich verlassen. Das Zusammenwirken aus Nominalbelastung und Bemessungs-
grundlage zeigt das wahre Bild. Langfristig ist eine grundlegende Vereinfachung der 
Ertragsbesteuerung anzustreben, sei es in Form einer einheitlichen Unternehmens-
steuer, einer dualen Einkommensteuer oder einer Flat Tax.

Die Zinsschranke stellt einen riskanten Systembruch des Steuerrechtes dar, nur 
der Tatsache geschuldet, steuerliches Mehraufkommen zu generieren. Der Schuld-
zinsenabzug wird auf 30 Prozent des steuerlichen EBITDA beschränkt. Die Begrün-
dung war, zu verhindern, dass (wenige) multinationale Konzerne Zinsaufwand ins 
Inland verschieben. In der Realität trifft die Regelung im Wesentlichen jedoch In-
landskonzerne und Bankenfinanzierungen der inländischen Realwirtschaft. Die nur 
noch eingeschränkte Abzugsfähigkeit der Betriebsausgaben verstößt gegen das 
steuerliche Nettoprinzip. Also: Weg mit der Zinsschranke.

Die Mindestbesteuerung begrenzt die Verlustnutzung und ist somit ein ein-
schneidendes Instrument gegen die Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit. Wer 
oberhalb des „Freibetrages“ von 1 Million Euro erwirtschafte Verluste verrechnen 
möchte, darf das nur noch in Höhe von 60 Prozent des Jahresgewinns. In den rele-
vanten Wettbewerbsregionen dieser Erde gibt es bei der Verlustverrechnung weder 

zeitliche Begrenzungen noch Begrenzungen der 
Höhe nach. Also: weg mit der Mindestbesteuerung.

Sowohl Zinsschranke als auch Mindest-
besteuerung haben nachweisbar während der 
Finanzkrise 2008/2009 krisenverschärfende Wir-
kungen entfaltet. Leider scheint sich diese Form 
der Substanzbesteuerung zum Exportschlager der 
deutschen Finanzverwaltung zu entwickeln. Das 
erhöht zwar im Einzelfall die Wettbewerbsneutra-
lität, behält aber seinen systemwidrigen Charakter.

Die Abschreibungsbedingungen sind nach 
Abschaffung der degressiven AfA im internatio-
nalen Vergleich allenfalls noch Mittelmaß. Jeder 
Fachmann weiß, dass es eine unmittelbare Kor-
relation zwischen Abschreibung und Investitions-
bereitschaft gibt. Auch hier sollten wir uns einen 
Wettbewerbsnachteil nicht „leisten“. Also: her mit 
der degressiven AfA.

Die Gewerbesteuer ist eine im internationa-
len Kontext nur schwer zu vermittelnde Sonder-
belastung deutscher Unternehmen. Sie ist ange-
reichert mit ertragsunabhängigen Bestandteilen, 
die die Bemessungsgrundlage unzulässig verbrei-
tern, und beschreibt ein Steuerregime des letzten 
Jahrtausends. Kosten werden der Besteuerung 
zugeführt und vermindern das zur Investition be-
nötigte Eigenkapital. Zugegebenermaßen hat die 
schwarz-gelbe Bundesregierung den (halbherzi-
gen) Versuch gestartet, das verstaubte System der 
Kommunalfinanzierung zu modernisieren, ist aber 
an der Hartnäckigkeit des Städtetages gescheitert. 

DIE DNA 
MODERNEN 
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Nur 5 Prozent der Unternehmen erbringen 90 Prozent des Ge-
werbesteueraufkommens. Das trägt, zumindest aus Sicht der 
Zahler, nicht zur Steuergerechtigkeit bei. Aber alle diese Maß-
nahmen haben die Kommunalfinanzen nicht verstetigt, son-
dern lassen die Abhängigkeit vieler Gemeinden – von z. T. nur 
einem einzigen Gewerbesteuerzahler – weiter wachsen. Also: 
weg mit der Gewerbesteuer und her mit einer Zuschlagsbe-
rechtigung der Gemeinden an der Einkommen- und der Kör-
perschaftsteuer und einer Erhöhung des Gemeindeanteils an 
der Umsatzsteuer. Eine breite Basis der Kommunalfinanzierung 
sichert am wirkungsvollsten die notwendige Finanzkraft der 
Städte und Gemeinden. Natürlich bedeutet das im Gegenzug 
eine Erhöhung des Körperschaftsteuersatzes auf ein internati-
onal vernünftiges Niveau.

EINFüHRUNG EINER MODERNEN  
GRUPPENBESTEUERUNG
Der Koalitionsvertrag der schwarz-gelben Bundesregierung 
enthält zu Recht den Prüfauftrag zur Einführung eines mo-
dernen Gruppenbesteuerungssystems. Die deutsche Gruppen-
besteuerung – die Organschaft – ist eine der hürdenreichsten 
der Welt. Darunter leidet unter anderem der Holdingstandort 
Deutschland. Wenigstens muss die Voraussetzung „Vorliegen 
eines Gewinnabführungsvertrages“ ersatzlos entfallen. Es liegt 
ein gangbares Reform-Modell des Instituts für Finanzen und 
Steuern vor, welches noch in dieser Legislaturperiode umge-
setzt werden sollte.

ENTLASTUNG BEI ENERGIEBESTEUERUNG /  
ENERGIEABGABEN
Energiepreise sind neben Personalkosten die wesentlichen 
Standortfaktoren in der NE-Metallindustrie. Nationale Sonder-
lasten, wie auch immer sie heißen mögen (EEG, KWK, Strom-
steuer, Netzentgelte oder Konzessionsabgaben usw.), haben sich 
seit 1999, der Umsetzung der sogenannten Ökosteuerreform, 
mehr als verfünffacht, und ein Ende dieser Aufwärtsspirale ist 
nicht erkennbar. Das noch zu Zeiten der großen Koalition erklär-
te hehre Ziel, in diesem Kontext die energieintensiven Unter-
nehmen in ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, ist den Haus-
hältern im BMF abhanden gekommen. Immer häufiger wird im 
Zusammenhang mit nötigen Entlastungen bei diesen Strafsteu-

ern mit dem Subventionsschwert argumentiert. Wie nationale 
Sonderlasten Subventionen sein können, ist nicht jedermann 
eingängig. Es ist zu hoffen, dass diese Bundesregierung die Kraft 
aufbringt, wettbewerbsfähige Regelungen zu schaffen bzw. zu 
erhalten, die eine De-Industrialisierung in Deutschland verhin-
dern. Hier gilt es auch auf europäischer Ebene Flagge zu zeigen.

VERHINDERUNG DER FINANZTRANSAKTIONS-
STEUER IN DER REALWIRTSCHAFT
Initiativen zur Regulierung und Besteuerung von Finanzge-
schäften treffen die deutsche Wirtschaft derzeit gleich zwei-
fach in Form von 1.) der Finanztransaktionssteuer und 2.) der 
Regulierung von OTC – Derivategeschäften. Als Hintergrund 
für unsere besondere Betroffenheit sind die hohen und vola-
tilen Metallpreise zu sehen, die sich auf den Weltmärkten und 
ihren Börsen bilden. Die hohen Metallwerte betragen ein Viel-
faches der mit ihnen erwirtschafteten Wertschöpfung in der 
Industrie. Daher ist es notwendig, jederzeit über ein adäquates 
Absicherungsinstrumentarium zu verfügen. Mit diesem In- 
strumentarium verbundene Kosten können in der NE-Metall-
industrie oft nicht eingepreist werden, da die Verkaufsprei-
se an internationalen Metallbörsen fixiert werden. Nationale 
Sonderlasten fließen hier grundsätzlich nicht in die Preisfin-
dung ein. Die mit obigen Initiativen verbundenen Kosten und 
die Liquiditätsbelastung können im Einzelfall erheblich sein. 
Dabei sind in der derzeit diskutierten Ausgestaltung der In-
itiativen teilweise Mehrfachbelastungen aus einer einzigen 
Transaktion erkennbar. Ferner sind zusätzliche Reserveliquidi-
tätsvorhaltungen notwendig, die gerade angesichts der der-
zeitigen Kreditmärkte als besonders verschärfend wirken.

KANN EINE ERNEUERUNG  
DES STEUERSTAATES ALSO STATTFINDEN?
Die Staatsschuldenkrise hat Anstrengungen und – vor allem – 
Mittel in Bewegung gebracht, von denen Haushaltspolitiker 
bisher nur träumen konnten. 

Wenn Haushaltspolitik als staatliche Maßnahme zur Er-
reichung wirtschaftspolitischer Ziele durch Gestaltung des 
Steuersystems verstanden wird, wird es möglich sein, Struktur-
politik zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes Deutschland zu 
betreiben und das im Einzelfall auch ohne Gegen finanzierung.
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Internationales Steuerrecht (Newsticker)

03.02.2011

Neues Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zwischen Deutschland und Spanien  
orientiert sich am OECD-Musterabkommen. Ratifizierung durch Bundestag und  
Bundesrat erfolgte am 19.10.2011. Das neue DBA löst das seit 1966 bestehende DBA 
ab und tritt drei Monate nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.  
Die Ratifikation seitens Spaniens ist noch offen.

12.07.2011

Deutschland und China haben die Vertragsverhandlungen für ein neues DBA formell 
zum Abschluss gebracht und das entsprechende Abkommen paraphiert. Veröffentli-
chung des Textes erfolgt voraussichtlich erst nach jeweiliger Unterzeichnung.

14.07.2011

DBA mit den Vereinigten Arabischen Emiraten tritt in Kraft. Anwendung für  
Steuern, die nach dem 31.12.2008 erhoben werden, und auf nach dem 31.12.2008 
gezahlte Beiträge, die dem Quellenabzug unterliegen. Vereinbarter Informations
austausch rückwirkend ab 01.01.2009

19.09.2011

Deutschland und die Türkei unterzeichnen ein neues DBA, das sich im Wesentlichen 
an das OECD-Musterabkommen anlehnt und u.a. einen umfassenden Informationsaus-
tausch nach OECD-Standard enthält. Ratifikation steht noch aus.

21.09.2011

Deutschland und die Schweiz unterzeichnen ein Steuerabkommen zur Behandlung 
bislang unversteuerter Kapitalanlagen deutscher Steuerpflichtiger in der Schweiz. 
Wesentliche Merkmale sind eine Abgeltungssteuer auf zukünftige Erträge sowie eine 
Pauschalbesteuerung für bislang nicht versteuerte Kapitalanlagen.

14.10.2011

Dem geänderten DBA zwischen Deutschland und der Schweiz wurde vom Bundesrat 
zugestimmt. DBA tritt zum 01.01.2012 in Kraft (BMF, IV B 2 – S 1301/07/10017-03).

01.01.2012

DBA mit Ungarn und Zypern tritt in Kraft. Quellensteuereinbehalt auf Dividenden 
wird bereits bei einer mittelbaren 10%igen Mindestbeteiligung auf 5 % begrenzt.

06.02.2012

Grünbuch der deutsch-französischen Zusammenarbeit über Konvergenzpunkte bei der 
Unternehmensbesteuerung.

08.02.2012

Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Spanien und die USA wollen die  
bilaterale Zusammenarbeit zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung weiter ausbauen.

DIE DNA 
Modernen 
lebens
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steuerrückblick
 2011

D ie Schuldenkrise innerhalb des Euro-Raumes 
bestimmte auch im letzten Jahr die Bemühungen der 
Bundesregierung und des Gesetzgebers. Für eine gro-
ße Steuerreform in 2011 ist da kein Raum gewesen. 
Die Finanzverwaltung war dennoch nicht untätig 
und legte umfangreiche Entwürfe ihrer Auffassungen 
u.a. zur Anwendung des im Jahr 2006 neu gefassten 
Umwandlungssteuerrechts und des 2008 reformier-
ten Erbschaft- und Schenkungssteuerrechts vor. Das 
Steuervereinfachungsgesetz 2011 wurde im Novem-
ber 2011 beschlossen. Die Einführung einer zweijäh-
rigen Steuererklärung scheiterte letztendlich zwar am 
Votum der Länderkammer, dennoch konnten mit dem 
Steuervereinfachungsgesetz zahlreiche Änderungen 
durchgesetzt werden, die zum Teil auch schon rück-
wirkend ab 2011 gelten und die Steuergesetzgebung 
vereinfachen beziehungsweise die Transparenz für 

alle Betroffenen erhöhen soll. Das Ziel der Steuervereinfachung 
ist damit aber noch lange nicht erreicht. Aufgrund zahlreicher 
Detailregelungen hat sich das Dickicht an Steuerregelungen lei-
der nicht gelichtet. Auch der Rechnungshof kritisiert in seinem 
Bericht (17/8429) die Zunahme der Änderungshäufigkeit von Ge-
setzen und deren Anwendungserlassen. Diese führt tendenziell 
trotz partieller Vereinfachungen eher zu einem Anstieg des Ver-
waltungsaufwands, als dass es zum Bürokratieabbau beiträgt. 

MinDestbesteuerung / verlustverrechnung
Gemäß § 10 d Absatz 2 Satz 1 EStG wird der Verlustvortrag durch 
die Mindestbesteuerung begrenzt. Verluste dürfen demnach nur 
bis zu einem Gesamtbetrag der Einkünfte in Höhe von 1 Mio. Euro 
unbeschränkt und darüber hinaus nur bis 60 Prozent des den Be-
trag von 1 Mio. Euro übersteigenden Gesamtbetrags der Einkünf-
te abgezogen werden. Während der Verlustausgleich, der zeitlich 
gestreckt wird, aber dennoch später weiterhin nutzbar ist, als 
verfassungsrechtlich unbedenklich eingestuft wird, hält der Bun-
desfinanzhof (BFH) dagegen eine Verlustverrechnung, die in spä-
teren Veranlagungszeiträumen aus rechtlichen Gründen endgül-
tig ausgeschlossen ist, als verfassungsrechtlich zweifelhaft (BFH, 
Beschluss vom 26.08.2010, IB49/10, BFH/NV 2010 Seite 2356). Die 
Finanzverwaltung hat als Reaktion auf den BFH-Beschluss eine 
Aussetzung der Vollziehung für die Fälle gewährt, in denen die 
Anwendung der Mindestbesteuerung infolge eines tatsächlichen 
oder rechtlichen Grunds zu einem endgültigen Ausschluss einer 
Verlustnutzungsmöglichkeit führt.

StEUErPolitiK

Das Steuervereinfachungsgesetz war ein Meilenstein des Steuerrechts im vergangenen Jahr.  
Weitere wesentliche Änderungen der Steuergesetzgebung des letzten Jahres sowie  
für die Ne-Metallindustrie bedeutende entscheidungen werden im WVM-Steuerrückblick kurz  
erörtert, bevor ein blick auf den Stand der einführung der e-bilanz geworfen wird. 

Steuerpolitik ist 
Standortpolitik.
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Zu solchen Fällen zählen:
1  Die Umwandlung beim übertragenden Rechtsträger  

(§ 12 Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 Satz 2 UmwStG),
2  ein schädlicher Beteiligungserwerb nach § 8c KStG,
3  die Liquidation einer Körperschaft und
4  die Beendigung der persönlichen Steuerpflicht.

Eine endgültige Entscheidung im Hauptsachverfah-
ren bleibt abzuwarten, da der BFH-Beschluss in einem 
Verfahren über den vorläufigen Rechtschutz erging.

uMsatzsteuer: änDerungen  
Der steuerschulDnerschaft Des  
leistungseMPfängers
Mit Wirkung vom 01. Januar 2011 ist bei steuerpflich-
tigen Umsätzen aus Lieferungen gemäß Anlage 3 des 
UStG der Leistungsempfänger der Steuerschuldner 
(§ 13 b Absatz 2 Nr. 7 UStG). In der Anlage 3 geht es 
u.a. um Abfälle und Schrotte aus Kupfer, Nickel, Alu-
minium, Blei, Zink, Zinn. Auch Abfälle und Schrotte 
aus Edelmetallen, Eisen oder Stahl und anderen un-
edlen Metallen sind Bestandteil der Liste. Demnach ist 
die gesamte Metallbranche betroffen. Unsicherheiten 
bezüglich der künftig korrekten Rechnungslegung 
könnten sich hieraus aus der Wertung der Umsät-
ze auf sogenannten Bestandskonten ergeben. Dabei 
ist es entscheidend, zu definieren, bei welchem Ge-
schäftsvorfall eine Lieferung bzw. eine sonstige Leis-
tung vorliegt. Einzelbeispiele haben in der Vergangen-
heit gezeigt, dass es hier durchaus unterschiedliche 
Interpretationsmöglichkeiten gibt, die insgesamt die 
Abwicklung der Geschäfte über Gewichtskonten er-
schweren. Eine Klarstellung seitens des Gesetzgebers 
ist wünschenswert. 

ausfuhr-nachWeisführung:  
übergangsfrist verlängert
Am 25.11.2011 hat der Bundesrat der Zweiten Ver-
ordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen 
zugestimmt. Dadurch wurde u.a. die Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung (UStDV) hinsichtlich der 
Ausfuhr-Nachweisführung geändert. Das Vorliegen 
eines ordnungsgemäßen Buchungs- und Belegnach-
weises ist eine der Voraussetzungen für die Steuer-
befreiung von Ausfuhrlieferungen und innergemein-
schaftlichen Lieferungen. Wie diese Nachweise zu 
führen sind, wird durch die UStDV geregelt. Die neue 
Durchführungsverordnung macht es erforderlich, so-
genannte Gelangensbestätigungen vom Kunden aus-

zustellen. Bisherige Nachweise, wie eine Spediteursbescheinigung 
oder ein CMR-Frachtbrief, werden nicht mehr anerkannt. Dieses 
gilt nur für innergemeinschaftliche Lieferungen. Bei Ausfuhrliefe-
rungen unter Anwendung des elektronischen Ausfuhrverfahrens 
„ATLAS-Ausfuhr“ bleibt der sogenannte Ausgangsvermerk weiter-
hin der zentrale Belegnachweis.

Die Beschaffung der „Gelangensbestätigung“ stellt die Un-
ternehmen vor eine besondere Herausforderung, da diese Be-
scheinigung erst im Nachhinein ausgestellt werden kann. Oftmals 
hat der Auslieferer keinen direkten Geschäftskontakt zum Emp-
fänger der Ware, sodass in diesem Fall der Erhalt einer „Gelan-
gensbestätigung“ schwierig werden kann. Viele Detailfragen sind 
ungeklärt, und selbst Mustervordrucke wurden noch nicht offizi-
ell vorgestellt. Darum wurde eine Übergangsfrist zur Einführung 
der neuen Anforderung bei der Belegnachweisführung bis zum 
30.06.2012 beschlossen.

Die e-bilanz als bestanDteil Der  
elektronischen tax-coMPliance-strategie
Neben den jüngst beschlossenen Maßnahmen im Rahmen des 
Steuervereinfachungsgesetzes 2011 soll eine weitgehende elek-
tronische Kommunikation mit der Finanzverwaltung zur Steuer - 
vereinfachung und zum Steuerbürokratieabbau beitragen. Hie-
raus begründet sich die Pflicht des Unternehmers zur elektro-
nischen Abgabe von Steuererklärungen für Veranlagungs- bzw. 
Erhebungszeiträume ab 2011. 

Neben der elektronischen Übermittlung der Körperschaft-, 
Gewerbe- und/oder Einkommensteuererklärung sowie der Um-
satzsteuererklärungen sind künftig auch die Bilanz und die Ge-
winn- und Verlustrechnung (GuV) elektronisch zu übermitteln. 
Die Einführung der E-Bilanz stellt damit einen weiteren Baustein 

steuergesetzesänDerungen 2011

•  Vereinfachung der elektronischen Rechnungslegung  
(Artikel 5 StVereinfG 2011)

• Fortführung der erhöhten Umsatzgrenzen bei der Ist-Versteuerung
•  Nachweise bei innergemeinschaftlichen Lieferungen  

(Gelangenheitsbestätigung)
•  Beschränkung der Gebührenpflicht für verbindliche Auskünfte  

(Artikel 3, Nr. 2 StVereinfG 2011)
•  Verschiebung der Einführung der elektronischen Steuerkarte  

(elektronischer Abruf der relevanten Lohnsteuerabzugsmerkmale über  
die sog. ELStAM-Datenbank) auf 01.01.2013

• Änderung des Bewertungsgesetzes (Artikel 7 StVereinfG 2011)
•  Änderung des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes  

(Artikel 8 StVereinfG 2011)
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einer gesamten elektronischen Tax-Compliance-Strategie dar. 
Nach den bereits vorangegangenen Projekten wie Elster oder EL-
StAM wird nun mit der E-Bilanz die elektronische Kommunikation 
im Besteuerungsverfahren komplettiert.

Rechtsgrundlage der E-Bilanz ist das Steuerbürokratieabbau-
gesetz von 2008. Nach dem neu eingeführten § 5 b Absatz 1 Satz 
1 EStG sind die Inhalte der Bilanz sowie der GuV nach einem amt-
lich vorgeschriebenen Datensatz durch Datenfernübertragung zu 
übermitteln. Ziel des Gesetzgebers ist es, die bürokratischen Kos-
ten der Steuererhebung deutlich zu senken. Ferner soll durch die 
Einführung der E-Bilanz auch ein elektronisches Risikomanage-
mentsystem implementiert und für die Steuerveranlagung nutz-
bar gemacht werden. Mit dem BMF-Schreiben vom 28.09.2011 
wurde der Startschuss für die E-Bilanz gegeben. 

Ursprünglich war vorgesehen, dass die elektronische Über-
mittlung der Steuerbilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 
bereits für nach dem 31.12.2010 beginnende Wirtschaftsjahre 
gelten sollte. Da es Verzögerungen bei der Definition der Steuer-
taxonomie gab, wurde der Anwendungszeitpunkt verschoben. Mit 
Anwendungsschreiben vom 28.09.2011 hält die Finanzverwaltung 
grundsätzlich daran fest, dass die elektronische Übermittlung 
erstmalig für nach dem 31.12.2011 beginnende Wirtschaftsjahre 
vorzunehmen ist. Das Anwendungsschreiben sieht eine Nicht-
beanstandungsregelung der Finanzverwaltung vor, wenn Bilanz 
und GuV für das Kalenderjahr 2012 bzw. das abweichende Wirt-
schaftsjahr 2012/2013 noch nicht elektronisch übermittelt, son-
dern weiterhin in Papierform eingereicht werden. Für das Jahr 
2012 besteht genügend Zeit, die Weichen für die Erstellung der 
E-Bilanz ab dem Wirtschaftsjahr 2013 zu stellen. 

Für inländische Unternehmen mit ausländischen Betriebs-
stätten und für ausländische Unternehmen mit inländischen 
Betriebsstätten sieht das Anwendungsschreiben zur Vermeidung 
unbilliger Härten eine gesonderte Nichtbeanstandungsregelung 

vor. Erst ab dem Wirtschaftsjahr 2015 sind für diese Fälle Bilanz 
und GuV elektronisch zu übermitteln. Dieses gilt bei inländischen 
Unternehmen nur für die ausländische Betriebsstätte, nicht je-
doch für das inländische Stammhaus.

fazit
Die Einführung der E-Bilanz ist für die Unternehmen Chance 
und Risiko zugleich. Aufgrund der bestehenden Nichtbeanstan-
dungsregelung bleibt für alle Unternehmen ausreichend Zeit, die 
notwendigen inhaltlichen und technischen Umstellungen für die 
elektronische Übermittlung der Bilanzdaten vorzunehmen (siehe 
Checkliste). Zwar bedeutet diese Umstellung für alle Unterneh-
men zunächst einen erheblichen Mehraufwand, sowohl monetär 
als auch zeitlich und hinsichtlich der Personalressourcen. Dem-
gegenüber steht eine spätere Vereinfachung durch standardisier-
te Prozesse, sodass insgesamt dem Ziel der Steuervereinfachung 
und des Steuerbürokratieabbaus Genüge getan wird. 

Selbst wenn es noch einige Forderungen zur Anpassung der 
Anforderung an die Erstellung der E-Bilanz gibt, zum Beispiel 
Klarstellungen hinsichtlich der Gliederungstiefe in der Überlei-
tungsrechnung beziehungsweise Beibehaltung der Auffangposi-
tionen, ist es nun an der Zeit, sich auf die E-Bilanz vorzubereiten. 

ausblick 2012
Von der Regierungskoalition wurde zu Beginn des Jahres 2012 
ein zwölf-Punkte-Programm zur weiteren Modernisierung und 
Vereinfachung des Unternehmenssteuerrechts vorgelegt. Das 
Programm reicht von der Einführung einer Gruppenbesteuerung 
anstelle der bisherigen steuerlichen Organschaft über die Aus-
dehnung der Dividendenbesteuerung auf sog. „hybride Finanzie-
rungen“ bis hin zu Vereinfachungen bei Verpflegungsmehrauf-
wendungen und Unterkunftskosten. Man darf gespannt sein, wie 
viele Kapazitäten durch europäische Fragestellungen im nächsten 
Jahr gebunden werden und ob neben der Stabilisierung des Euro-
Raums noch Platz für eine umfassende Steuerreform 2012 ist.

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMEN:
Haushalt, Finanzen, Steuern

ANSPRECHPARTNERIN:
Monika Setzermann

WirtschaftsVereinigung Metalle
E-Mail: setzermann@wvmetalle.de
Telefon: +49 (0) 30 / 72 62 07 - 177
Telefax: +49 (0) 30 / 72 62 07 - 198

checkliste e-bilanz

1   Festlegung Zeitplan / Prozessorganisation: Einplanung einer Projektphase 
bis zur fristgerechten Umsetzung von 5 bis 9 Monaten, Abstimmung des 
Umstellungsprozesses zwischen den betroffenen Abteilungen

2  Einbindung der betroffenen Abteilungen:  
Steuerabteilung (und/oder Steuerberater), Rechnungswesen, IT-Abteilung

3  Prüfung und Umsetzung der Taxonomieanforderungen
4  Formelle bzw. materielle Anpassung des bestehenden Kontenrahmens
5  Konvertierung der E-Bilanzdaten ins vorgeschriebene XBRL-Format
6  Einrichtung der Schnittstellen zur elektronischen Übertragung (ELSTER-

Zertifikat mit ELMA 5), d.h. Organisation des Datenexports im XBRL-Format
7  Einbindung bestehender IT-Strukturen und ERP-Systeme 
8  Investitionsentscheidung: Make or Buy (i. d. R abhängig von Unternehmens-

größe und Komplexität der anzupassenden Prozesse und Strukturen)
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Überlegungen zum umgang mit den natürlichen ressourcen — Grundlagen

EffiZiENZ

effizienz ist mehr
 als einsParung 
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D ie Nutzung natürlicher Ressourcen zum Er-
halt und zur Verbesserung der menschlichen Lebens-
bedürfnisse ist von einer grundsätzlichen Ambivalenz 
geprägt: Ohne Nutzung der natürlichen Ressourcen 
gibt es keine Entwicklung; durch die Nutzung natür-
licher Ressourcen können ökologische wie auch so-
ziale und ökonomische Probleme entstehen. Dieses 
Ressourcendilemma und die Möglichkeiten zu seiner 
Überwindung werden bestimmt durch mehrere fun-
damentale Faktoren: Das Wachstum der Weltbevölke-
rung, die natürliche Ressourcenbegrenzung und die 
Inanspruchnahme von Umweltmedien wie Wasser, 
Boden und Luft.

Lösungsansätze adaptieren vor allem klassische 
Strategien aus anderen Erfahrungswelten. Dazu zäh-
len die Primärtugenden Sparen und Vermeiden. Auf 
technischer Ebene ermöglichen Substitutionsprozesse 
und auf ökonomischer Ebene Preissignale zumindest 
eine temporär begrenzte Dämpfung des Ressourcen-
dilemmas. Wirksam sind diese Ansätze allerdings nur 
in jeweils geschlossenen Wirtschaftsräumen. Je inten-
siver die internationalen Verfl echtungen sind, desto 
weniger wirksam sind die klassischen Lösungsansätze 
sinnvoller Ressourcennutzung und Bewirtschaftung.

Hemmend auf die Bildung neuer, global einsetz-
barer Lösungsansätze wirkt das über vier Jahrzehnte 
diskussionsprägende Paradigma von der Endlichkeit 
natürlicher Ressourcen. Aus dem Ansatz einer globa-
len Rationierung konnte aber kein System für effi  zien-
ten Ressourceneinsatz geschöpft werden. Das durch 
den Club of Rome in den 1970er Jahren popularisier-
te Knappheits-Paradigma hat sich in Produktion und 
Konsum nicht durchsetzen können, sondern allenfalls 
als Bedrohungsszenario überdauert. Zunehmend wird 
deutlich, dass eine Ressourcenstrategie keinesfalls auf 
der Angst vor dem Ende beruhen kann. Ein solcher An-
satz schließt die erfolgreiche Suche nach Alternativen 
von vornherein aus.

Sinnvoller erscheint der prozessuale Ansatz, der von dauerhafter 
Nutzung bei höchstmöglichem Effi  zienzbewusstsein ausgeht. Bei 
den erneuerbaren Energien, bei den meisten mineralischen Roh-
stoff en und bei praktisch allen Metallen überzeugt dieser Ansatz 
unmittelbar. Aber auch für die Nutzung der fossilen Energien – an 
denen sich die Endlichkeitsdiskussion und seit etwa 1980 auch 
die Klimadiskussion orientieren – bietet der langfristig angelegte 
Effi  zienzansatz Lösungsperspektiven. 

Eine neue, effizienzbasierte Ressourcenstrategie ist dem 
Endlichkeitsparadigma auch in anderer Hinsicht überlegen. Ganz 
gleich, ob sich die Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen aus geo-
logischen, politischen oder aus preislichen Gründen verknappt, 
der Effi  zienzansatz bietet auf allen drei Feldern hinreichend Po-
tenzial, Versorgungsrisiken abzufedern.

Das Verknappungsszenario des späten 20. Jahrhunderts hält 
sich länger als erwartet. Es scheint, dass Knappheitstheorie und 
Effi  zienzansatz eine ungute Liaison eingehen könnten. Dies gilt 
immer dann, wenn Effi  zienz nicht als Prozess, sondern als Syno-
nym für Einsparung oder als Instrument für andere Ziele einge-
setzt wird. Dies geschieht, wenn Effi  zienzziele unfl exibel und fi xe 
Effi  zienzvorgaben oder absolute Einsparungen für feste Zeiträu-
me gesetzt werden, um den Energieverbrauch oder die Emission 
von Klimagasen zu verringern. Mit absoluten Effi  zienzvorgaben 
kann sogar die De-Industrialisierung vorangetrieben werden.
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Verschiedene Sekundärwirkungen wohnen der Effizienzstrategie 
inne, aber sie sind nicht konstitutiv und entfalten sich erst in den 
Transformationsprozessen und Innovationszyklen der Industrie 
und Wirtschaft effektiv. Kern der Effizienzstrategie ist die lang-
fristige Sicherung der globalen Ressourcennutzung bei minimaler 
Beanspruchung von Ökosystemdienstleistungen.

Derzeit steht Ressourceneffizienz noch nicht überall oben 
auf der Agenda. Unternehmen, die ressourceneffizient arbeiten, 
können mit gesellschaftlicher Anerkennung, aber nicht in jedem 
Falle mit ökonomischem Erfolg rechnen. Wird dieses Dilemma 
durch Regulierung ausgeglichen, entstehen neue Probleme, und 
die Belastungsschraube für Unternehmen, die bereits effizient ar-
beiten, wird durch die gegensätzlich wirkenden Fliehkräfte von 
Insellösungen in der Energie- und Klimapolitik überdreht. Deut-
lich wird dies gegenwärtig bei den hohen Kosten für die staatliche 
Förderung bei der Nutzung erneuerbarer Energieträger. Eine auf 
Effizienz gestützte Ressourcenstrategie muss schnellstmöglich zu 
hoher Robustheit und positiver Selbstverstärkung geführt wer-
den. Insbesondere die effizienzbasierte Nutzung von Metallen ist 
auf diesem Wege bereits besonders weit vorangeschritten. 

Effizienz ist weder in quantitativer noch in qualitativer Hin-
sicht ein homogener Terminus, wie die effizienzorientierte Be-
trachtung der Wertschöpfungskette von NE-Metallen verdeut-
licht. Bei der Gewinnung und Aufbereitung von Metallen kann 
der effiziente Umgang mit den Umweltressourcen Wasser, Boden 
und Luft im Vordergrund stehen. Auch die Energieeffizienz spielt 
eine große Rolle. Die Raffination und vor allem die für die Me-
tallherstellung notwendige Prozessenergie stehen schon lange im 
Zentrum der Energieeffizienz. Bei der Weiterverarbeitung treten 
schließlich Aspekte der Energie-, Ressourcen- und Materialef-
fizienz sowie der Recyclingfähigkeit – als zusätzliche und neue 
Ressourcenquellen – in den Vordergrund. Letztlich tritt der res-
sourceneffiziente Einsatz durch die weiteren Nutzer in der Wert-
schöpfungskette bis hin zur Anwendung hinzu. Zweifelsohne 
überlappen sich die Aspekte der Umwelt-, der Energie- und der 

Materialeffizienz auf allen Wertschöpfungsstufen mit 
unterschiedlicher Intensität und Ausprägung, siehe 
dazu Matrix unten.

Werden die Effizienzpotenziale wertschöpfungs-
adäquat definiert und umgesetzt, ergeben sich unter-
schiedlich ökonomische Potenziale bei Kosten, Pro-
duktivität und Produktnutzen. Paradebeispiele sind 
die Leichtbautechnologien im Personen-, Güter- und 
im Luftverkehr, aber auch moderne Baumaterialien 
und miniaturisierte Produkte der Elektrotechnik.

Wesentliche Bausteine jeder Effizienzstrategie 
sind Messbarkeit und Bewertung. Effizienz ist auf 
der Grundlage geeigneter Indikatoren mess- und in 
Grenzen auch steuerbar. Das Spektrum geeigneter 
Indikatoren reicht von gesamtwirtschaftlichen Mess-
größen bis hin zu branchen- oder unternehmens-
spezifischen Parametern. Da Indikatoren immer als 
Verhältnis zweier Größen bestimmt werden, ist die 
sinnhafte Auswahl vor allem des Nenners von ent-
scheidender Bedeutung. Während der Material- und 
der Energieverbrauch je Einheit Wirtschaftsleistung 
oder Wirtschaftsgut gut darstellbar sind, ist ein Index, 
der die Inanspruchnahme von Ökosystemdienstleis-
tungen darstellt, komplexer. Zusätzlich müssen bei der 
Effizienzmessung durch Indikatoren auch die techni-
schen Grenzen und die wirtschaftliche Zumutbarkeit 
berücksichtigt werden. So kann der Energieverbrauch 
zum Beispiel einer Elektrolyse nur im Benchmark mit 
anderen Standorten aussagefähig bleiben.

Die deutsche NE-Metallindustrie steht für den ef-
fizienten Einsatz natürlicher Ressourcen und Energie 
und wendet sich gegen absolute Einsparziele. Im Rah-
men einer differenzierten Ressourcenstrategie kann 
die Effizienz vieler Prozesse gefördert werden. Auch 
die Forschung und Entwicklung kann einen Beitrag 

effizienzsektoren / WertschÖPfungsstufe ÖkosYssteM energie Material nutzer WieDerverWertung

Gewinnung und Aufbereitung von Erzen      

Elektrolyse und Raffination     

Halbzeuge     

Endprodukte     

Matrix Der effizienz-Potenziale 
in Der WertschÖPfungskette von ne-Metallen

 Hoch  Mittel  Gering
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zur Entlastung der Nachfrage kritischer Ressourcen leisten. Denn 
heute ist die Substitution von Stoffen aufgrund ihrer spezifischen 
Eigenschaften und Anforderungen nicht immer möglich. Absolu-
te Einsparziele sind für die ressourcen- und energieintensive NE-
Metallindustrie mit widersprüchlichen Folgen und Konsequenzen 
für die Unternehmen behaftet. Ausgehend von einer hohen Effi-
zienz führen feste Ziele zur Umsetzung unwirtschaftlicher Maß-
nahmen oder beschränken sogar die Produktion. Beides wider-
spräche dem Prinzip der Effizienz.

Metalle: MoDell für effizientes  
unD nachhaltiges MaterialManageMent
Die Ressourceneffizienz etabliert sich als sogenannter Mega-
Trend. Auf internationaler, europäischer und deutscher Ebene 
wird intensiv an Initiativen, Programmen und Indikatoren zur 
Ressourceneffizienz gearbeitet. Es zeichnet sich ab, dass sich Res-
sourceneffizienz auf der Rio+20-Konferenz im Juni 2012 als das 
entscheidende Schlüsselkonzept auf dem Weg zum „Greening the 
Economy“ durchsetzt.

Ressourceneffizienz ist ein übergreifendes und integratives 
Konzept. Es umfasst klassische Themen wie den Schutz von Um-
weltmedien (Boden, Wasser, Luft) vor Überlastung ihrer Tragfä-
higkeit als Aufnahmemedien für Auswirkungen menschlicher Ak-
tivitäten. Andererseits integriert es die rohstoffpolitische Agenda 
vor dem Hintergrund von globalem Wirtschaftswachstum bei 
steigender Weltbevölkerung und Nachholbedarf sich entwickeln-
der Staaten. Insgesamt stellt die Ressourceneffizienz-Agenda eine 
wertschöpfungskettenübergreifende Agenda dar, die am Beginn 
der Wertschöpfungskette (Rohstoffe) beginnt und bis zu den 
Grenzen der Tragfähigkeit der Erde für Umweltbelastungen jed-
weder menschlichen Tätigkeit reicht. 

Ein Schlüsselbegriff der Ressourceneffizienzdebatte ist die  
Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Ressourcenver-
brauch. Das Entkopplungskonzept birgt einerseits positive As-
pekte, da es – genau genommen  – eine Abkehr vom reinen 
Suffizienz(Verzichts-)Prinzip bedeutet. Weiter basiert das Ent-
kopplungsmodell auf wichtigen Ansätzen wie der Lebenszyk-
lusbetrachtung von der Gewinnung von Rohstoffen über deren 
Verarbeitung und Nutzung bis zum Recycling. Allerdings ist die 
Komplexität der auf dem Weg zur Entkopplung aufkommenden 
methodischen Fragen (Rohstoffäquivalente, Berücksichtigung 
von Im- und Exporten) vielfältig und anspruchsvoll. Wesentliche 
methodische Fragen sind in der Wissenschaft heute noch nicht 
abschließend gelöst.

Ressourceneffizienz erscheint als Win-Win-Win-Strategie 
für Umwelt, die Volkswirtschaft und einzelne Unternehmen. Um-
weltbelastungen werden reduziert, eine größere Unabhängigkeit 
von teuren Rohstoffimporten erreicht und betriebswirtschaftliche 
Einsparpotenziale aufgedeckt und realisiert. Einiges spricht dafür, 

dass sich Ressourceneffizienz langfristig als Konzept 
marktgesteuert durchsetzt, aber eben marktgesteuert. 
Dass der Politik langfristige Effizienzverbesserungen 
nicht ausreichen, machen die zahlreichen Programme 
und Initiativen deutlich, die derzeit erarbeitet werden.

Die Metallindustrie legt Wert auf die Tatsache, 
dass die Erzeugung und die Nutzung von Metallen 
nicht pauschal als Verbrauch diskriminiert werden. Die 
Gewinnung und die Verarbeitung von Metallen ist kein 
Verbrauch, sondern eine wichtige Investition in einen 
global ständig wachsenden Metallpool, auf den kom-
mende Generationen leichter und einfacher zurück-
greifen können als die heutige. Metalle sind als natür-
liche Elemente ohne Qualitätsverlust beim Recycling 
quasi als erneuerbare Ressourcen einzustufen. Im 
Vergleich zu anderen Werkstoffen sorgen die hohen 
Metallpreise für eine effiziente Allokation. Aus geo-
logischer Sicht gibt es keine Knappheit. Die NE-Metall-
industrie arbeitet selbst intensiv daran, Kreisläufe zu 
schließen. NE-Metalle werden nicht verbraucht, son-
dern gebraucht. In der Ressourcen effizienzdebatte ist 
bei Metallen zwischen Rohstoffeffizienz, Materialeffi-
zienz und Produkteffizienz zu unterscheiden. Metalle 
werden zwar aus einer nicht erneuerbaren Rohstoff-
basis generiert, durch nachhaltiges Materialmanage-
ment wird die Materialbasis aber langfristig erhalten.

Sind richtige Rahmenbedingungen gegeben, 
funktioniert das Materialmanagement bei Metallen 
marktgesteuert ohne staatliche Eingriffe allein über 
den Wert der Werkstoffe. Sind staatliche Eingriffe ge-
geben, z. B. durch energiepolitische Maßnahmen oder 
Verzerrungen an den Rohstoffmärkten, müssen diese 
kompensiert werden. Hierzu gehören auch Sanktionen 
gegen illegale Exporte und nicht-effiziente Verwer-
tungsverfahren anderer Länder.

Wirtschaftswachstum bedarf auch in Zukunft 
primärer Rohstoffe, da Sekundärmaterial meist lange 
in der Infrastruktur oder in langlebigen Anwendun-
gen gebunden ist. Der Zufluss primärer Rohstoffe 
steht nicht im Widerspruch zur Ressourceneffizienz: 
Ganz im Gegenteil – wenn die Kreislaufführung wie 
bei Metallen stimmt, ergänzen sich Rohstoffversor-
gung und Ressourceneffizienz, weil beide in die glei-
che Richtung wirken.

Mit energieeffizienz Die energie-
ProDuktivität steigern
Energieeffizienz wird allenthalben als maßgeblicher 
Hebel zur Senkung des Energieverbrauchs und da-
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mit als Instrument des Klimaschutzes angesehen. Effi  zienz senkt 
für Unternehmen und Haushalte die Energiekosten. Mithilfe von 
Energiemanagementsystemen können wirtschaftliche Maßnah-
men identifi ziert und bei ausreichend vorhandenen Investitions-
mitteln erfolgreich umgesetzt werden. Insofern haben energiein-
tensive Unternehmen einen sehr hohen Anreiz, den spezifi schen 
Energieverbrauch zu senken, das heißt je Tonne Produkt weniger 
Energie zu verbrauchen.

Vor diesem Hintergrund unterstützt die WVM das Ziel, die 
gesamtwirtschaftliche Energieeffi  zienz zu steigern und bes-
sere Investitionsbedingungen für energieeffi  ziente Technik zu 
fördern. Nach unserem Verständnis muss es Unternehmensziel 
sein, Energie so produktiv wie möglich einzusetzen. Daraus ent-
stehen Wettbewerbsvorteile, die effi  ziente Unternehmen nutzen 
können. Nur wenn effi  ziente Unternehmen wachsen und Unter-
nehmen mit geringerer Effi  zienz Marktanteile verlieren, kann die 
durchschnittliche Energieproduktivität steigen. Allein aus diesem 
Grund ist es kein vernünftiger Weg, Energieeffi  zienz durch die 
Reglementierung des absoluten Energieverbrauchs von Indust-
rieunternehmen fördern zu wollen.

Effi  zienz bedeutet für die NE-Metallindustrie, den größt-
möglichen Ertrag aus dem Einsatz einer Kilowattstunde Ener-
gie zu erhalten. Absolute und verbindliche Ziele auf Unterneh-
mensebene kommen dagegen als größtmögliche Einsparung 
von Kilowattstunden gleich zu welchen Kosten daher. Die NE-
Metallindustrie steht für Einsparung durch Effi  zienz. Wir haben 
den spezifi schen Energieverbrauch von 1990 bis 2008 um 28 % 
gesenkt. Die 20-20-20-Beschlüsse der europäischen Staats- und 
Regierungschefs vom März 2007 drehen diese Logik um und set-
zen auf absolute Einsparungen. So heißt es: „mehr Energieeffi  -
zienz durch Einsparung von Energie“ um 20 % bis 2020 gegen-

über der prognostizierten Entwicklung ohne weitere 
Maßnahmen (business as usual). Im Sommer 2011 hat 
die EU-Kommission zur Umsetzung der Energieeffi  -
zienzziele einen Richtlinienentwurf vorgelegt. Unter 
anderem sollen die Mitgliedstaaten Systeme einfüh-
ren, die Energieunternehmen dazu zwingen, jährliche 
Energieeinsparungen in einer Höhe von 1,5 % ihres im 
vorangegangen Jahr realisierten Energieabsatzvolu-
mens zu erzielen.

Energieeffi  zienz-Verbesserungen verlaufen aber 
bei energieintensiven Industrieunternehmen nicht li-
near, sondern sprunghaft und asymptotisch und kön-
nen durch gegenläufi ge Eff ekte aufgezehrt werden. 
Die Größenordnung von Effi  zienzsteigerungen geht 
im Trend zurück; der Aufwand für die Einsparung der 
nächsten Energieeinheit je Produkt steigt. Dennoch 
werden Verbesserungen oftmals in Sprüngen erzielt. 
Dazwischen gibt es Phasen kleiner Verbesserungen, 
weil neue technische Maßnahmen nicht zur Verfügung 
stehen oder noch nicht wirtschaftlich sind. Insofern ist 
die Annahme eines gleichmäßigen Effi  zienzfortschritts 
realitätsfremd. Die Annäherung an den theoretischen 
Mindestenergieverbrauch, der Prozessen der Grund-
stoffi  ndustrie eigen ist, wird bei linearen Vorgaben 
nicht berücksichtigt. Early Actions fi nden keine An-
erkennung. Zudem ist zu beobachten, dass durch 
höhere Anforderungen an die Produktqualität, durch 
Umweltschutzmaßnahmen oder durch abnehmende 
Rohstoff qualitäten der Energiebedarf sogar steigt und 
diese gegenläufi gen Entwicklungen die Wirkung von 
effi  zienzsteigernden Maßnahmen aufzehren können.

Energie hat in energieintensiven Industrien zum 
Teil den Charakter eines Rohstoff s, der in das Produkt 
eingeht. Der Produktionsfaktor Energie kann bei so 
genannten Prozessenergien nur begrenzt oder gar 
nicht durch andere Produktionsfaktoren oder ener-
gieeffi  ziente Technik ersetzt werden. Vor allem bei der 
Metallerzeugung sind Mindestmengen für den Einsatz 
von Brennstoff en und Strom erforderlich. Je näher die 
Produktionsanlagen diesen Mengen kommen, desto 
aufwändiger und kostenträchtiger sind weitere Ein-
sparungen. Man sollte daher den Prozessenergien 
vergleichbar dem nicht-energetischen Verbrauch ei-
nen besonderen Status verleihen und von externen 
Effi  zienzzielen ausnehmen. 

Grundsätzlich ist bei jeder Investitionsentschei-
dung zwischen Anreizwirkung (Wirtschaftlichkeit der 
Maßnahme/Substitutionseff ekt) und Finanzierung 
(Budgeteff ekt) zu unterscheiden. Zwar senken hohe 

Auf der Jagd nach der letzten Kalorie – Energie- und 
Ressourceneffi  zienz in der NE-Metallindustrie.
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Energiepreise die Amortisationszeiten und steigern die interne 
Verzinsung einer Maßnahme. Aber zu hohe Energiekosten können 
die Finanzierung rentierlicher Maßnahmen verhindern. Durch ge-
zielte Zuschüsse, zinsverbilligte Kredite oder gleichwertige Kosten-
entlastungen in anderen Bereichen wären die Unternehmen in die 
Lage versetzt, mehr Maßnahmen umzusetzen.

Deutschland und Europa stehen im internationalen Wettbe-
werb der Investitionsstandorte. Aus Sicht in- und ausländischer 
Investoren setzt eine geplante oder nur erwogene Rationierung 
des Energieangebots einen starken Anreiz, ihre Investitionen in 
neue Produktionsanlagen an Standorten außerhalb der EU vor-
zunehmen. Dadurch würden auch die entsprechenden Verbesse-
rungen der Energieeffizienz der Industrie, die mit Investitionen 
in neue Produktionsanlagen einhergeht, nicht in der EU, sondern 
in anderen Ländern realisiert. Die bestehenden Anlagen würden 
nur noch bis zum Ende ihrer technischen oder wirtschaftlichen 
Lebensdauer weiter betrieben.

Der Entwurf der Energieeffizienz-Richtlinie verlangt von gro-
ßen Unternehmen verpflichtende Energie-Audits. Dies könnte 
die geplante Fortsetzung des Spitzenausgleichs der Energie-und 
Stromsteuer gefährden. Gemäß Energiesteuer-Richtlinie (Arti-
kel 17) kann diese Belastungsbegrenzung im Gegenzug zu Ver-
einbarungen mit Unternehmen oder Unternehmensverbänden 
gewährt werden, sofern dadurch Umweltziele erreicht werden 
oder die Energieeffizienz erhöht wird. Diese Bedingung wurde auf 
deutscher Ebene bisher mit der Klimaschutzselbstverpflichtung 
erfüllt. Der Energiesteuerspitzenausgleich hat sich bewährt.

Um die Bedingung der Energiesteuer-Richtlinie künftig zu er-
füllen, sieht das deutsche Energiekonzept ab 2013 die Einführung 
von Energiemanagementsystemen (EMS) als Nachweis für Effizi-
enzsteigerung vor. Diese freiwillige Vereinbarung auf deutscher 
Ebene darf aber nicht durch die künftige Energieeffizienz-Richt-
linie ausgehebelt werden. Der Entwurf muss dringend nachge-
bessert werden, damit die Einführung von Audits bzw. Energie-
managementsystemen als Gegenleistung zur Gewährung des 
Spitzenausgleiches anerkannt wird. Eine Kontrolle der Umsetzung 
einzelner Maßnahmen, wie vom EU-Parlament gefordert, ist nicht 
erforderlich.

Die EU-Kommission schlägt im Entwurf der Energieeffizienz-
Richtlinie vor, die Rückwirkungen der Energieeffizienz auf den 
Emissionshandel (ETS) zu prüfen. Fortschritte bei der Energieeffi-
zienz sollen es der Kommission erlauben, Zertifikate in der dritten 
Periode des Emissionshandel 2013 bis 2020 an die Seite zu legen 
(set aside). Die Preiswirkung einer solchen Maßnahme ist unklar, 
da die Zertifikate spätestens gegen Ende der Periode auf den 
Markt kommen sollen. Dahinter steht die Befürchtung, dass Fort-
schritte bei der Energieeffizienz die Funktionsfähigkeit des Emis-
sionshandels beeinträchtigen. Darauf muss man erst einmal kom-
men: Wer Energie effizienter einsetzt und dadurch weniger CO₂ 

emittiert, soll für die Tonne CO₂ mehr zahlen, um den 
Anreiz für noch mehr CO₂-Einsparungen hoch genug 
zu halten. Ein solcher Zusatzanreiz ist kontraproduk-
tiv, da den Energieeinsparungen Kosten gegenüber-
stehen. Wer Geld für Energieeffizienz ausgibt, sollte 
daher durch geringere CO₂-Kosten entlastet werden. 
Eine einseitige Verschärfung des CO₂-Minderungsziels 
widerspricht den Gipfelbeschlüssen vom Frühjahr 
2007, die weitere Schritte in Europa an vergleichba-
re Anstrengungen außerhalb der EU geknüpft hatten. 
Die jüngste UN-Klimakonferenz in Durban hat aber 
gezeigt, dass wichtige Industrieländer und Schwellen-
länder frühestens 2020 damit beginnen wollen.

Das EU-Parlament hat den Richtlinienvorschlag 
der EU-Kommission noch zugespitzt. Durch set asi-
de sollen CO₂-Zertifikate sogar stillgelegt werden. Im 
ETS soll die verfügbare Emissionsmenge jährlich um 
2,25 % statt um 1,74 % sinken, obwohl das ETS be-
reits nach geltendem Recht eine Minderung von 21 % 
bis 2020 vollbringt. Als Begründung wird der niedrige 
CO₂-Preis genannt. Dieser beruht aber auf dem Kon-
junktureinbruch 2008/2009 und der Rechtsunsicher-
heit über die Fortsetzung des Kyoto-Protokolls nach 
2012. Die Bilanz der kostenfrei zugeteilten Zertifikate 
ist ausgeglichen; kostenfreie Überschusszertifikate 
gibt es nicht, denn den Zertifikaten aus Projektme-
chanismen stehen Minderungskosten gegenüber. Der 
aktuelle CO₂-Preis spiegelt vor allem die gedämpften 
Wachstumserwartungen infolge der europäischen 
Staatsschuldenkrise wider und ist kein Signal für kos-
tengünstige, aber brachliegende Potenziale beim Kli-
maschutz. Nicht nur die Beschlüsse in Brüssel machen 
es erforderlich, fortlaufend über den Unterschied 
zwischen Effizienz und Einsparung mit der Politik im 
Gespräch zu bleiben.
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Arbeits- und gesundheitsschutz

Arbeits- und  
Gesundheits- 
schutz
Verantwortung für Menschen  
in allen Situationen übernehmen

Neben klassischen Themen wie Verbesserungen der  
betrieblichen Arbeitsschutzorganisation bilden  
psychische Belastungen bei Beschäftigten neue Themen  
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes.
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D ie Unternehmen sehen sich durch wach-
sende Komplexität und Schnelligkeit in den Ar-
beitsabläufen zunehmend mit psycho-sozialen Er-
krankungen und Überlastungssymptomen bei den 
Beschäftigten konfrontiert. Dieses allgemeine gesell-
schaftliche Phänomen wird auch Einzug in den Ar-
beits- und Gesundheitsschutz halten und erfordert 
die Entwicklung und die Anwendung entsprechender 
präventiven Maßnahmen in den Unternehmen.

Auf den ersten Blick erscheint diese Fokussierung 
stimmig. Auch im privaten Umfeld werden die gesell-
schaftlichen Herausforderungen, wie die alternde Ge-
sellschaft oder die rasanten Änderungen im Umgang 
mit Informationen, immer prägnanter. Dennoch dürfen 
bei dieser Entwicklung wichtige und grundsätzliche As-
pekte zum Umgang mit Risiken durch reale Belastun-
gen am Arbeitsplatz nicht in den Hintergrund rücken. 
Dies gilt umso mehr dann, wenn Aufwand und Nutzen 
zusätzlicher Vorgaben für den Schutz der Beschäftigten 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit berühren. 

PatentrezePte zur PsYchischen  
gesunDheit laufen ins leere
Auf europäischer Ebene wird die Strategie zu Ge-
sundheit und Sicherheit bei der Arbeit (2007–2012) 
aktuell einer Bewertung unterzogen. Noch immer sind 
Arbeitsunfälle für den Großteil der Ausfallzeiten ver-
antwortlich. Inzwischen wird jedoch auch der arbeits-
bedingte Stress als neuer Fokus für die kommende 
Periode benannt. 

In ihrem Bericht über Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit für das Jahr 2010, der Ende 2011 veröf-
fentlicht wurde, bestätigt die Bundesregierung unter 
Berücksichtigung der Beschäftigungssituation einen 
Rückgang der Unfallzahlen in Deutschland. Auch die 
Anerkennung von Berufskrankheitsfällen sowie die 
Zahl der Todesfälle infolge von Berufskrankheiten sind 
rückläufig. Dennoch werden alle nationalen Akteure 
des Arbeitsschutzes aufgefordert, die Anstrengungen 
zu intensivieren, um das bisher erreichte Niveau von 
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit in Deutsch-
land zu halten und gerade in Bezug auf psychische 
Erkrankungen weiter zu verbessern. 

Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA), getra-
gen von Bund, Ländern und Unfallversicherungsträgern, hat im 
Rahmen des Arbeitsschutzforums Ende August 2011 ihre Arbeits-
schutzziele für die kommenden Jahre vorgestellt. Neben klassi-
schen Themen wie Verbesserungen der betrieblichen Arbeits-
schutzorganisation bilden auch hier die psychischen Belastungen 
einen neuen Schwerpunkt.

Vor kurzem hat auch der beim Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales angesiedelte Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) eine 
Empfehlung zur psychischen Gesundheit im Betrieb verabschiedet. 

Die Beispiele zeigen, dass die Psyche als neues Arbeitsschutz-
ziel neben die Physis tritt. Es ist unstrittig, dass psychische Ge-
sundheit eine unverzichtbare Grundlage ist, um den Anforderun-
gen im modernen Arbeitsleben gerecht zu werden. Bedeutsam ist 
allerdings auch, dass es sich bei psychischen Beschwerden meist 
um ein multifaktorielles Geschehen handelt. Das Krankheitsbild 
bleibt damit schwer greifbar und macht es den Aktiven im Ar-
beits- und Gesundheitsschutz außerordentlich schwer, präventiv 
zu handeln. Umso wichtiger ist es bei diesem Thema für die Be-
triebe, konkrete Handlungshilfen für klar identifizierte Problem-
fälle zu entwickeln, etwa zur Bewältigung der psychischen Folgen 
von Arbeitsunfällen oder auch zum Umgang mit Schicksalsschlä-
gen im privaten Umfeld. Hier haben zahlreiche Unternehmen 
bereits die Initiative ergriffen und vielfältige Lösungen zur struk-
turierten Unterstützung ihrer Mitarbeiter entwickelt. Besonders 
wichtig bei der objektiven Erfassung der Belastungssituation ist 
zudem die enge Zusammenarbeit mit den Betriebs- und Werks-
ärzten. Sie können als unabhängige Experten frühzeitig Risiken 
erkennen und auch auf individueller Grundlage die Persönlichkeit 
der betroffenen Mitarbeiter berücksichtigen.

Demgegenüber erscheinen Ansätze mit vagen Zielen wie der 
„Stärkung der psychischen Gesundheit bei der Arbeit“ fragwürdig. 
Die Verschreibung von Patentrezepten läuft bei diesem komplexen 
Thema zwangsweise ins Leere. Entsprechend sind simple Check-
listen, die etwa versprechen, Burn-out sicher zu diagnostizieren, 
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oder pauschale Tipps zur erfolgreichen Therapie von 
Depressionen nicht sinnvoll im professionellen Ar-
beitsschutz. Dies sollte bei der Weiterentwicklung des 
neuen Arbeitsschutzziels „psychische Gesundheit“ im 
Auge behalten werden.

neue MeDien Machen  
unterWeisungen effizienter
Zu den sich stark wandelnden Bereichen des Arbeits-
lebens gehören die Informationstechnologie und das 
Wissensmanagement. Die anschwellende Informati-
onsflut, gepaart mit der Notwendigkeit zur Herstel-
lung von allgemeiner Rechtskonformität („Compli-
ance“), macht es keinem Unternehmen leicht, alle 
Mitarbeiter entsprechend den rechtlichen Anforde-
rungen zu informieren, sie dabei dennoch motiviert 
zu halten und nicht zu überlasten. Letztlich kommt es 
nicht auf die schlichte Verteilung von Informationen 
an, sondern auf deren fachgerechte Anwendung im 
jeweiligen Arbeitsumfeld. Diesen Spagat zu leisten, 
fällt insbesondere im Arbeits- und Gesundheitsschutz 
nicht leicht. Neue Technologien zur Unterstützung 
sind daher in diesem Gebiet nicht nur willkommen, 
sondern notwendig. Aber bitte praxistauglich! 

Bereits heute wenden viele NE-Metallunterneh-
men elektronische Tools für Unterweisungen oder 
Schulungen an. Werksfremde müssen beispielsweise 
an einem Bildschirm eine menügeführte Sicherheits-

Elektronische Unterweisungssysteme finden Einzug in den 
Arbeitsalltag der Unternehmen und können die Aktivitäten im 
Bereich Arbeitssicherheit unterstützen.

in Prozent 2010 2050

Polen 71,7 55,4

Slowakei 71,7 56,7

Tschechien 70,7 54,7

Ungarn 69,2 57,3

Schweiz 68,0 57,4

Niederlande 67,7 59,3

Österreich 67,6 56,4

Vereinigtes Königreich 67,1 60,0

Spanien 67,1 52,5

Irland 66,9 58,8

Luxemburg 66,8 62,8

Finnland 66,6 58,2

Griechenland 66,4 54,8

Italien 66,2 54,3

Belgien 66,2 58,1

Norwegen 66,2 59,9

Deutschland 66,1 56,7

Portugal 66,0 56,2

Dänemark 65,5 60,3

Schweden 65,2 59,5

Frankreich 64,9 58,9

anteil Der 15- bis 64-jährigen  
an Der gesaMten bevÖlkerung

mit wenigen ausnahmen, wie den usa  
und Großbritannien, wird die bevölkerung 
in den industriestaaten bis 2050 deutlich 
schrumpfen – in Deutschland voraussichtlich 
um rund 10 Prozent. in der bundesrepublik 
werden die menschen im erwerbsfähigen  
alter in knapp einem halben Jahrhundert 
nur noch 57 Prozent der Gesamtbevölkerung 
ausmachen.

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, Köln
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belehrung bestehen, bevor sie das Gelände betreten 
können. Elektronische Medien zur Unterstützung von 
Unterweisungen sind aber nicht nur effiziente Com-
pliance-Hilfsmittel, sondern zugleich Ausdruck der 
firmeninternen Sicherheitskultur und der modernen 
Vielseitigkeit der verantwortlichen Sicherheitsfach-
kräfte. Die Möglichkeiten zum qualitätsgesicherten 
und selbstgesteuerten Lernen mit rund um die Uhr 
verfügbaren maßgeschneiderten E-Learning Tools er-
leichtert es auch kleinen und mittelgroßen Unterneh-
men, zeitgemäß auf die gestiegenen Anforderungen 
zu antworten. Die WirtschaftsVereinigung Metalle 
unterstützt hierbei aktiv ihre Mitglieder, beispielswei-
se durch einen intensiven Erfahrungsaustausch samt 
Gastvorträgen zu diesem Thema im Rahmen von Sit-
zungen des Arbeitsschutzausschusses. 

gezieltes risiko-ManageMent  
ergänzt Das risikokonzePt sinnvoll 
Die intensive Auseinandersetzung mit neuen Her-
ausforderungen für Sicherheit und Gesundheit am 
Arbeitsplatz darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
in der Industrie weiter der Umgang mit realen Mate-
rialien den Tagesablauf der Beschäftigten bestimmt. 
Bei der Erzeugung und der Verarbeitung von Metallen 
ist ein Kontakt mit gefährlichen Stoffen nicht immer 
vollständig vermeidbar. Die umfassenden Vorgaben 
zum Arbeitsschutz grenzen dabei mögliche Gefahren 
soweit wie möglich ein. Bei den typischen halbof-
fenen Prozessen in der Produktion und der Weiter-
verarbeitung von Metallen und Legierungen ist aber 
auch bei Einhaltung des neuesten Standes der Technik 
und unter Beachtung höchster Sicherheits- und Um-
weltstandards eine Eliminierung jeglicher Exposition 
nicht möglich. Dies ist von besonderer Bedeutung 
bei krebserzeugenden Stoffen. Die WirtschaftsVerei-
nigung Metalle unterstützt bei ihren Aktivitäten im 
Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS) weiterhin das hierzu 
entwickelte risikobasierte Konzept. Nach den bisheri-
gen Erfahrungen aus der Erprobungsphase wird deut-
lich, dass in einigen Bereichen Korrekturen notwendig 
sind. Insbesondere die Absenkung der Risikowerte auf 
ein Niveau, das vielfach messtechnisch am Arbeits-
platz nicht mehr erfassbar ist, darf kein Automatismus 

werden. Die hohe Betroffenheit der Metallindustrie wird deutlich, 
wenn man die Liste der aktuell diskutierten Stoffe anschaut. Dazu 
gehören unter anderem Arsen, Beryllium, Blei, Cadmium, Chrom, 
Kobalt und Nickel. Die WirtschaftsVereinigung Metalle hat daher 
einen intensiven Dialog mit den Ministerien für Wirtschaft und 
Technologie sowie Arbeit und Soziales sowie den AGS-Gremien 
angestoßen. Eine Möglichkeit zur gezielten Einbindung der Er-
fahrungen aus der Industrie sehen wir hier in der Entwicklung 
stoffspezifischer technischen Regeln oder Branchenregelungen. 
Nach dem Vorbild der Regel für Blei (TRGS 505) ist so etwas 
bereits für Cadmium im Gespräch. Mithilfe eines dort zu veran-
kernden expositionsbezogenen und auf die betroffenen Branchen 
zugeschnittenen Maßnahmenkataloges kann das bislang in den 
Unternehmen noch weitgehend unbekannte Konzept sinnvoll an 
die Praxis herangeführt werden. Dass die WirtschaftsVereinigung 
Metalle an der Erstellung von Hilfen zur Anwendung des neuen 
risikobasierten Konzeptes interessiert ist, wird bereits durch die 
federführende Mitarbeit an einem neuen Frage-Antwort-Katalog 
zum Risiko-Konzept deutlich, der jüngst vom Ausschuss für Ge-
fahrstoffe veröffentlicht wurde.

Die sinnvolle Integration der psycho-sozialen Krankheitsbil-
der in den betrieblichen Arbeitsschutz sowie die Umsetzung des 
Risikokonzeptes des Ausschusses für Gefahrstoffe verändern den 
betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz gravierend. Bevor 
es zur festen Etablierung der beiden Handlungsfelder kommt, 
sind zunächst die Rahmenbedingungen in der betrieblichen Pra-
xis zu erproben. Erst dann können sinnvoll die Abgrenzung zu an-
deren Lebensbereichen erfolgen und die Vorgehensweise in Form 
von Bewertungen, Leitfäden und Regelwerken in  verlässlicher 
Form festgelegt werden. 

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMEN:
Arbeits- und Gesundheitsschutz, Gefahrstoffrecht,

Unfallgeschehen

ANSPRECHPARTNER: 
Dr. Martin Wieske

WirtschaftsVereinigung Metalle
E-Mail: wieske@wvmetalle.de

Telefon:+49 (0) 30 / 72 62 07 - 106
Telefax:+49 (0) 30 / 72 62 07 - 198
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StoffPolitiK

PersPeKtiven
der euroPäischen stoffPolitik
Die regulierung von Stoffen unter reach verlangt nach der ersten registrierungsfrist den 
nächsten Kraftakt. Die Zulassungspflicht steht für die ersten Stoffe bevor.
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auf DeM Weg in Die regulierung
Die Unternehmen der europäischen NE-Metallindustrie waren 
aufgrund der branchentypisch hohen Tonnagen von der ersten 
Registrierungsfrist unter REACH besonders betroffen. Mit ange-
messenem Problembewusstsein und hoher Arbeitsleistung haben 
sich die Unternehmen der Registrierungspflicht unterworfen. Zu-
nehmend wird jedoch deutlich, dass die Arbeit an den Registrie-
rungsdossiers für eine Reihe von Stoffen nur der Einstieg in eine 
umfassende und regulative Stoffpolitik ist. REACH bedeutet nicht 
nur Registrierung, sondern auch Regulierung von Stoffen über 
die Instrumente der Beschränkung und der Zulassung.

Während es Stoffbeschränkungen schon vor REACH gab, 
stellt die Zulassung ein neues Instrument dar, für dessen Imple-
mentierung es noch keine Erfahrungen oder Vorbilder gibt. Die 
Vorstellungen der Europäischen Chemikalienagentur (ECHA) er-
halten Konturen, seit sie zum Ende des vergangenen Jahres eini-
ge Chrom- und Kobaltverbindungen als für die Zulassung unter 
REACH zu priorisierende Stoffe vorgeschlagen hat. Mit diesen 
Vorschlägen lässt sich erahnen, welche Anforderungen und Pro-
bleme auch auf die NE-Metallindustrie zukommen können. Die 
ersten Unternehmen sehen sich vor die Frage gestellt, was die 
nächsten Schritte unter REACH ihnen abverlangen werden.

zulassungsPflichten entlasten Den staat 
unD belasten Die inDustrie
Wenn die Europäische Kommission der Empfehlung der Europä-
ischen Chemikalienagentur folgt und einen Stoff in den Anhang 
der zulassungspflichtigen Stoffe aufnimmt, so bedeutet dies 
zunächst ein absolutes Stoffverbot: Der Stoff darf nach Ablauf 
einer bestimmten Frist in der Europäischen Gemeinschaft nicht 
mehr hergestellt und verwendet werden. Nur wenn innerhalb der 
gesetzten Frist ein Antrag auf Zulassung des Stoffes für eine be-
stimmte Verwendung gestellt wird, darf der Stoff 3 bis 5 Jahre 
weiter genutzt werden. Nach Ablauf dieser Frist muss erneut ein 
Antrag auf Zulassung gestellt werden. Die befristete Zulassung 
schwebt damit zukünftig als Damokles-Schwert über den Un-
ternehmen, verhindert Planungs- und Investitionssicherheit und 
stellt einen weiteren Baustein zur Schwächung der Wettbewerbs-
fähigkeit europäischer Unternehmen auf den Weltmärkten dar. 

konseQuenzen Der zulassung aM  
beisPiel hartverchroMung
Die ersten Schritte der Chemikalienagentur auf dem Arbeits-
feld Zulassung sehen vor, die Herstellung und Verwendung von 
Chrom- und Kobaltverbindungen ab dem 1. Quartal 2016 im 
Grundsatz zu verbieten. Nur nach beantragter und genehmigter 
Zulassung dürften die Stoffe weiter hergestellt und verwendet 
werden. Weder der Zeithorizont bis 2016, noch der nach einem 
einfachen Verwaltungsakt klingende „Zulassungsantrag" sollten 
über die grundsätzliche Bedeutung des Einstiegs in die regulie-
rende Stoffpolitik hinwegtäuschen.

Auch wenn bisher noch nicht feststeht, ob Chromtrioxid als 
eine der Chromverbindungen tatsächlich der Zulassungspflicht un-
terliegen wird, so ist bereits jetzt ein Konsortium in Gründung, das 
eventuelle Zulassungsanträge vorbereiten soll, um die Durchgän-
gigkeit der Wertschöpfungskette in der EU frühzeitig abzusichern. 
Die Stellung eines Zulassungsantrages erfordert viel Arbeit und ist 
teuer. Für jede Stoffverwendung, für die eine Zulassung beantragt 
werden soll, muss eine eigene sogenannte sozio-ökonomische 
Analyse gemacht werden. Nur dann, wenn deren Ergebnis klar aus-
weist, dass der sozio-ökonomische Nutzen die möglicherweise von 
den Stoffen ausgehenden Gefahren für die Umwelt und die Ge-
sundheit überwiegt, wird eine Zulassung seitens der ECHA für die 
entsprechende Verwendung des Stoffes auch erteilt werden.
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zulassung:  
eine besonDere herausforDerung 
für Den MittelstanD
Selbst wenn Kosten und Aufwendungen für mögli-
che Zulassungsverfahren auf den ersten industriellen 
Wertschöpfungsstufen anfallen, müssen Weiterverar-
beiter mit einer Kostenwälzung rechnen. Die Zulas-
sung von Stoffen erreicht damit auch den Mittelstand. 
Mittelfristig wird sich das Preisniveau für von der Zu-
lassung betroffene Stoffe in der EU spürbar erhöhen. 

Nicht unterschätzt werden darf zudem das Image-
problem. Befristet zugelassene Stoffe könnten von der 
Gesellschaft stigmatisiert werden, weil der Zulassung 
das grundsätzliche Verbot vorausgeht. Es ist absehbar, 
dass der Druck steigen wird, zugelassene Produkte zu 
substituieren. Der befristete Zeitraum der Zulassung 
kann dazu genutzt werden, alternative Produkte und 
Verfahren zu prüfen und vorzubereiten. Unzweifelhaft 
ist aber auch, dass die dafür notwendigen Investitio-
nen von den Unternehmen zu tragen sind.

Die inDustrie  
erWartet angeMessenheit
Die Radikalität des Zulassungsverfahrens nach REACH wirft die 
Frage nach Instrumenten mit stärkerer Angemessenheit auf. Gibt 
es Alternativen zur Zulassungspflicht? Nach Ansicht der NE-Me-
tallindustrie besteht ein solches Instrument in Form der Anwen-
dungsbeschränkung. Die Möglichkeit von Stoffbeschränkungen 
sieht die REACH-Verordnung selbst vor, wenn für bestimmte Be-
reiche der Verwendung die von den Stoffen ausgehenden Gefah-
ren als annehmbar angesehen werden und ein klares Bild über 
mögliche Substitutionsmöglichkeiten bereits besteht. Damit ist 
der Anwendungsbereich für Beschränkungen zwar limitiert; den-
noch ist dieses Instrument hinreichend robust, um die Behörden 
aufzufordern, ihren Kurs in Richtung Zulassungsverfahren zu 
verlangsamen und die möglichen Alternativen zu prüfen. 

Weiterhin sieht REACH unter bestimmten, sehr eng gefass-
ten Voraussetzungen die Möglichkeit von Ausnahmen von der 
Zulassungspflicht vor. Die im Rechtstext niedergelegten Bedin-
gungen für eine solche Ausnahme lassen diese auf den ersten 
Blick als erreichbares Ziel erscheinen. Doch es zeigt sich schnell, 

verbot / 
zulassung

reach- 
registrierung

unternehMen

konsuM
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Behörden und Unternehmen sollten ein Ziel haben:  
Die Folgen der Stoffregulierung mit Augenmaß bedenken 
und auf Nachhaltigkeit prüfen.

dass die Hürden faktisch derart hoch angelegt wer-
den, dass man auf eine solche Ausnahme nicht wird 
hoffen dürfen. Damit scheint es so, dass das eigentlich 
im Rahmen der Verordnung auch Machbare von den 
Behörden nicht angewendet werden wird. 

Mehr zusaMMenarbeit  
zWischen  
behÖrDen unD inDustrie
Nur durch eine enge Zusammenarbeit von Behörden 
und Unternehmen kann REACH zum Erfolg geführt 
werden. Hier ist es eine Frage des Dialoges und vor al-
lem auch des Vertrauens in die Argumente der Indust-
rie, um die beidseitig gestellten Anforderungen in aus-
geglichenem Maß zu erfüllen. Es gilt darauf zu achten, 
dass sich REACH als System nicht zu verselbstständi-
gen beginnt. Bei der großen Dynamik, die die Verord-
nung in sich birgt, sollte es ein beiderseitiges Ziel sein, 
mit Augenmaß die Folgen der Regulierung von Stoffen 
zu bedenken und auf Nachhaltigkeit zu prüfen.

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMEN:
EU-Stoffpolitik/REACH, Konsortialmanagement

ANSPRECHPARTNERIN: 
Dorothea Steiger

WirtschaftsVereinigung Metalle
E-Mail: steiger@wvmetalle.de

Telefon: +49 (0) 30 / 72 62 07 - 138
Telefax: +49 (0) 30 / 72 62 07 - 198

baua-reach unD clP-helPDesk
www.reach-clp-helpdesk.de

ECHA-KANDIDATENLISTE
echa.europa.eu/web/guest/candidate-list-table

reach Metals gateWaY euroMetaux
www.reach-metals.eu

bDi helPDesk reach
reach.bdi.info

WeiterführenDe inforMationen iM netz

reach-revieW koMMt 2012
Für Juni 2012 ist die Überprüfung der REACH-Verordnung vorgesehen. 
Die WVM wird die Überprüfung verstärkt nutzen, die Besonderheiten 
der NE-Metalle herauszustellen und die europäische Stoffpolitik auf die 
Konsequenzen rigider Regulierung hinweisen.
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Umweltpolitik

Umsetzung der neuen Richtlinie über 
Industrieemissionen schafft

keine fairen  
Marktverhältnisse



a b 2013 beginnt für die Genehmigung von 
Industrieanlagen in der EU eine neue Zeitrechnung. 
Umweltbelastungen durch Industrieanlagen sollen 
durch eine neue integrierte Genehmigungspraxis ver-
mieden oder drastisch vermindert werden. Die neue 
Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen (engl. 
Industrial Emissions Directive, IED) ersetzt die bisheri-
ge IVU-Richtlinie und fasst diese mit sechs sektoralen 
Richtlinien zusammen, die Anforderungen an einzelne 
Anlagentypen enthalten. Hauptziel ist es, einheitliche 
Umweltanforderungen und damit faire Wettbewerbs-
bedingungen in der Europäischen Union durch eine 
verstärkte Anwendung der besten verfügbaren Techni-
ken bei der Anlagenzulassung zu schaffen. Im Verlaufe 
der zweijährigen Umsetzungsfrist wurde jedoch deut-
lich, dass Deutschland das Ziel der Wettbewerbsan-
gleichung durch Angleichung ökologischer Standards 
durch ein strenges nationales Konzept mit einseitiger 
ökologischer Ausrichtung ersetzt. Das Potenzial der 
Richtlinie, industriepolitische Akzente mit geringen 
Emissionen und der Schonung von Naturressourcen 
sinnvoll zu verbinden, wurde nicht ausgeschöpft und 
damit die Chance für ein Level Playing Field zumindest 
in der EU und den assoziierten Ländern vertan.

Die Umsetzung der Richtlinie ist zweifelsohne 
eines der umfangreichsten und eingriffsintensivsten 
umweltrechtlichen Gesetzgebungsvorhaben der lau-
fenden Legislaturperiode. Um sie in nationales Recht 

zu überführen, hat der Bundesumweltminister am 25.11.2011 ei-
nen weitreichenden Entwurf eines Artikelgesetzes und einer ers-
ten Artikelverordnung veröffentlicht.

Durch das Artikelgesetz werden Gesetze und Verordnungen 
auf dem Gebiet des Immissionsschutzes, des Abfallrechts, des 
Wasserrechts und des Bodenschutzrechts angepasst. Insgesamt 
finden sich Änderungen an 15 Gesetzen und Verordnungen. Diese 
Anzahl lässt den Einfluss der Rechtsänderungen auf die von der 
IED-Richtlinie erfassten Industrieanlagen erahnen, zumal das Mi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
noch eine weitere Artikelverordnung vorgelegt hat, die insbeson-
dere die 13. und die 17. BImSchV betreffen.

Doch nicht die Anzahl der Änderungen ist für die Anwendung 
wichtig, sondern die qualitative und inhaltlich angemessene Um-
setzung unter Beachtung der nationalen Interessen. Diese Anforde-
rungen werden bei der derzeitigen Umsetzung nicht in dem Maße 
erfüllt, wie es für den Industriestandort Deutschland nötig wäre.

Eine Übererfüllung (Gold plating) von Richtlinien im Zuge 
der laufenden Vereinfachung einzelstaatlicher Rechtsvorschrif-
ten kann durch die EU-Kommission abgelehnt und eine Eins-zu-
Eins-Umsetzung angemahnt werden. Gerade diese wird bei der 
nationalen Umsetzung der IED nicht eingehalten.

Branchenübergreifend setzt sich die Industrie dafür ein, dass 
es bei der Umsetzung nicht zu Verschärfungen kommt, die deut-
sche Unternehmen im europäischen Wettbewerb benachteiligen 
oder zurückwerfen. Bundesregierung und EU-Kommission müs-
sen das Augenmerk auch auf den internationalen Wettbewerb 
lenken. Die stark erweiterten Berichtspflichten erhöhen die Gefahr, 
dass Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht werden 
müssen und damit global verfügbar sind. Es droht ein Know-how-
Abfluss infolge eines falsch verstandenen Transparenzbegriffes.

Neu in die europäischen Vorgaben aufgenommen wurde 
das Instrument eines »Berichtes über den Ausgangszustand des 
Bodens« sowie über die Beschaffenheit des Grundwassers (Base-
line Report). Die Erstellung von Berichten über den Zustand des 
Bodens und des Grundwassers verursacht erhebliche Kosten, 
zusätzlichen Aufwand und ist für einen guten Boden- und Ge-
wässerschutz in Deutschland nicht erforderlich. Folgen dieser Be-
stimmung werden erhebliche Verzögerungen von Vorhaben sein, 
und Investitionen werden massiv gehemmt.

Die Umsetzung der IED-Richtlinie in Deutschland lässt ver-
muten, dass eine wirklich differenzierte Betrachtung der wirt-
schaftlichen Auswirkungen und der ökologischen Vorteile nicht 
mit der Ausgewogenheit erfolgt, wie sie hätte erfolgen können. 

Die umsetzung der richtlinie über industrie-
emissionen ist eines der eingriffsintensivsten 
umweltgesetzgebungsverfahren dieser  
legislaturperiode. betreiber von industrieanlagen 
müssen sich auf einschränkungen und weitere 
herausforderungen einstellen. 

Die Herstellung von NE-Metallen liefert wesentliche Grundstoffe für die  
weiterverarbeitende Industrie. Der schonende und effiziente Umgang  
mit Ressourcen steht für Industrieunternehmen ganz oben auf der Agenda. 
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kostenPflicht für  
ÖkosYsteMDienst leistungen
Ökosystemdienstleistungen und Biodiversität sind neue Leit-
begriffe nachhaltiger Politik. Es ist nicht unproblematisch, den 
Menschen vornehmlich als Nutznießer und nicht als Teil des 
Ökosystems zu sehen. Für moderne Verwaltungsstaaten ist das 
neue Modell jedoch gut geeignet, Schutzgüter nutzungsunab-
hängig zu definieren, und die Nutzung der Ressourcen und Be-
einträchtigungen der Biodiversität durch Verbote und fiskalische 
Elemente einzuschränken. Vor allem in der EU-Kommission ist 
das dynamisch verbreitet. 

Die Zahl der Dienstleistungen, die der Mensch aus den Öko-
systemen zieht, ist nahezu unbegrenzt. Solche Dienstleistungen 
umfassen unter anderem Nährstoff- und Wasserkreisläufe, Bo-
denbildung und -erhaltung, Beständigkeit gegen invasive Arten, 
Bestäubung von Pflanzen, Klimaregulierung und Bekämpfung 
von Schädlingen und Umweltverschmutzung. 

Neben der Bewirtschaftung des Kohlenstoffkreislaufes durch 
den Handel mit CO₂-Emissionszertifikaten gibt es Bestrebungen, 
auch die wichtige Naturressource Wasser stärker zu administrie-
ren. Deren Bewirtschaftung hat eine lange Tradition, da unter-
schiedlichste Nutzer darauf zugreifen. Wasser ist Lebensmittel, 
Energiequelle, Produktionsmittel und vieles mehr.

Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat erste Eckpunkte für ein 
bundeseinheitliches Wasserentnahmeentgelt vorgelegt. Ziel ist die 
Verringerung der Grundwasserentnahme und Instrument die fis-
kalische Belastung der Wasserentnahme. Entscheidend und neu 
ist, dass bereits die Wasserentnahme entschädigungspflichtig wird 
und nicht erst die durch die Wassernutzung ausgelöste Umwelt-
belastung. Dies würde massive Folgen u. a. für die Industrie haben.

Alle Mitgliedstaaten der EU sollen durch eine entsprechen-
de Wassergebührenpolitik angemessene Anreize setzen, Wasser-
ressourcen effizient zu nutzen. Dabei sollen die verschiedenen 
Wassernutzungen (Industrie, Haushalte, Landwirtschaft etc.) unter 
Berücksichtigung des Verursacherprinzips einen angemessenen 
Beitrag zur Kostendeckung der Wasserdienstleistungen leisten, 
einschließlich umwelt- und ressourcenbezogener Kosten. Strittig 
ist zwischen der EU und einigen Mitgliedstaaten inklusive Deutsch-
land die Interpretation der Definition der Wasserdienstleistungen.

Elf Bundesländer kennen bereits Entgelte für die Nutzung 
von Wasser. Mit dem Wasserentnahmeentgelt wird jedoch in der 
Regel kein Lenkungsziel, etwa die Senkung des Wasserverbrauchs, 
verfolgt, zumal in Deutschland kein ressourcenbedingter Wasser-
mangel herrscht. 

Die differenzierte Betrachtung und Bewertung der betreffenden 
Ökosystemdienstleistung tritt zunehmend in den Hintergrund 
und wird durch eine Ausweitung der Erhebungsgrundlagen er-
setzt: Umfasst die entgeltpflichtige Förderung, Aufstauung oder 
Speicherung von Wasser für wirtschaftliche Tätigkeiten jeder Art 
auch die Landwirtschaft, die Binnenschifffahrt, den Bergbau, den 
Hochwasserschutz, die Nutzung von Kühlwasser?

Auch die wirtschaftliche Folgenabschätzung wird in den meis-
ten Fällen unterschätzt. Die Erhebung eines Wasserentnahmeent-
geltes betrifft nicht nur unmittelbar die Wasserentnehmer, sondern 
aufgrund der mit dem Gesetz intendierten Umlage der Wasserent-
nahmekosten auch den damit betroffenen Endverbraucher, der 
Wasser aus der allgemeinen Wasserversorgung bezieht. Alle Was-
sernutzer werden die Mehrkosten weiterwälzen, sodass eine Alloka-
tion in Konsum- und Investitionsgütern stattfindet und die Zahl der 
wettbewerbsbelastenden Faktoren sich weiter vergrößern würde. 

Wann, wo und warum werden weitere Ökosystemdienstleis-
tungen in die Betrachtung mit einbezogen? Die Balance zwischen 
dem regulierenden Staat auf der einen Seite und der Freiheit des 
Bürgers und der Industrie, verantwortungsbewusst selbst zu ent-
scheiden, auf der anderen Seite, ist offensichtlich in Europa und 
Deutschland immer schwieriger herzustellen. Wir sind stärker denn 
je dabei, Schrauben der Belastung zu überdrehen, Bürger und In-
dustrie zu überfordern, und wundern uns anschließend darüber, 
dass politische Ziele, Wohlfühlpolitik und individuelles Empfinden 
mit der dann geschaffenen Realität nicht mehr übereinstimmen.

aus Der arbeit Der WvM

SCHLÜSSELTHEMEN:
Boden, Wasser, Luft, Immissionsschutz, 
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ANSPRECHPARTNER: 
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Quellen: Statistisches Bundesamt,  
Wiesbaden, und eigene Erhebungen

Die eckDaten Der Deutschen  
ne-MetallinDustrie 2011

106.624
Beschäftigte

 656 
Unternehmen

8,1 mio. t
Produktion

54,7 mrd. €
Umsatz

24,5 mrd. €
davon Auslandsumsatz

25,5 mrd. kWh
Energieeinsatz (2010)

13,7 mrd. kWh
davon Stromeinsatz

Die deutsche Nichteisen(NE)-Metallindustrie sieht ihre Geschäftslage im Februar 2012 
überwiegend positiv. Trotz der bestehenden Risiken im Rahmen der Staatsschulden- 
und Finanzkrise haben sich auch die Erwartungen der Unternehmer im Vergleich zum 
vierten Quartal 2011 spürbar verbessert. Im Jahr 2011 erzielte die NE-Metall industrie 
mit 106.624 Beschäftigten in 656 Betrieben eine Produktion von 8,1 Millionen Ton-
nen (+ 1 Prozent gegenüber dem Vorjahr) und einen Umsatz von 54,7 Milliarden Euro 
(+ 25 Prozent), davon allein 24,5 Milliarden Euro (+ 31 Prozent) im Ausland. Insgesamt 
lag die Produktion allerdings immer noch um 5 Prozent unter dem hohen Vorkrisen-
niveau von 2008. Die positive Umsatzentwicklung wurde auch im Jahr 2011 stark 
von den gestiegenen Börsennotierungen der NE-Metalle beeinflusst: Seit den Tiefst-
ständen zum Jahreswechsel 2008/2009 hatten sich die NE-Metallnotierungen auch 
unter dem Einfluss von Finanzinvestoren teils deutlich erholt. Nach zwischenzeitli-
chen Höchstständen in der ersten Jahreshälfte 2011 sind diese im weiteren Verlauf 
des Jahres spürbar zurückgegangen. Die Nachfrage insbesondere aus den südlichen  
Euroländern, aber auch aus China, verlief im Jahr 2011 zurückhaltend. Unerwartet 
stark war dagegen die Binnenkonjunktur.

Als moderne Grundstoffindustrie steht die NE-Metallindustrie am Anfang der 
Wertschöpfungskette und ist somit unmittelbar von der konjunkturellen Entwicklung 
ihrer Abnehmerindustrien abhängig. Insbesondere im ersten Quartal 2011 sorgten 
die Schlüsselindustrien Automobil, Elektrotechnik und Elektronik sowie Maschinen-
bau für eine hohe Nachfrage, die im Laufe des Jahres etwas nachließ. Ungebrochen 
auf hohem Niveau stabil bleibt vorerst die Nachfrage aus der Luft- und Raumfahrt-
industrie, z. B. nach Nickelhalbzeug für die Turbinenproduktion. Unerwartet stark prä-
sentierte sich die Bauindustrie. Allerdings konnten von deren Nachfrage nicht alle 
NE-Metallbranchen gleichermaßen stark profitieren. 

Seit dem Jahr 2004 rücken Rohstoffe immer stärker in den Fokus von Anlegern. 
Neben Agrarprodukten werden auch Industriemetalle immer intensiver gehandelt. An 
der London Metal Exchange (LME) werden u. a. die Metalle Aluminium, Kupfer und 
Zink notiert. Im Jahr 2011 war der Umsatz an der Börse für die Metalle etwa 50 mal 
größer als deren globale Jahresproduktion.

die deutsche nichteisen-
metallindustrie im Jahr 2011

Weitere inforMationsgrafiken
Die Grafiken „Anteil der Weltproduktion verschiedener Metalle an  
den LME-Börsenumsätzen im Jahr 2011“ und „Globale Produktion der 
wichtigsten NE-Metalle im Jahr 2011“ finden Sie auf Seite 101.



Für das Jahr 2011 gehen die Wirtschaftsforschungsinstitute der 
Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, die am 19. April 2012 ihr 
Frühjahrsgutachten veröff entlicht haben, von einem Anstieg des 
globalen Bruttoinlandsprodukts um 2,8 Prozent aus. Nach einem 
Wachstumsrückgang im laufenden Jahr auf 2,5 Prozent erwar-
ten die Institute für das Jahr 2013 wieder ein Plus in Höhe von 
3,0 Prozent. Zwar mehren sich Anfang 2012 die Anzeichen für eine 
Stabilisierung der Weltkonjunktur, doch die Sparanstrengungen, 
ebenso wie die schwachen Arbeits- und Wohnimmobilienmärkte 
sowie die notwendigen Bilanzbereinigungen in den Finanzsekto-
ren einiger führenden Industrieländer belasten die Weltkonjunk-
tur. Die Schwellenländer expandieren weiter, allerdings durch die 
schwächere Export-, aber auch Inlandsnachfrage mit gedrossel-
ter Geschwindigkeit. Nach einem Wachstum des Welthandels um 
6,0 Prozent im Jahr 2011 erwarten die Institute für das Jahr 2012 
nur noch ein Wachstum von 4,4 Prozent. Erst für das Jahr 2013 
wird wieder mit einem Plus von 6,6 Prozent gerechnet.

globale wachstumsdYnamik
nahm 2011 ab
Die Staatsschulden- und Finanzkrise in den führenden industrieländern und insbesondere die 
Verunsicherung im rahmen der eurokrise bremsen auch das Wachstum in den Schwellenländern.

* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen
Quelle: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 19. April 2012
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* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen; Länder/Regionen sortiert nach dem BIP von 2011 in US-Dollar.
** MENA steht für Middle East and North Africa: Ägypten, Algerien, Bahrain, Dschibuti, Iran, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Kuwait, Libanon, Libyen, 

Mauretanien, Marokko, Oman, Saudi Arabien, Sudan, Syrien, Tunesien und Vereinigte Arabische Emirate.
Quellen: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 19. April 2012; Internationaler Währungsfonds (IWF), World Economic Outlook, April 2012
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 Im Jahr 2011 stieg das reale Bruttoinlandsprodukt der USA 
um 1,7 Prozent. Für das Jahr 2012 erwarten die Institute einen 
Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Produktion um 2,2 Prozent 
und für das Jahr 2013 um 2,3 Prozent. Die US-Konjunktur zeigte 
sich zuletzt unerwartet robust. Während die US-Produktion im 
ersten Halbjahr 2011 nur mäßig zulegte, nahm die Konjunktur in 
den USA im zweiten Halbjahr 2011 wieder an Fahrt auf. Maßgeb-
lich hierfür waren der schwache US-Dollar und vergleichsweise 
niedrige Erdgas- und Strompreise. Beides führte zu einer gestei-
gerten Wettbewerbsfähigkeit der US-Exportwirtschaft, die ihre 
Ausfuhren im Jahr 2011 auf das Rekordniveau von 2,1 Billionen 
US-Dollar erhöhte. Um die Auftriebskräfte nicht zu dämpfen, 
wurde Ende 2010 beschlossen, die befristeten Steuersenkungen 
vorerst nochmals zu verlängern. Gleichwohl bleiben die USA im 
Kern anfällig, im besonderen Maße auf dem Arbeits- und dem 
Immobilienmarkt. So ist die Arbeitslosenquote zwar im Dezem-
ber 2011 auf 8,5 Prozent gefallen – der niedrigste Stand seit Feb-
ruar 2009. Das ist aber immer noch knapp doppelt so viel wie in 
den Jahren 2006/2007. Ob der private Konsum – der zu mehr als 
zwei Drittel zum amerikanischen Bruttoinlandsprodukt beisteu-
ert – die Rolle als Konjunkturmotor wieder übernehmen kann, 
bleibt fraglich. Denn seit Anfang 2011 haben die verfügbaren 
Einkommen der US-Haushalte kaum zugelegt, und die zuletzt 
gestiegenen Konsumausgaben wurden maßgeblich von einer 
rückläufi gen Ersparnis fi nanziert. Seit der Finanzkrise sind dem 
kreditfi nanzierten Konsum als Wachstumsmotor hohe Grenzen 
gesetzt. Erst wenn es der US-Volkswirtschaft gelingt, dass die 
steigende Inlandsproduktion zu spürbaren positiven Beschäfti-
gungseff ekten führt, wird sich das Wachstum stabilisieren.

 China blieb im Jahr 2011 nach wie vor die Konjunkturlokomotive 
für die Weltwirtschaft, allerdings unter etwas weniger Dampf: Die 
Institute erwarten nach einem dynamischen Wachstum in Höhe 
von 9,2 Prozent im Jahr 2011 für das laufende Jahr noch 7,9 Pro-
zent und für das nächste Jahr 8,2 Prozent. In China verlangsamte 
sich das Wirtschaftswachstum im Laufe des Jahres 2011. Diese 
Abschwächung war hauptsächlich den Maßnahmen der chinesi-
schen Regierung zur Drosselung der Investitionen in den Immo-
bilienmarkt und der schleppenden Exportnachfrage geschul det. 
Die Europäische Union ist der wichtigste ausländische Markt für 
Chinas Waren. Somit bremste die Eurokrise die chinesischen Aus-
fuhren zuletzt spürbar. Insgesamt stiegen die Exporte im Jahr 2011 
noch um 22,5 Prozent. Wegen der eingetrübten Aussichten für 
die Weltkonjunktur rechnet die chinesische Entwicklungs- und 
Reformkommission mit einer Halbierung des Exportwachstums 
auf 10 Prozent im laufenden Jahr. Eine durch höhere Löhne ge-
tragene stabile Konsumnachfrage förderte das Importwachstum. 
Insgesamt war das Wachstum im Jahr 2011 von der Binnenkon-
junktur getragen. Die Infl ation lag mit 4,1 Prozent nicht weit 
entfernt vom Zielwert der Regierung in Höhe von 4,0 Prozent. 
Von der Geldpolitik sind somit 2012 keine Impulse zu erwarten. 
Wegen der weltweiten Wirtschaftskrise gab die Regierung im 
März 2012 nur noch ein Wachstum für das laufende Jahr von 
7,5 Prozent als Ziel vor. Laut einer im März 2011 veröff entlich-
ten Umfrage des Deutschen Industrie- und Handelskammertages 
ist China erstmals beliebtester Auslandsinvestitionsstandort der 
deutschen Industrie.

* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen
Quelle: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 19. April 2012
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 Die Natur- und Atomkatastrophe vom 11. März 2011 führ-
te zu einem Rückgang der japanischen Wirtschaftsleistung um 
0,7 Prozent im Gesamtjahr 2011. Infolge hoher Ausgaben für den 
Wiederaufbau erwarten die Institute für das laufende Jahr ein 
moderates Wachstum in Höhe von 1,9 Prozent und für 2013 von 
1,5 Prozent. Die japanische Handelsbilanz war im Berichtsjahr 
2011 wegen der Natur- und Atomkatastrophe und der Eintrü-
bung der Weltkonjunktur erstmals seit 32 Jahren negativ. Zum 
einen schossen die Importe in die Höhe, weil Japan zusätzlich 
Öl, Gas und Kohle importieren musste, um mit konventionellen 
Kraftwerken die Stromlücke zu schließen, die das Abschalten 
der Atomkraftwerke hinterlassen hatte. Andererseits enttäusch-
te das Exportvolumen. Belastend wirkte der Höhenfl ug des Yen, 
der Japans Exportschlager im Ausland spürbar verteuerte. Im 
Jahresverlauf 2011 legte der Yen zum Beispiel gegenüber dem 
Euro nochmals um 8 Prozent zu, nachdem er bereits im Vorjahr 
um gut 18  Prozent aufgewertet wurde. Gleichzeitig drosselten 
Europäer, aber auch Asiaten ihre Bestellungen aus Japan. Zudem 
beeinträchtigte das Hoch wasser in Thailand die Lieferkette der 
japanischen Hersteller. Thailand ist einer der bedeutendsten Pro-
duktionsstandorte für die japanische Automobil- und Elektronik-
industrie. Trotz des zeitweise reduzierten Angebots entkam Japan 
nicht der Defl ation. Die jährliche Änderungsrate der Verbraucher-
preise lag im Dezember 2011 bei -0,2 Prozent. Ungeachtet der 
hohen Staatsschulden von mehr als 230 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts stellt die Regierung umgerechnet 200 Mrd. Euro 
für den Wiederaufbau bereit – das entspricht 4,4 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts von 2010.

 Für den Nahen Osten und Nordafrika (Middle East and 
North Africa = MENA) rechnet der IWF mit einem Wachstum 
von 3,5 Prozent im Jahr 2011, für das laufende Jahr mit einem 
Produktionsanstieg in Höhe von 4,2 Prozent und für 2013 von 
3,7 Prozent. Zuletzt profi tierten die erdölexportierenden Länder 
in dieser Region von den deutlich angestiegenen Erdölpreisen: Im 
ersten Quartal 2012 kostete Rohöl der Sorte Brent durchschnitt-
lich 118 US-Dollar je Barrel und damit gut 12 Prozent mehr als 
im ersten Quartal 2011. Mittelfristig erwarteten die Marktteilneh-
mer allerdings wieder niedrigere Rohölpreise. Die gesamte Region 
ist nach wie vor geprägt von politischer Instabilität infolge des 
Arabischen Frühlings. Nachdem sich die Lage in Libyen bei allen 
bestehenden politischen Unwägbarkeiten stabilisiert hat, gehen 
nach wie vor erhebliche Gefahren auch für die Weltkonjunktur 
von einer weiteren Zuspitzung des Atomkonfl ikts mit dem Iran 
und von Syrien aus.

** MENA steht für Middle East and North Africa: Ägypten, Algerien, Bahrain, Dschibuti, 
Iran, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Kuwait, Libanon, Libyen, Mauretanien, Marokko, 

Oman, Saudi Arabien, Sudan, Syrien, Tunesien und Vereinigte Arabische Emirate.
**Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen

Quelle: Internationaler Währungsfonds (IWF), World Economic Outlook, April 2012
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 Die türkische Volkswirtschaft boomte im Berichtsjahr und 
wuchs um 8,5 Prozent. Das deutliche Wachstum des Brutto-
inlandsprodukts wurde maßgeblich durch einen starken privaten 
Konsum und erhebliche Investitionen ermöglicht. Infolge der Ab-
kühlung der Weltkonjunktur wird aber auch in der Türkei nach 
einer Reihe von sehr dynamischen Jahren für das laufende Jahr 
mit einer Wachstumsabschwächung auf 2,3 Prozent gerechnet. 
Für das Jahr 2012 wird wieder mit einem leicht erhöhten Wachs-
tum von 3,2 % gerechnet.

* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen
Quelle: Internationaler Währungsfonds (IWF), April 2012
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 Die hohe Dynamik der brasilianischen Volkswirtschaft im Jahr 
2010 mit einem Wachstum von 7,5 Prozent wurde im Jahr 2011 
mit einem Plus von 2,7 Prozent nicht mehr erreicht. Allerdings 
erwartet der IWF in den kommenden Jahren wieder einen steti-
gen Aufwärtstrend mit Wachstumsraten von 3 Prozent 2012 und 
von 4,1 Prozent 2013. Maßgeblich für die deutliche Abkühlung 
der brasilianischen Konjunktur im Berichtsjahr 2011 war eine 
Kombination aus Eurokrise, einer verschlechterten Wettbewerbs-
fähigkeit der heimischen Wirtschaft und einer hohen Infl ation. 
Die Wettbewerbsfähigkeit litt unter einer hohen Steuerlast und 
einer Aufwertung des Real. Um die brasilianische Autoindust-
rie vor ausländischen Wettbewerbern zu schützen, erhöhte die 
Regierung im Dezember 2011 die Steuer auf Importautos um 
30 Prozent. Das im internationalen Vergleich zur Dämpfung der 
Infl ation hohe Zinsniveau führte zu kräftigen ausländischen Kapi-
talzufl üssen. In der Folge wurde die heimische Währung deutlich 
aufgewertet. In den kommenden Jahren ist ein starker Anstieg der 
Infrastrukturinvestitionen (Vorbereitung auf die Fußballweltmeis-
terschaft 2014 und die Olympischen Spiele 2016) zu erwarten.

 Im Berichtsjahr 2011 wuchs das russische Bruttoinlandspro-
dukt um 4,3 Prozent. Die Institute gehen davon aus, dass die 
gesamtwirtschaftliche Produktion Russlands in den Jahren 2012 
und 2013 um jeweils 3,8 Prozent wachsen wird. Zum Jahresende 
2011 hatten rückläufi ge Arbeitslosenzahlen in Kombination mit 
nach längerer Stagnation wieder leicht steigenden Löhnen und 
der niedrigsten Infl ationsrate seit 20 Jahren den privaten Konsum 
belebt. Ebenso legten Investitionen und Außenhandelsumsatz 
zu. Somit konnte auch die Industrieproduktion im Jahr 2011 um 
6  Prozent steigen. Eine gedämpfte Nachfrage nach Rohstoff en 
aus der Europäischen Union und China, das mittlerweile Russ-
lands zweitwichtigster Handelspartner ist, wird im laufenden Jahr 
die russische Wirtschaft bremsen. Im März 2012 kündigte Regie-
rungschef Putin weitere Privatisierungen und staatliche Investiti-
onen in die Chemie-, Pharma-, Luftfahrt- und Rüstungsindustrie 
sowie in Kommunikations- und Nanotechnologien an. Bis 2018, 
zur Fußballweltmeisterschaft in Russland, sind erhebliche Inves-
titionen in eine wettbewerbsfähige Infrastruktur (u. a. Schienen-
netz und Hochgeschwindigkeitstrassen) vorgesehen. Der deut-
schen Wirtschaft fällt hierbei eine Schlüsselrolle zu: Die Anzahl 
der in Russland engagierten deutschen Unternehmen ist laut Ost-
Ausschuss der Deutschen Wirtschaft auf über 6.300 gestiegen.
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* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen
Quelle: Internationaler Währungsfonds (IWF), World Economic Outlook, April 2012

 10

8

 6

4

 2

0

 2011  2012 2013

3,0
4,1

reales bruttoinlanDsProDukt* in %

brasilien

2,7

* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen
Quelle: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 19. April 2012
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 Insgesamt rechnen die Institute damit, dass das reale Brutto-
inlandsprodukt in der EU 27, nach einem moderaten Wachstum 
im Jahr 2011 von 1,5 Prozent, im laufenden Jahr gerade noch um 
0,1 Prozent wächst und im Jahr 2013 wieder leicht um 1,3 Prozent 
zulegt. In den einzelnen Mitgliedstaaten war die Lage in 2011 sehr 
unterschiedlich: Deutliche Wachstumssignale sendet überwie-
gend Deutschland aus. Erhebliche Risiken für die Konjunktur in 
der EU 27 gehen weiterhin von den Finanzmärkten, den Maßnah-
men zur Haushaltskonsolidierung und der hohen Arbeitslosigkeit, 
insbesondere in Südeuropa, aber auch in Frankreich und Großbri-
tannien aus. Nach dem Schuldenschnitt in Griechenland und der 
Verabschiedung des zweiten Rettungspakets über 130 Milliarden 
Euro im Februar 2012 sehen die Finanzmärkte die Lage der öff ent-
lichen Haushalte in Portugal, Irland, Italien und Spanien nach wie 
vor kritisch. Im Januar 2012 beschlossen die EU-Regierungschefs, 
dass der neue dauerhafte Euro-Rettungsschirm, der Europäische 
Stabilitätsmechanismus (ESM), bereits ab 1. Juli 2012 die provi-
sorische Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) ablösen 
soll. Der ESM kann voraussichtlich eff ektiv 500 Milliarden Euro 
an Euro-Länder in fi nanzieller Schiefl age ausleihen. Vorausgesetzt 
werden Wirtschaftsreformen in den betreff enden Ländern. Am 
2. März 2012 wurde der Fiskalpakt unterzeichnet. Dieser schreibt 
den Euroländern vor, nationale Schuldenbremsen einzuführen. 
Damit sollen Haushaltssünder künftig automatisch bestraft wer-
den. Von der Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) gin-
gen im Jahr 2011 expansive Impulse aus. Zwar erhöhte die EZB 
den Leitzins im April und im Juli 2011 jeweils um 25 Basispunkte 
auf 1,5 Prozent; um den eingetrübten Konjunkturaussichten für 
das Jahr 2012 und den damit einhergehenden rückläufi gen Infl a-
tionserwartungen Rechnung zu tragen, nahm die EZB allerdings 
im November und Dezember 2011 den Leitzins wieder um jeweils 
25 Basispunkte zurück auf das seit Einführung des Euro historisch 
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 Nach einem außergewöhnlichem Wachstum des realen Brutto-
inlandsprodukts um 9,9 Prozent im Jahr 2010, hat auch in Indien 
das Wachstum im Jahr 2011 etwas nachgelassen auf 7,3 Prozent. 
Die Institute erwarten für das laufende Jahr immerhin noch ein 
Plus von 6,8 Prozent und für das Jahr 2013 wieder von 7,5 Prozent. 
Die wirtschaftliche Dynamik wurde wesentlich von den Zinserhö-
hungen der indischen Zentralbank gebremst, mit denen die wei-
terhin hohe Infl ationsrate von mehr als 9 Prozent zurückgeführt 
werden sollte. Eine Abwertung der Rupie gegenüber dem US-Dol-
lar um beinahe 20 Prozent seit Anfang 2011 zog deut liche Preis-
steigerungen bei importierten Vorprodukten nach sich. Trotz einer 
nachlassenden Dynamik im industriellen Sektor legten wichtige 
Dienstleistungsunternehmen aus den Bereichen Transport, Han-
del, Kommunikation und Finanzen weiterhin zweistellig zu. Hierfür 
war deren Abhängigkeit von der nach wie vor stabilen Binnen-
nachfrage verantwortlich. Insgesamt war Indien durch seine rela-
tiv niedrige Exportquote im Zusammenhang mit einer dienstleis-
tungsorientierten Exportstruktur und einem großen Binnenmarkt 
weniger von der weltweiten Entwicklung abhängig als z. B. China.
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* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen
Quelle: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 19. April 2012
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niedrige Zinsniveau von 1 Prozent. Letztlich blieb die Inflation in 
der Eurozone mit 2,7 Prozent im Dezember 2011 über der Marke 
von 2 Prozent, bis zu der die EZB von stabilen Preisen spricht. Die 
Zinsen bleiben für Deutschland in Relation zur konjunkturellen 
Lage vorerst niedrig. Weiter lieh die EZB den Banken im Dezem-
ber 2011 und im Februar 2012 insgesamt rund 1 Billion Euro für 
drei Jahre zu einem Zins von 1 Prozent, wodurch die Renditen 
der Staatsanleihen der Euro-Südländer spürbar zurückgegangen 
sind. Ebenso hat die EZB seit Mai 2010 Anleihen im Wert von 218 
Milliarden Euro gekauft und im Dezember 2011 den Mindestre-
servesatz für Geschäftsbanken von 2 auf 1 Prozent halbiert. Die 
Summe dieser Maßnahmen hat die Liquidität der europäischen 
Banken deutlich erhöht. Der Euro hat nach einem zwischenzeitli-
chen Höchststand bei 1,49 US-Dollar je Euro Ende April 2011 in-
folge der Zuspitzung der Eurokrise gegenüber dem US-Dollar um 
knapp 15 Prozent abgewertet bis auf 1,27 US-Dollar je Euro Mitte 
Januar 2012. Bis 10. April 2012 stabilisierte sich der Kurs wieder 
bei 1,31 US-Dollar je Euro. Folglich hat die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit von Unternehmen aus dem Euroraum nach einer deut-
lichen Verbesserung seit dem zweiten Quartal 2011 am aktuellen 
Rand wieder leicht nachgegeben. Für den Euroraum belaufen sich 
die Wachstumsprognosen der Institute für die gesamtwirtschaft-
liche Produktion nach + 1,5 Prozent im Berichtsjahr 2011 auf - 0,3 
Prozent im laufenden Jahr und + 1,1 Prozent im Jahr 2013.

Frankreichs reales Bruttoinlandsprodukt stieg im Jahr 2011 
um 1,7 Prozent. Die Institute gehen von einem minimalen Wachs-
tum von 0,4 Prozent im Jahr 2012 und von 1,2 Prozent im Jahr 
2013 aus. Sowohl der private Konsum, als auch die Investitionen 
und der Außenhandel trugen 2011 zum Wachstum bei. Nachdem 
das Haushaltsdefizit in 2011 mit etwa 5,4 Prozent niedriger als er-
wartet ausfiel, strebt die Regierung für 2013 ein Defizit in Höhe 
von 3 Prozent an. Zu Beginn des laufenden Jahres wurden eine Er-
höhung der Mehrwertsteuer auf 21,2 Prozent ab Oktober 2012 und 
die Einführung einer Finanztransaktionsteuer von 0,1 Prozent ab 
August 2012 angekündigt. Mit der Erhöhung der Mehrwertsteuer 
soll eine Senkung der Lohnnebenkosten gegenfinanziert werden.

Ein rigider Sparkurs, die hohe Arbeitslosigkeit und eine 
schwache Nachfrage aus dem Euroraum dämpfen die Konjunk-
tur in Großbritannien. Nach einem schwachen Wachstum von 
0,7 Prozent im Jahr 2011 erwarten die Institute einen Anstieg der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion im Jahr 2012 um 0,6 Prozent 
und im Jahr 2013 um 1,6 Prozent. Die Mehrwertsteuererhöhung 
Anfang 2011, stetige Reallohnverluste in einem Umfeld schwacher 
Lohnabschlüsse und einer hohen Inflation bremsen den privaten 
Konsum. Die Inflation hat zwar bis Dezember 2011 auf 4,2 Prozent 
nachgelassen, lag damit aber immer noch auf einem hohen Ni-
veau. Einzig der Immobilienmarkt hat sich stabilisiert: Eine Flucht 
in Sachwerte ließ die Immobilienpreise zuletzt steigen.

Das hochverschuldete Italien befand sich bereits Ende 2011 
in einer Rezession: Im vierten Quartal 2011 ging die volkswirt-

schaftliche Produktion zum zweiten Mal in Folge zurück. Nach ei-
nem Wachstum des Bruttoinlandsproduktes im Gesamtjahr 2011 
um 0,4 Prozent, erwarten die Institute im laufenden Jahr ein Mi-
nus von 1,6 Prozent und im Jahr 2013 eine Stagnation (+ 0,1 Pro-
zent). Das italienische Konsolidierungsprogramm könne zwar das 
Haushaltsdefizit wie geplant bis 2014 unter 1 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts drücken, allerdings werde damit die Wirtschaft 
stark belastet. Noch im Dezember 2011 nahm ein Sparpaket in 
Höhe von 33 Mrd. Euro die letzte parlamentarische Hürde. Die da-
rin enthaltenen Sparbeschlüsse, wie eine neue Luxussteuer, eine 
Erhöhung der Immobiliensteuer, eine Anhebung des Rentenein-
trittsalters und Maßnahmen gegen die Steuerflucht werden die 
Binnennachfrage in 2012 deutlich dämpfen. Die nächste Heraus-
forderung ist eine Reform des Arbeitsmarktes, die bei einer aktuel-
len Jugendarbeitslosigkeit von 31 Prozent dringend notwendig ist.

Auch Spanien wird gemäß Frühjahrsgutachten der Institute 
erneut in eine Rezession geraten. Nach einem Wachstum im Jahr 
2011 von 0,7 Prozent werde das spanische Bruttoinlandsprodukt 
2012 um 1,5 Prozent sinken und 2013 stagnieren. Im Jahr 2011 
litt Spanien weiter unter einer Immobilienkrise, der Finanz krise 
und einer Arbeitslosigkeit von 22 Prozent. Folglich verfehlte Spa-
nien mit einer Neuverschuldung von 8,5 Prozent in Relation zum 
Bruttoinlandsprodukt deutlich sein Defizitziel von 6 Prozent. Die 
verschlechterten Konjunkturaussichten für 2012 und die An-
fang 2012 beschlossenen weiteren Einsparungen und Steuer-
erhöhungen in Höhe von 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
veranlassten die spanische Regierung, ihr Defizitziel für 2012 auf 
5,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts anzuheben. Nach der Ein-
richtung einer Schuldenbremse und Sanierungsmaßnahmen für 
die Finanzindustrie wurde eine Arbeitsmarktreform angestoßen. 
Bei einer erwarteten Arbeitslosigkeit von 24 Prozent für das lau-
fende Jahr ist dies unumgänglich.

In den neuen mittel- und osteuropäischen EU-Mitglieds-
ländern hat sich die wirtschaftliche Dynamik bereits in der zwei-
ten Jahreshälfte 2011 spürbar abgeschwächt. Gerade stark export- 
orientierte Länder wie Rumänien, die Slowakei, die Tschechische 
Republik und Ungarn konnten sich von der nachlassenden Nach-
frage ihrer Handelspartner im Euroraum nicht abkoppeln. Hohe 
Kapitalabflüsse in 2011 haben etliche Währungen aus dieser Regi-
on erheblich abgewertet. Infolgedessen stiegen die Importpreise 
und die häufig in Euro oder Schweizer Franken vertraglich fixierte 
Verschuldung vieler privaten Haushalte. Beides führte zu einer 
rückläufigen Konsumnachfrage. Die hohen Importpreise heizten 
die Inflation zusätzlich an, sodass etliche Notenbanken die ex-
pansive Geldpolitik des Jahres 2011 aufgaben. Einzig Polen konnte 
sich der Schwäche in den Euroländern wegen seines im Vergleich 
größeren Binnenmarktes erfolgreicher entziehen.
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 Nach einer deutlichen Erholung der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion Deutschlands im Jahr 2010 um 3,6 Prozent – das höchste 
Wachstum seit dem Wiedervereinigungsboom – lag der Anstieg im 
Berichtsjahr 2011 nochmals bei 3,0 Prozent. Damit hat die deut-
sche Volkswirtschaft den krisenbedingten Produktionseinbruch im 
Jahr 2009 früher als erwartet wieder wettgemacht. Für das Jahr 
2012 erwarten die Institute allerdings eine deutliche Konjunktur-
abkühlung auf ein Wachstum von 0,9 Prozent. Erst im kommenden 
Jahr dürfte sich der Aufschwung mit 2,0 Prozent fortsetzen.

Ermöglicht wurde das kräftige Wachstum im Gesamtjahr 
2011 durch eine hohe Auslandsnachfrage, im besonderen Maße 
aus den Schwellenländern, und einem hohen Investitionsni-
veau bis in das dritte Quartal hinein. Ein dritter Eckpfeiler war 
der private Konsum. Im Laufe des Jahres 2011 stellten die Un-
ternehmen in erheblichem Umfang Arbeitskräfte ein. Folglich 
waren im Jahr 2011 erstmals seit 1992 im Durchschnitt unter 
drei Millionen Menschen arbeitslos. Die sich stetig verbessernde 
Arbeitsmarktlage und leichte Lohnzuwächse wirkten sich positiv 
auf die verfügbaren Einkommen aus. Infolgedessen belebten sich 
die privaten Konsumausgaben im Gesamtjahr um real 1,5  Pro-
zent. Wegen der Zuspitzung der Staatsschuldenkrise und der 
expansiven Geld politik der EZB stiegen die Infl ationserwartun-
gen und führten – noch begünstigt durch das außergewöhnlich 
niedrige Zinsniveau – zu einem spürbaren Anstieg der Nachfrage 
nach Immobilien. Hiervon profi tierte die Bauwirtschaft. Die In-
vestitionen in Ausrüstungen legten um 7,6  Prozent zu und die 
Investitionen in Bauten um 5,8 Prozent. Beim Export kam den 
deutschen Unternehmen ihr passendes Angebotssortiment an 
hochwertigen Investitionsgütern (Maschinen und Anlagen), lang-
lebigen Konsumgütern (Automobile) und spezialisierten Vorleis-
tungen zugute, oftmals auch die Präsenz in den Absatzmärkten. 
Folglich legten die Exporte preisbereinigt um 8,2 Prozent zu. Die 
höchsten Wachstumsraten von allen bedeutenden Exportmärkten 

hatten 2011 Russland mit starken 31 Prozent auf 34 Mrd. Euro, 
China mit 20 Prozent auf 65 Mrd. Euro, Frankreich mit 13 Pro-
zent auf 102 Mrd. Euro, die USA mit 12 Prozent auf 74 Mrd. Euro 
und sogar Italien mit 6 Prozent auf 62 Mrd. Euro sowie Spanien 
mit 2 Prozent auf 35 Mrd. Euro. Trotzdem fi el Deutschland im 
vergangenen Jahr auf Platz drei der bedeutendsten Exportnati-
onen zurück. Nach China, das 11 Prozent der globalen Exporte 
auf sich vereinte, folgten fast gleichauf die USA mit 8,4 Prozent 
und Deutschland mit 8,3 Prozent. Maßgeblich für das Abrutschen 
Deutschlands vom zweiten auf den dritten Platz war die schwa-
che Nachfrage aus den südlichen Euroländern. Da die Importe mit 
7,4  Prozent etwas weniger stiegen, war der Wachstumsbeitrag 
des Außenhandels zum Bruttoinlandsprodukt insgesamt positiv. 
Die Infl ation in Deutschland blieb hoch und lag im Dezember 2011 
bei 2,3 Prozent – deutlich über der Zielmarke von 2,0 Prozent. Der 
wirtschaftliche Aufschwung Deutschlands geriet im Herbst 2011 
ins Stocken. Maßgeblich für die konjunkturelle Delle zum Jahres-
ende war das Abfl auen der globalen Wirtschaftsentwicklung, ins-
besondere der Konjunktureinbruch in Deutschlands wichtigstem 
Exportmarkt – der Eurozone. Infolge der sich zum Jahresende 
2011 verschlechternden Geschäftserwartungen wurden Investi-
tionen zurückgehalten. Einzig der kräftige Konsum der privaten 
Haushalte steuerte hier etwas dagegen.

Nachdem sich zu Jahresbeginn 2012 die Geschäftserwartun-
gen der Unternehmer wieder deutlich verbessert haben, rechnen 
die Institute im Jahresverlauf mit einer spürbaren Belebung der 
Wirtschaft – unter der Voraussetzung, dass sich die Eurokrise 
nicht weiter verschärft. Die stabile Lage auf dem Arbeitsmarkt in 
Verbindung mit der Aussicht auf kräftige Lohnzuwächse im Rah-
men der aktuellen Tarifverhandlungen wird die Kaufbereitschaft 
der privaten Haushalte weiter stärken. 

Risiken bestehen vor allem in der weltwirtschaftlichen Ent-
wicklung. Dazu gehört neben einer zögerlichen Erholung in der 
EU 27 auch ein fortgesetzter Preisauftrieb bei Rohöl. Die Schul-
den- und Vertrauenskrise einiger Staaten im Euroraum ist keines-
wegs beendet: Eine Inanspruchnahme des Europäischen Finanz-
stabilisierungsmechanismus durch ein Schuldnerland hätte auch 
Folgen für Deutschland.

* Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; 2012, 2013: Prognosen
Quelle: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 19. April 2012
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Rekordniveau. Treibende Kraft war dabei der Export: Mit 4,5 Mil-
lionen Pkw wurden 7 Prozent mehr ausgeführt als im Vorjahr 
und ein neuer Höchststand erreicht. Damit wurden mehr als 
drei von vier in Deutschland hergestellten Pkw exportiert. Die 
Marktanteile der deutschen Autobauer legten in beinahe allen 
bedeutenden Absatzmärkten zu. Ermöglicht wurde dies durch die 
spürbar gestiegene Auslandsfertigung der deutschen Hersteller, 
die 7,1 Millionen Pkw erreichte. Das sind 17 Prozent mehr als 
im Jahr 2010. Die Weltproduktion von Pkw stieg im Berichtsjahr 
um 5 Prozent auf 66,2 Millionen Einheiten. Dabei erzielten die 
USA mit 11 Prozent auf 8,4 Millionen Pkw und China mit 8 Pro-
zent auf 12,2  Millionen Einheiten die höchsten Wachstumsra-
ten. Ebenso dynamisch entwickelte sich die Nutzfahrzeugspar-
te in Deutschland: So legte deren Fertigung um 24 Prozent auf 
439.000 Fahrzeuge zu. Dagegen war die globale Nutzfahrzeug-
produktion leicht rückläufig um 1 Prozent auf 14,0 Millionen 
Einheiten. Vor allem der Einbruch der chinesischen Produktion 
um knapp 11 Prozent auf 6,2 Millionen Nutzfahrzeuge war für 
den Rückgang verantwortlich. Hierfür maßgeblich war der Weg-
fall der Prämien in China – insbesondere für Minibusse. Auf der 
anderen Seite stieg die Produktion Frankreichs um 20 Prozent 
auf 356.000 Nutzfahrzeuge.

Für das Jahr 2012 rechnet der Verband der Automobilindus-
trie (VDA) mit einer stabilen Inlandsproduktion von mindes-
tens 5,9 Millionen Pkw und mit einer erneut starken Ausfuhr 
von mindestens 4,55 Millionen Pkw. Weiter wachsen werde die 
Auslandsfertigung der deutschen Autokonzerne: Etliche neue 
Werke wurden aufgebaut und die Kapazitäten erweitert. Der 
Weltmarkt für Pkw könne bis zum Jahr 2020 um 48 Prozent 
auf rund 97 Millionen Einheiten steigen. Ebenso erwartet die 
Automobilindustrie im laufenden Jahr einen dynamischen 
Weltmarkt für Nutzfahrzeuge: Aller Voraussicht nach werden 
der Absatz schwerer Nutzfahrzeuge über 6 Tonnen um 7 Pro-
zent auf 3,3 Millionen Einheiten und der globale Transporter-
markt (bis 6 Tonnen) um 3  Prozent auf knapp 5,8 Millionen 
Fahrzeuge wachsen.

autoMobilinDustrie

verWenDungsbereiche
Die Automobilindustrie ist eine der wichtigsten Abnehmerbran-
chen der NE-Metallindustrie. Knapp 30 Prozent aller NE-Metall-
erzeugnisse werden in diesem Sektor verwendet. Derzeit enthält 
ein durchschnittliches Fahrzeug neben Aluminium, Kupfer und 
anderen Metallen etwa 10 kg Zink. Besondere Bedeutung kommt 
dabei der Aluminiumindustrie zu. 37 Prozent des verarbeiteten 
Aluminiums fließen in Deutschland in diesen Verwendungs-
bereich. Im Jahr 1978 wurden gerade einmal 32 kg Aluminium 
pro Pkw in Deutschland verwendet. Dieser Wert ist ständig ge-
stiegen und lag im Jahr 2010 bei rund 160 kg. Der Anteil von 
Kupfererzeugnissen, die in der Automobilindustrie verwendet 
werden, liegt bei 9 Prozent. Der stärkere Einsatz von elektrisch 
und elektronisch betriebenen Funktionen und Bedienelementen 
lässt auch den Anteil von Kupfer weiter steigen, nach Einschät-
zung von Sachverständigen in den nächsten 20 Jahren von heute 
25 kg auf etwa 40 kg im Durchschnitt der Pkw-Flotte. Für die 
Verwendung von Blei stellt die Automobilindustrie den wich-
tigsten Einsatzbereich dar. Etwa drei Viertel des in Deutschland 
eingesetzten Bleis werden zur Herstellung von Akkumulatoren 
verwendet. Als Starterbatterie wird der Blei-Akku seine Markt-
position halten, möglicherweise kommen weitere Anwendungen 
in der Elektromobilität hinzu. Die Elektromobilität wird an Be-
deutung gewinnen. Im Vergleich mit dem klassischen Pkw wird 
der Kupfer-Anteil bei einem Elektroauto bei 65 kg pro Fahrzeug 
liegen. Die stärker in den Vordergrund tretende Lithium-Batterie 
würde den Einsatz von Aluminium um bis zu 50 kg, von Kupfer 
um 40 kg und von Nickel um 10 kg erhöhen.

lage unD Prognose
Die deutsche Automobilindustrie kann auf ein gutes Jahr zurück-
blicken: 2011 steigerten die deutschen Hersteller ihre Inlands-
produktion um 6 Prozent auf 5,9 Millionen Pkw – ein neues 

die entwicklung in den
abnehmerindustrien

DiE NäcHStEN StUfEN DEr WErtScHöPfUNG

Die Ne-Metallindustrie beliefert alle wichtigen Schlüsselindustrien und bildet somit die basis  
für funktionierende Wertschöpfungsketten. 
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bauWirtschaft

verWenDungsbereiche
Die Bauwirtschaft ist der zweitgrößte Abnehmer der deutschen 
NE-Metallindustrie. Dabei werden die NE-Metalle aufgrund ihrer 
hochwertigen Optik zunehmend in der modernen Architektur ver-
wendet. Ihre Stärken liegen zusätzlich in ihrer Langlebigkeit und 
der leichten Verarbeitbarkeit. Kupfer und Kupferlegierungen sind 

seit vielen Jahrhunderten bewährte Werkstoff e im Bauwesen. Der 
bedeutendste Verwendungsbereich ist die Sanitär- und Installa-
tionstechnik: Kupferinstallationsrohre, Messingarmaturen und 
-zubehörteile, Kupfer- und Messingfi ttings spielen eine wichtige 
Rolle. Daneben sind Gestaltungselemente aus Kupferblechen und 
-bändern für Fassaden- und Dacheindeckungen, Regenrinnen 
und -fallrohre nicht wegzudenken. Gestalterische Elemente aus 
Messing werden auch aus hygienischen Gründen immer belieb-
ter, z. B. Türgriff e, Handläufe und Beschläge. Hierbei kann man 
die antibakterielle Wirkung von Kupferoberfl ächen nutzbringend 
einsetzen. Erste Krankenhäuser wurden bereits mit diesen in-
novativen Produkten ausgestattet. Die deutsche Aluminium-
industrie liefert ebenfalls einen bedeutenden Teil ihrer Erzeugnis-
se (18 Prozent) in die Bauwirtschaft. Oftmals wird Aluminium in 
Verbindung mit Glas oder mit anderen Metallen angewendet. Die 
daraus hergestellten Bauelemente zeichnen sich durch besonde-
re Korrosionsbeständigkeit und Leichtigkeit aus. Dazu gehören 
Fenster und Fassadensysteme, Türen, Gitter, Geländer, Beschläge, 
Jalousien, Dach- und Wandeinkleidungen sowie Fensterprofi -
le. Zink wird als hochwertiger, gut und gleichbleibend sicher zu 
verarbeitender Werkstoff  in der Bauwirtschaft seit vielen Jahren 
in hohem Maß geschätzt. Dacheindeckungen, Fassaden und Ent-
wässerungssysteme aus Zink werden vielfach als gestalterische 
Elemente eingesetzt. Darüber hinaus ist der Werkstoff  Zink durch 
seine neutrale, assoziativ wertfreie Farbigkeit und seine Wartungs-
freiheit überzeugend. Blei wird bevorzugt im Denkmalschutz zur 
Dacheindeckung bei Kirchen und sonstigen öff entlichen Gebäuden 
verwendet. Es spielt eine wichtige Rolle zur Abdichtung von Dach-
gauben und Kaminen, auch zur optischen Anpassung an die Um-
gebung. Aufgrund seiner außerordentlichen Werkstoff eigenschaf-
ten dient Blei als Material für Fugendichtungen und zum Löten.

lage unD Prognose
Das deutsche Bauhauptgewerbe blickt auf ein erfolgreiches Jahr 
2011 zurück. Der Branchenumsatz hat so stark zugelegt wie 
seit 1992 nicht mehr: Das Umsatzwachstum betrug nominal 
12,5 Prozent bzw. preisbereinigt 9,5 Prozent. Die maßgeblichen 
Wachstumstreiber waren der Wohnungsbau mit einem nomina-
len Umsatzwachstum von 17,7 Prozent und der Wirtschaftsbau 
mit 13,9  Prozent. Auch der Umsatz im öff entlichen Bauwesen 
stieg um nominal 5,8 Prozent. Die unerwartet dynamische Bau-
konjunktur im Berichtsjahr 2011 hat die Umsatzeinbrüche aus 
den Krisenjahren 2009 und 2010 mehr als ausgeglichen. Die preis-
bereinigte Produktion lag im Jahr 2011 wieder über dem Niveau 
des Jahres 2008.

Für das Jahr 2012 erwartet der Hauptverband der Deutschen 
Bauindustrie ein nominales Umsatzplus von 2,5 Prozent bzw. 
preisbereinigt von 1 Prozent im Bauhauptgewerbe, gestützt nach 
wie vor auf einen dynamischen Wohnungsbau. Dieser werde 2012 
Konjunkturmotor bleiben und um nominal 6 Prozent zulegen. 

autoMobilinDustrie 

 Quellen: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden,
* IKB Deutsche Industriebank AG, Düsseldorf, Prognose
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Weiter niedrige Bauzinsen, ein stabiler Arbeitsmarkt und verbes-
serte Einkommenserwartungen begünstigen diese Entwicklung. 
Der Wirtschaftsbau werde um 3 Prozent wachsen. Dagegen dürf-
te der Öff entliche Bau durch auslaufende Konjunkturprogramme 
um 2,5 Prozent zurückgehen.

elektrotechnik unD elektronikinDustrie

verWenDungsbereiche
Die meisten Erzeugnisse aus Kupfer und Kupferlegierungen – 
nämlich 57 Prozent – werden im Bereich der Elektrotechnik und 
Elektronikindustrie einschließlich der Kabelindustrie sowie der 
Informationstechnologie und Telekommunikation verwendet. In 
der elektrotechnischen Industrie steigt der Bedarf an Energie-
kabeln aus Kupfer kontinuierlich. Der Transformatorenbau und 
die Telekommunikation benötigen in zunehmendem Maß das 
rote Metall. Die Verwendung von Kupferdraht teilt sich auf in die 
Bereiche: Energieleitungen etwa 70 Prozent, Wickeldraht rund 
20 Prozent und Kommunikation ca. 10 Prozent. Stranggussfor-
mate aus Kupfer werden als Vorprodukte für die Herstellung von 
Kabelbändern, Industrie- und Trafobändern sowie als Spezialpro-
dukte für die Elektronikindustrie benötigt. Bei der Stromüber-
tragung spielen außerdem Freileitungen aus Aluminium neben 
Kupfer nach wie vor eine bedeutende Rolle. Kabelummantelun-
gen aus Blei dienen bei elektrischen Leitungen dem Schutz des 
Leitmaterials vor Umwelteinfl üssen. Als Legierungsbestandteil für 
Bronze ist Zinn wichtiger Bestandteil von Anlagen und Einrich-
tungen in der Nachrichtentechnik. Die Ausbreitung des bleifreien 
Lötens und der weltweit starke Zuwachs der Elektronikindustrie 
haben die Nachfrage nach Zinn deutlich erhöht.

lage unD Prognose
Im Jahr 2011 legte der Auftragseingang um 7 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr zu. Dabei stiegen die Aufträge aus dem Inland mit 
12 Prozent deutlich stärker als die Aufträge aus dem Ausland mit 
2 Prozent. Der Branchenumsatz stieg um 6 Prozent auf 174 Mil-
liarden Euro – auch hier war das Wachstum der Inlandserlöse mit 
8 Prozent größer als das Umsatzplus im Ausland mit 5 Prozent. 
Die preisbereinigte Produktion legte um 13 Prozent zu und hat 
damit ihren Einbruch im Krisenjahr 2009 in nur zwei Jahren mehr 
als ausgeglichen.

Für das Jahr 2012 rechnet der Zentralverband Elektrotech-
nik- und Elektronikindustrie mit einem Anstieg der Produktion 
um real 5 Prozent. Die Kapazitätsauslastung der Unternehmen 
lag im Januar 2012 gemäß Ifo-Institut bei 83 Prozent der be-
triebsüblichen Vollauslastung und befi ndet sich damit auf ihrem 
langfristigen Durchschnittsniveau.

hochbau 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 
* IKB Deutsche Industriebank AG, Düsseldorf, Prognose 
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Maschinen- unD anlagenbau

verWenDungsbereiche
Besonders bei gewichtskritischen Anwendungen wird Alumi-
nium wegen seines geringen spezifi schen Gewichts häufi g ein-
gesetzt. Rohre aus Kupfer und Kupferlegierungen sowie Alumi-
nium spielen für die Herstellung von Wärme- und Kühlanlagen 
eine wichtige Rolle. Bei der Herstellung von Armaturen werden 
erhebliche Mengen von Kupferlegierungen, z. B. Messing, benö-
tigt. Kraftwerke, der Apparatebau in der chemischen Industrie 
sowie Meerwasserentsalzungsanlagen sind ohne die speziellen 
Eigenschaften von Erzeugnissen aus Kupfer und Kupferlegie-
rungen nicht denkbar. Blei kann seine spezifi schen Eigenschaf-
ten im Maschinenbau positiv zur Geltung bringen. Zur Abwehr 
radioaktiver Strahlen ist dieser Werkstoff  besonders geeignet für 
die Verwendung in Röntgen-Praxen, auf Flughäfen und für Trans-
portbehälter. Anlagen und Aggregate mit Bleiauskleidungen und 
Homogen-Verbleiung sind vor aggressiven Stoff en geschützt und 
verlängern die Lebensdauer von Anlagen. Auch im Schallschutz 
hat sich Bleiwalzmaterial als besonders wirksam bewährt. Kor-
rosionsbeständige Werkstoff e aus Nickel und Nickellegierungen 
spielen in zukunftsorientierten Hightech-Industriezweigen eine 
zunehmend bedeutsame Rolle. Zu nennen sind Abwassertechnik, 
Öl-, Gaswirtschaft und Energietechnik, Petrochemie, Rauchgas-
Entschwefelung, thermische Müll ent sorgung, Abwasseraufberei-
tung, Klärschlammentsorgung, Gas turbinen und Reaktoren.

lage unD Prognose
Noch im Jahr 2011 wuchs die Produktion um 12 Prozent auf 
187 Milliarden Euro – im Vorkrisenjahr 2008 lag die Produktion 
noch bei 196 Milliarden Euro. Der Branchenumsatz stieg in 2011 
um 15,5 Prozent über die Marke von 200 Milliarden Euro.

Für das Jahr 2012 hat der Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau seine Produktionsprognose auf real null von 
zunächst + 4 Prozent revidiert. Je nach Auslegung könne der Aus-
blick als Stagnation oder Stabilität auf hohem Niveau bezeichnet 
werden. Keine Sorgen für das Jahr 2012 machen sich die Hersteller 
von Werkzeugmaschinen: Diese erwarten ein Produktionswachs-
tum von 5 Prozent. Auch die Landmaschinenhersteller rechnen 
mit einem Plus von 3 Prozent.

elektrotechnik unD elektronikinDustrie 

 Quellen: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, * eigene Prognose
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luft- unD rauMfahrtinDustrie

lage
Die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie ist insgesamt ohne 
Einbußen durch die Krise gekommen. Der Umsatz der Gesamt-
branche wuchs im Jahr 2011 um 4 Prozent auf knapp 26 Mil-
liarden Euro. Die einzelnen Herstellergruppen haben sich dabei 
unterschiedlich entwickelt: So legten Luft- und Raumfahrtsyste-
me um 2 Prozent auf 15 Milliarden Euro, die Herstellergruppe 
Ausrüstung ebenfalls um 2 Prozent auf 6 Milliarden Euro und 
Werkstoff technologien/Komponenten um 8 Prozent auf knapp 
eine Milliarde Euro zu. Wachstumstreiber war die Herstellergrup-
pe Antriebe mit einem Plus von 19 Prozent auf knapp 4 Milliar-
den Euro. Für die Produktion von Antriebssystemen werden unter 
anderem hoch nickelhaltige Werkstoff e eingesetzt. Im Laufe der 
letzten 20 Jahre gab es zum Teil starke Auf- und Abwärtsbewe-
gungen in dieser Herstellergruppe. Der leichte Umsatzrückgang 
um gut 2 Prozent in der Wirtschafts- und Finanzkrise 2009 wurde 
bereits im Folgejahr annähernd ausgeglichen. Die Einbrüche in 
den Jahren 1991, 1993 und 2002/2003 waren im Vergleich deut-
lich stärker ausgeprägt.

luft- unD rauMfahrtinDustrie
uMsatz nach herstellergruPPen

 in Mrd. €

  LUFT- UND RAUMFAHRTSYSTEME        ANTRIEBE      

  WERKSTOFFTECHNOLOGIEN UND KOMPONENTEN      

  AUSRÜSTUNG

Quelle: Bundesverband der Deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie e. V. (BDLI).
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Die Produktion der NE-Metallindustrie stieg im Jahr 2011 um 
1  Prozent auf gut 8,1 Millionen Tonnen, lag damit aber immer 
noch um 5 Prozent unter dem Niveau des Vorkrisenjahres 2008. 
Dabei lag die NE-Metallerzeugung mit knapp 2,5 Millionen Tonnen 
um gut 4 Prozent über Vorjahresniveau. Die Produktion von Halb-
zeugen (erste Bearbeitungsstufe) ging leicht um knapp 1 Prozent 
auf rund 4,3 Millionen Tonnen zurück. Die NE-Gussproduktion 
legte auf knapp 980.000 Tonnen um 4 Prozent zu. Die Aluminium-
weiterverarbeitung blieb stabil bei knapp 420.000 Tonnen.

Auch der Außenhandel legte im Berichtsjahr nochmals zu. 
Die Einfuhren von Metallen stiegen im Jahr 2011 um gut 2 Pro-
zent auf 4,1 Millionen Tonnen. Die Metallexporte wiesen eben-
falls ein Wachstum von knapp 2 Prozent auf gut 900.000 Tonnen 
aus. Die exportabhängige Halbzeugindustrie profi tierte durch die 
weiterhin hohe Auslandsnachfrage – zumindest im ersten Halb-

Die Anzahl der Beschäftigten stieg trotz einer leichten Konjunk-
turabkühlung bis zum Jahresende 2011 leicht an. Die durchschnitt-
liche Anzahl der Beschäftigten wuchs im Jahr 2011 um 2 Prozent 
auf 106.624. Neben den direkten Beschäftigungsverhältnissen 
hängen weitere Arbeitsplätze von der NE-Metallindustrie ab. Damit 
betrug die Beschäftigungswirkung in Deutschland etwa 245.000 
Arbeitsplätze. Die durchschnittliche Anzahl der Beschäftigten ent-
wickelte sich in den einzelnen NE-Metallbranchen unterschied-
lich: In der Erzeugung und der ersten Bearbeitung erhöhte sich 
die Anzahl der Beschäftigten um knapp 1 Prozent auf etwa 57.000 
Beschäftigte, bei den NE-Metallgießereien um knapp 7 Prozent auf 
gut 30.000 Beschäftigte und in der Feuerverzinkungsindustrie um 
1 Prozent auf 4.800 Beschäftigte. In der Aluminiumweiterverar-
beitung ging die Beschäftigung leicht um 1 Prozent auf 15.000 
Beschäftigte zurück.

die entwicklung der 
ne-metallindustrie
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als moderne Grundstoffi  ndustrie steht die Ne-Metallindustrie am anfang der Wertschöpfungskette 
und erfüllt somit oftmals eine Frühindikatorfunktion für die wirtschaftliche entwicklung. im ersten 
halbjahr 2011 profi tierte die Ne-Metallindustrie noch von der robusten Konjunktur in den abnehmer-
industrien. Nach dem Sommerloch 2011 fanden einige Sparten der halbzeugindustrie nicht wieder 
so recht zu ihrer anfänglichen Dynamik zurück. im zweiten halbjahr 2011 bildete sich eine deutliche 
Delle im konjunkturellen Verlauf aus.
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 Anzahl
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jahr 2011: Demnach legten die Exporte um knapp ein Fünftel auf 
2,6 Millionen Tonnen zu. Dem standen Importe von 1,8 Millionen 
Tonnen (plus 9 Prozent) gegenüber.

Der Umsatz der NE-Metallindustrie zog im Jahr 2011 stark 
an, allerdings mit unterschiedlicher Intensität in den einzelnen 
Teilbranchen. Der Branchengesamtumsatz stieg um 25 Prozent 
auf knapp 55 Milliarden Euro. Dies lag ganz überwiegend an den 
im Durchschnitt höheren Metallnotierungen an der London Metal 
Exchange im Jahr 2011 gegenüber dem Vorjahr. Während die 
Erzeugung und die erste Bearbeitung ein Plus in Höhe von gut 
28  Prozent auf 45  Milliarden Euro aufwiesen, legten der NE-
Metall guss um 19 Prozent auf knapp 6 Milliarden Euro, die Alu-
miniumweiterverarbeitung um knapp 2 Prozent auf gut 3 Milli-
arden Euro und die Feuerverzinkungsindustrie um 6 Prozent auf 
gut 600 Millionen Euro zu.

Preisbelebung bei allen ne-Metallen
Seit den Tiefstständen der Metallnotierungen an der London Metal 
Exchange (LME) zum Jahreswechsel 2008/2009 belebten sich die 
durchschnittlichen Monatsnotierungen auch unter Einfl uss von 
Finanzinvestoren teils deutlich. Im Jahresdurchschnitt 2011 sind 
die NE-Metallpreise nochmals gestiegen. Nach zwischenzeitlichen 
Höchstständen in der ersten Jahreshälfte 2011 sind diese im wei-
teren Verlauf des Jahres aber spürbar zurückgegangen. Im Jahres-
verlauf Dezember 2010 bis Dezember 2011 (in Euro je Tonne) gaben 
die Preise zum Teil deutlich nach:

zinn - 26 Prozent

nickel - 24 Prozent

kuPfer - 17 Prozent

blei - 16 Prozent

zink - 16 Prozent

aluMiniuM - 14 Prozent

Die hohen Rohstoff preise werden allerorts beklagt. Die gestiege-
ne Nachfrage nach Erzen, Metallen, Halbzeug und Schrotten in 
Asien, insbesondere in China, stützt die hohen Preise und stellt 
das Thema Verfügbarkeit bzw. Zugänglichkeit von Erzen in den 
Fokus. Die Bundesregierung hat sich in diesem Zusammenhang 
stark engagiert und unter anderem Partnerschaften mit der Mon-
golei und Kasachstan vereinbart, um deutschen Unternehmen die 
Versorgung langfristig zu erleichtern. Unabhängig davon unter-
liegen die Rohstoff preise starken Schwankungen, die vor allem 
durch spekulative Elemente getrieben werden. Betrachtet man die 
Preisentwicklung für das Metall Aluminium jedoch unter Berück-
sichtigung der Infl ation seit 1965, so stellt man fest, dass sich die 
Preise an der Londoner Metallbörse in dem Zeitraum nur relativ 
wenig geändert haben. Sogar die Phase der Jahre 2006/2007 mit 
einem extrem starken Anstieg lag unter den Höchstwerten von 
1987/1988. Mit annähernd 5 Millionen Tonnen Aluminium liegt 
mehr als ein Zehntel des weltweiten Jahresbedarfes auf Lager. 
Neben der Herstellung von Elektrolyt-Aluminium hat das Recyc-
ling von Aluminiumschrott mengenmäßig einen großen Stellen-
wert. Mehr als 50 Prozent des hergestellten Aluminiums stammt 
aus Recyclingprozessen.
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aluMiniuMinDustrie –  
Positive bilanz für 2011
Die Bilanz der deutschen Aluminiumindustrie für das Jahr 2011 
war positiv. Die Produktion legte – über alle Produktionsstufen – 
nochmals leicht gegenüber dem bereits guten Jahr 2010 zu. In 
Deutschland wurden im Jahr 2011 gut 1 Million Tonnen Rohalu-
minium erzeugt. Damit stieg die Produktion um gut fünf Prozent 
gegenüber 2010 an. Dabei fiel der Anstieg bei Primäraluminium 
mit gut 7 Prozent auf 432.000 Tonnen stärker aus als bei Sekun-
däraluminium mit 4 Prozent auf 634.000 Tonnen. Die Erzeugung 
von Aluminiumhalbzeug belief sich im Jahr 2011 auf 2,4 Millio-
nen Tonnen – ein leichter Rückgang um ein halbes Prozent ge-
genüber 2010. Eine außergewöhnlich positive Entwicklung wies 
dabei Halbzeug aus Aluminiumleitmaterial aus: Hier wurde die 
Produktion im Jahr 2011 um 15 Prozent auf knapp 5.000 Tonnen 
gesteigert. In der Aluminiumweiterverarbeitung wurden im Jahr 
2011 417.000 Tonnen hergestellt. Das Produktionsvolumen war 
damit gegenüber dem Vorjahr um knapp ein halbes Prozent rück-
läufig. Während die Produktion von Folien und dünnen Bändern 
um eineinhalb Prozent auf 295.000 Tonnen zurückging, kam es bei 
Tuben, Aerosol- und Getränkedosen zu einem Anstieg um knapp 
zwei Prozent auf 95.000 Tonnen. Die Erzeugung von Metallpulver 
nahm sogar um 5 Prozent auf 27.000 Tonnen zu. Die Erwartungen 
der Unternehmer an die Aluminiumkonjunktur des Jahres 2012 
sind verhalten optimistisch.

Aluminiumrecycling gewinnt in Europa als Rohstoffquelle 
und somit als Beitrag zur Verbesserung der Ressourceneffizienz 
weiter an Bedeutung. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund 
des fortschreitenden Abbaus von Primäraluminiumkapazitäten 
in der EU 27. Die Aluminiumrecyclingindustrie im deutschspra-
chigen Wirtschaftsraum, die in Europa weiterhin eine Führungs-
rolle einnimmt, blickt auf ein vergleichsweise gutes Jahr zurück, 
obwohl sich der Absatz nach Südeuropa deutlich verschlechterte. 
Der Legierungsabsatz blieb auch im 1. Quartal 2012 hinter den 
Erwartungen zurück. Trotzdem sind die Aluminiumschmelzwer-
ke mit verhaltenem Optimismus in das neue Jahr gestartet. Die 
Automobilindustrie als wichtigster Abnehmer für Aluminium-

gusslegierungen hat im Jahr 2011 einen Produktionsrekord von 
5,9 Mio. Pkw eingefahren. Die gestiegenen Auftragseingänge 
aus dem Ausland geben Anlass zu der Hoffnung auf eine solide 
Weiterentwicklung des Marktes für recyceltes Aluminium. Die 
Versorgung mit Sekundärrohstoffen war im vergangenen Jahr 
zufriedenstellend, woran sich vorläufig wenig ändern dürfte. 
Innerhalb Europas ist allerdings ein zunehmender Wettbewerb 
um Schrotte zu beobachten, die sich zur Herstellung von Knet-
legierungen eignen. Der Rohstoffhunger Chinas, der sich auch 
auf Aluminiumschrott erstreckt, bleibt eine latente Gefahr für die 
Versorgung in Europa.

Die Aluminiumnotierungen an der LME erholten sich nach 
ihrem Tiefpunkt von 1.026 Euro je Tonne im Durchschnitt des 
Monats März 2009 um 80 Prozent auf 1.846 Euro je Tonne im 
April 2011 – ihrem zwischenzeitlichen Hoch. Bis Dezember 2011 
gingen sie dann wieder um 17 Prozent auf 1.533 Euro je Tonne 
zurück.

buntMetallinDustrie –  
konjunktureinbruch aufgeholt
Die gesamte deutsche Buntmetallindustrie (Kupfer, Zink, Blei, 
Zinn, Nickel und Seltenmetalle) hatte den Konjunktureinbruch in 
2009 schnell wieder aufgeholt. Einzelne Teilbranchen entwickeln 
sich allerdings sehr unterschiedlich: Dabei spielen die verschie-
denen Konjunkturzyklen der wichtigsten Abnehmerindustrien 
ebenso eine Rolle wie die Stufe in der Wertschöpfungskette oder 
börsenpreisbedingte Substitution.

Die Produktion der Buntmetallerzeuger legte im Jahr 2011 
um 4 Prozent gegenüber dem Vorjahr auf gut 1,4 Millionen Ton-
nen zu und lag damit immer noch unter der Ausbringungsmenge 
des Jahres 2008 von gut 1,5 Millionen Tonnen.

Die deutsche Kupferindustrie hat sich im Jahr 2011 insgesamt 
gut behauptet. Durch die hohe Beschäftigung von wesentlichen 
Endabnehmerbranchen, wie der Elektro- und der Automobilindus-
trie, startete die Kupfernachfrage auf einem zufriedenstellenden 
Niveau in das Jahr. Ab dem Frühsommer zeigte sich jedoch bei 
Abnehmern von Kupferprodukten eine wachsende Risikoaver-

Die Ne-Metallindustrie gliedert sich nach den Metallgruppen (leichtmetalle, buntmetalle, Seltenmetalle)  
und den Produktionsstufen (erzeugung, halbzeug, aluminiumweiterverarbeitung und Guss).

die entwicklung nach
ne-metallbranchen
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sion, die sich in einem vorsichtigeren und mehr auf Flexibilität 
bedachten Order- und Dispositionsverhalten äußerte. Auch hohe 
Kupfer notierungen an der LME und die Volatilität der Kurse trugen 
hierzu bei. Insgesamt glich China in 2011 die Nachfragerückgänge 
in anderen Ländern aus, auch wenn in China im großen Umfang 
lokale Kupferbestände außerhalb der Börsenlager aufgelöst wur-
den. China ist mit 39 Prozent des Bedarfs inzwischen der welt-
größte Einzelmarkt für Kupfer. An den Kupfer-Rohstoffmärkten 
war die Entwicklung uneinheitlich. Das verfügbare Angebot an 
Kupferkonzentrat verbesserte sich zunächst durch den Ausfall ja-
panischer Hütten, litt dann aber unter Streiks in der Minenindus-
trie. Der Altkupfermarkt wies über weite Teile des Jahres eine gute 
Mengenverfügbarkeit auf.

Für das Jahr 2012 wird mit einem weiterhin hohen Bedarf an 
raffiniertem Kupfer gerechnet. Durch den 2011 erfolgten Abbau 
der außerbörslichen Kupferbestände in China ist das Land ver-
stärkt auf Importe angewiesen. Die chinesischen Importe sind in 
den letzten Monaten bereits deutlich angestiegen. Die Kapazitäts-
auslastung der Hüttenindustrie dürfte hingegen unzureichend 
bleiben. Somit könnte es 2012 weltweit erneut zu einem Defizit 
an raffiniertem Kupfer kommen.

Die Kupfernotierungen an der LME zeigten sich im Verlauf 
des Jahres 2011 robust. Nach ihrem Tiefpunkt bei 2.306 Euro je 
Tonne im Durchschnitt des Monats Dezember 2008 verdreifach-
ten sich die Kupfernotierungen auf 7.230 Euro je Tonne im Febru-
ar 2011 – ihrem zwischenzeitlichen Hoch. Dabei wurde sogar die 
Messlatte bei 10.000 US-Dollar je Tonne an einigen Tagen knapp 
übersprungen. Erst ab Mitte September 2011 gerieten die Notie-
rungen durch die anhaltenden Unsicherheiten an den Finanz-
märkten unter Druck und fielen auf ihr Jahrestief im Oktober von 
durchschnittlich 5.358 Euro je Tonne. Bis Dezember 2011 stiegen 
sie dann wieder leicht auf 5.739 Euro je Tonne. Die Kupfer-Um-
sätze an der LME lagen mit rund 34.537.000 lots (1 lot entspricht 
25 Tonnen) um 15 Prozent höher als im Vorjahr. Die Bestandsent-
wicklung in den Lagerhäusern der Metallbörsen verlief unein-
heitlich. Insgesamt verringerten sich die Mengen über das Jahr 
gesehen aber deutlich und mündeten in einem Jahresendbestand 
von 544.000 Tonnen. 

Für die Primärverhüttung von Zink bot das erste Halbjahr 
2011 eine robuste Nachfrage. Durch die Herabstufung der Bo-
nität der USA, verbunden mit der Schuldenkrise in Europa und 
Befürchtungen über einen Rückgang der Wirtschaftsleistung in 
China, kam es in der zweiten Jahreshälfte 2011 zu einer allge-
meinen Unsicherheit im Markt. Dies führte zur Verschiebung von 
großen Bauvorhaben und damit zu einem Rückgang der Nach-
frage nach verzinktem Stahl. Die weltweite Zinkproduktion ist im 
Jahr 2011 um 359.000 Tonnen auf gut 13,1 Millionen Tonnen ge-
stiegen – bei einem Bedarf von 12,6 Millionen Tonnen. Analysten 
erwarten für das Jahr 2012 einen weiteren Anstieg der Produk-
tion um 553.000 Tonnen. Die Produktion von Zinkkonzentrat hat 

weltweit um 6,3 Prozent zugenommen, maßgeblich hierfür war 
eine höhere Produktion in China, Indien, Kasachstan, Mexiko und 
Russland.

Die Zinknotierungen an der LME erholten sich nach ihrem 
Tiefpunkt von 824 Euro je Tonne im Durchschnitt des Monats 
Dezember 2008 um 119 Prozent auf 1.806 Euro je Tonne im Fe-
bruar 2011 – ihrem zwischenzeitlichen Hoch. Bis Dezember 2011 
gingen sie aufgrund einer geringeren Nachfrage nach verzinktem 
Stahl um 20 Prozent auf 1.453 Euro je Tonne zurück. Nachdem 
die Bestände an der LME im Juli 2011 nahe einem 15-Jahres-Hoch 
waren, sind sie bis zum Jahresende 2011 um etwa 8 Prozent auf 
820.000 Tonnen gefallen.

Die Nachfrage nach raffiniertem Blei und Bleilegierungen 
bleibt hoch: Dafür sorgen aktuelle technische Entwicklungen, 
wie Start-Stopp-Systeme, EFB (Enhanced Flooded Battery) und 
AGM-Batterien (Absorbent Glass Mat). Der derzeitige Bestand 
von etwa 51 Millionen Kraftfahrzeugen in Deutschland mit einem 
Durchschnittsalter von gut 8 Jahren wird für weiteren Bedarf im 
After-Sales-Market sorgen. Die Versorgung der Sekundärbleihüt-
ten war bis Mitte 2011 zufriedenstellend. Allerdings verschlech-
terte sich die Verfügbarkeit von Altbleischrotten bis zum Jahres-
ende zusehends, auch wegen einer anhaltend hohen Nachfrage 
aus Asien. Die Konzentratmärkte orientierten sich auch im Jahr 
2011 an China: Hohe Lagerbestände, Produktionsrücknahmen 
und umweltbedingte Schließungen zahlreicher Produktions-
betriebe schränkten Chinas Bedarf ein. Insgesamt wurden im 
Jahr 2011 in Europa gut 1,7 Millionen Tonnen raffiniertes Blei 
produziert. Weltweit lag die Produktion knapp 160.000 Tonnen 
über der Verwendung des Metalls (siehe Tabelle im Statistischen 
Anhang, Seite 101).

Die Bleinotierungen an der LME erholten sich nach dem 
Tiefstand von 722 Euro je Tonne im Durchschnitt des Monats De-
zember 2008 um 170 Prozent auf 1.949 Euro je Tonne im Januar 
2011 – ihrem zwischenzeitlichen Hoch. Bis Dezember 2011 gingen 
sie dann wieder um 21 Prozent auf 1.531 Euro je Tonne zurück. 
Nachdem die Bleibestände an der LME im Verlauf des Jahres 2011 
bis auf 387.000 Tonnen im Oktober 2011 aufgestockt wurden, ist 
nun erstmals eine Korrektur nach unten zu sehen auf 352.000 
Tonnen im Dezember 2011.

Die Produktion von Buntmetallhalbzeug ging in 2011 um 
0,5 Prozent auf 1,8 Millionen Tonnen zurück und lag damit nach 
wie vor unter ihrem hohen Output im Jahr 2008 von knapp 2 Mil-
lionen Tonnen. Die verschiedenen Halbzeugsparten entwickelten 
sich unterschiedlich.

Die Produktion von Halbzeug aus Kupfer und Kupferlegie-
rungen sowie Kupferleitmaterial ging im Jahr 2011 um 1 Prozent 
auf gut 1,6 Millionen Tonnen zurück. Die Ausbringungsmenge 
von Halbzeug aus blankem Kupferleitmaterial stieg um 2 Prozent 
auf 736.000 Tonnen. Dagegen ging die Fertigung von Halbzeug 
aus Kupfer und Kupferlegierungen im Jahr 2011 um 4 Prozent 
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auf 895.000 Tonnen zurück. Die Produktion von Halbzeug aus 
Zink und Zinklegierungen stieg im Jahr 2011 an. Die erfreulich 
positive Entwicklung der Bauindustrie war eine Ursache hierfür.
Die Produktion von Halbzeug aus Blei und Bleilegierungen kam 
im Jahr 2011 wieder in Schwung – nachdem sie seit 2006 rück-
läufig war. In der Bauindustrie steht Blei zwar weiterhin unter 
Druck. Stabilisierend wirkten allerdings Abnehmerbranchen wie 
Strahlen- und Schallschutz sowie Kraftwerksbau.

Die Industrie für Halbzeug aus Nickel und Nickellegierun-
gen läuft der Entwicklung anderer Buntmetallhalbzeughersteller 
zeitlich nach. Im Berichtsjahr 2011 profitierte die Branche im 
besonderen Maße von der robusten Konjunktur in der Luft- und 
Raumfahrtindustrie. Somit wurde im Jahr 2011 nochmals ein be-
achtliches Produktionsplus erzielt. Die Geschäftsaussichten für 
das Jahr 2012 sind weiter positiv.

Nach den Rekordnotierungen für Nickel an der LME von 
über 38.662 Euro je Tonne im Durchschnitt des Monats Mai 2007 
gingen die Notierungen bis auf 7.243 Euro je Tonne im Dezem-
ber 2008 zurück. Nach diesem Tiefpunkt erholten sie sich um 
186 Prozent auf 20.701 Euro je Tonne im Februar 2011 – ihrem 
zwischenzeitlichen Hoch. Bis Dezember 2011 gaben sie dann wie-
der um 33 Prozent auf 13.774 Euro je Tonne nach.

ne-Metallgiessereien –  
ProDuktionsPlus von 4 Prozent in 2011
Die deutsche NE-Metallgießerei-Industrie schloss das Jahr 2011 
mit einem Fertigungsplus von 4 Prozent auf 978.000 Tonnen ab. 
Ausgehend vom hohen Produktionsvolumen im Jahr 2010 war 
es für die Unternehmen schwierig, im Rahmen ihrer auf Vollaus-
lastung laufenden Kapazitäten noch deutlicher zuzulegen. Die 
Kapazitätsauslastung hat sich Anfang des ersten Quartals 2012 
nochmals leicht auf über 86 Prozent erhöht. Die Auftragseingänge 
stiegen im Jahr 2011 um 8 Prozent – erst im Schlussquartal setz-
te eine spürbare Beruhigung ein. Vermutlich haben die Kunden 
zum Jahresende ihre Läger abgebaut, um die Kapitalbindung zu 
minimieren. In der Jahresbilanz der Aluminiumgießereien standen 
Aufträge in Höhe von 952.000 Tonnen (+ 8 Prozent). Die Magnesi-
umgießereien verbuchten eine Nachfrage in Höhe von gut 18.000 
Tonnen, entsprechend einem Anstieg um 16 Prozent. Die Herstel-
ler von Teilen aus Kupferguss meldeten einen um 5 Prozent hö-
heren Bestelleingang von 82.000 Tonnen. Die Auftragsbücher der 
Zinkgießer waren mit 43.000 Tonnen um 7 Prozent besser gefüllt 
als im Vorjahr. Zum Jahresbeginn 2012 standen Auftragsbestände 
von über 350.000 Tonnen für eine Auftragsreichweite von mehr 
als vier Monaten zur Verfügung. Laut Ifo Institut, München, wurde 
die Geschäftslage im Februar 2012 von knapp 90 Prozent der Un-
ternehmen als befriedigend bis gut eingestuft. Auch die Erwartun-
gen haben sich verbessert – nach einer deutlichen Abschwächung 
zu Beginn des Schlussquartals 2011. Die Unternehmer gehen da-
von aus, das aktuelle Niveau halten zu können.

feuerverzinkungsinDustrie –  
aufschWung setzte sich 2011 fort
Nachdem die deutsche Feuerverzinkungsindustrie im Jahr 2010 
bereits deutliche Mengensteigerungen erreicht hatte, konnte sie 
auch im Jahr 2011 weiter am Aufschwung partizipieren und ein 
Tonnageplus von 9 Prozent verbuchen. Erstmals in der Geschichte 
der deutschen Feuerverzinkungsindustrie wurden in den rund 160 
Verzinkereien in Deutschland mit mehr als 4.800 Mitarbeitern in 
2011 über zwei Millionen Tonnen Stahl stückverzinkt und veredelt. 
Die positive Baukonjunktur und der wieder erstarkte Automotive-
Bereich waren in 2011 die Wachstumsmotoren für die Feuerver-
zinkungsindustrie. Es scheint jedoch realistisch, dass sich die Kon-
junktur für die Feuerverzinkungsindustrie merklich abkühlt.

aufteilung tonnageMenge  
feuerverzinkungsinDustrie
bauWesen 50 Prozent

inDustrieausrüstungen 13 Prozent

transPortWesen/fahrzeugbau 11 Prozent

gartenbau/lanDWirtschaft 7 Prozent

strassenausstattung 7 Prozent

ver-/entsorgung 4 Prozent

SONSTIGE 8 Prozent

Kunden der mittelständisch geprägten Industrie sind Stahlbauer, 
Schlosser sowie Serienteilehersteller. Feuerverzinkt werden na-
hezu alle Stahlanwendungen im Außenbereich. Hierzu gehören 
beispielsweise Schutzplanken, Balkongeländer, Treppenanlagen, 
Pkw-Anhänger, Lkw-Auflieger, Stahlhallen, moderne Stahl-Glas-
Architektur und Parkhäuser.
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kennzahlen Der Deutschen ne-MetallinDustrie
Tabelle 1

2009 2010 2011 +/- (%) 

BESCHäFTIGTE Anzahl

Erzeugung und erste Bearbeitung 58.799 56.420 56.746 0,6

Guss 30.674 28.177 30.078 6,7

Aluminiumweiterverarbeitung 14.900 15.200 15.000 -1,3

Feuerverzinkungsindustrie 4.750 4.750 4.800 1,1

GESAMT 109.123 104.547 106.624 2,0

PRODUKTION in 1.000 t

Erzeugung 2.142 2.368 2.469 4,3

Halbzeug (erste Bearbeitung) 3.562 4.305 4.283 -0,5

Guss 666 941 978 3,9

Aluminiumweiterverarbeitung 366 419 417 -0,5

GESAMT 6.736 8.033 8.147 1,4

AUSSENHANDEL in 1.000 t

EINFUHR

Erzeugung 2.878 4.042 4.125 2,1

Halbzeug 1.208 1.641 1.794 9,3

AUSFUHR

Erzeugung 840 896 912 1,8

Halbzeug 1.991 2.154 2.581 19,8

UMSATZ in Mrd. €

Erzeugung und erste Bearbeitung 24,7 35,2 45,2 28,4

Guss 3,8 4,7 5,6 18,9

Aluminiumweiterverarbeitung 3,1 3,3 3,3 1,5

Feuerverzinkungsindustrie 0,5 0,6 0,6 5,8

GESAMT 32,1 43,7 54,7 25,0 

NE-METALLPREISE AN DER LONDON METAL ExCHANGE Jahresdurchschnitte in €/t

Aluminium 1.190 1.637 1.720 5,1

Kupfer 3.670 5.679 6.335 11,5

Blei 1.225 1.614 1.722 6,7

Zink 1.179 1.623 1.575 -3,0

Zinn 9.716 15.412 18.673 21,2

Nickel 10.463 16.471 16.397 -0,5

EDELMETALLPREISE Jahresdurchschnitte in €/kg

Gold 22.526 29.827 35.930 20,5

Silber 339 495 839 69,3

Platin 30.249 39.121 39.135 0,0

Palladium 6.107 12.885 18.623 44,5

Quellen: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden; Dow Jones, NE-Metalle; Metals Week; 
GDA, GDB, BDG; Zahlen gerundet; 2010 z. T. und 2011 vorläufig.

DiE DEUtScHE NE-MEtalliNDUStriE iN ZaHlEN
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ProDuktion nach Metallen
Tabelle 2

2009 2010 2011
 in t in t  in t +/- (%) 

NICHTEISEN-METALLE GESAMT 6.735.760 8.035.853 8.147.081 1,4

ALUMINIUM 1, 3 3.794.499 4.699.632 4.770.480 1,5

Aluminium aus Erz 291.750 402.476 432.472 7,5

Aluminium aus Recycling 560.755 611.139 634.441 3,8

Halbzeug aus Al und Al-Legierungen 2.015.096 2.451.027 2.438.211 -0,5

Leitmaterial aus Al und Al-Legierungen 3.622 4.175 4.796 14,9

Aluminiumguss 557.624 809.915 843.725 4,2

Folien und dünne Bänder 262.022 299.700 294.854 -1,6

Tuben, Aerosol- und Getränkedosen 84.342 96.300 95.381 -1,0

Metallpulver 19.288 24.900 26.600 6,8

MAGNESIUM 3 11.603 14.859 14.890 0,2

Magnesiumguss 11.603 14.859 14.890 0,2

KUPFER 2, 3 2.118.068 2.471.627 2.454.125 -0,7

raffiniertes Kupfer 668.945 704.247 708.816 0,6

Kupfergusslegierungen 31.214 35.005 35.119 0,3

Halbzeug aus Cu und Cu-Legierungen 713.543 930.148 894.978 -3,8

Leitmaterial aus Cu und Cu-Legierungen 638.946 725.060 736.137 1,5

Guss aus Cu und Cu-Legierungen 65.420 77.167 79.075 2,5

ZINK 3 31.376 40.237 40.053 -0,5

Guss aus Zink und Zinklegierungen 31.376 40.237 40.053 -0,5

ANDERE BUNTMETALLE 2 780.214 809.498 867.533 7,2

Erzeugung von Zink, Blei, Zinn und deren Leg. 589.586 614.703 658.271 7,1

Halbzeug aus Zink, Blei, Zinn, Nickel u. a. 190.628 194.795 209.262 7,4

Quellen:  
1 Gesamtverband der Aluminiumindustrie 
2 Gesamtverband der Deutschen Buntmetallindustrie 
3 Bundesverband der Deutschen Gießerei-Industrie, vorläufige Zahlen
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ProDuktion nach ProDuktionsstufen 
Tabelle 3

Quellen:  
1 Gesamtverband der Aluminiumindustrie 
2 Gesamtverband der Deutschen Buntmetallindustrie 
3 Bundesverband der Deutschen Gießerei-Industrie, vorläufige Zahlen

2009 2010 2011 
 in t in t  in t +/- (%) 

NICHTEISEN-METALLE GESAMT 6.735.760 8.035.853 8.147.081 1,4

ERZEUGUNG 1, 2 2.142.250 2.367.570 2.469.119 4,3

Aluminium aus Erz 291.750 402.476 432.472 7,5

Aluminium aus Recycling 560.755 611.139 634.441 3,8

ALUMINIUM GESAMT 852.505 1.013.615 1.066.913 5,3

raffiniertes Kupfer 668.945 704.247 708.816 0,6

Kupfergusslegierungen 31.214 35.005 35.119 0,3

Zink, Blei, Zinn und deren Legierungen 589.586 614.703 658.271 7,1

BUNTMETALLE GESAMT 1.289.745 1.353.955 1.402.206 3,6

HALBZEUG 1, 2 3.561.835 4.305.205 4.283.384 -0,5

Al und Al-Legierungen 2.015.096 2.451.027 2.438.211 -0,5

Al-Leitmaterial 3.622 4.175 4.796 14,9

ALUMINIUM GESAMT 2.018.718 2.455.202 2.443.007 -0,5

Cu und Cu-Legierungen 713.543 930.148 894.978 -3,8

Cu-Leitmaterial 638.946 725.060 736.137 1,5

KUPFER GESAMT 1.352.489 1.655.208 1.631.115 -1,5

ANDERE BUNTMETALLE 190.628 194.795 209.262 7,4

GUSS 3 666.023 942.178 977.743 3,8

Aluminium 557.624 809.915 843.725 4,2

Magnesium 11.603 14.859 14.890 0,2

LEICHTMETALLGUSS GESAMT 569.227 824.774 858.615 4,1

Kupfer und Kupferlegierungen 65.420 77.167 79.075 2,5

Zink und Zinklegierungen 31.376 40.237 40.053 -0,5

BUNTMETALLGUSS GESAMT 96.796 117.404 119.128 1,5

ALUMINIUMWEITERVERARBEITUNG1 365.652 420.900 416.835 -1,0

FOLIEN UND DüNNE BäNDER 262.022 299.700 294.854 -1,6

TUBEN, AEROSOL- UND GETRäNKEDOSEN 84.342 96.300 95.381 -1,0

METALLPULVER 19.288 24.900 26.600 6,8
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ne-MetallinDustrie*: energieeinsatz  in Mio. kWh

Tabelle 6

* Erzeugung und erste Bearbeitung, Guss  Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

ENERGIEART

Steinkohle 0 0 0 0 210 191 312

Braunkohle 0 0 0 0 0 0 82

Mineralölprodukte 956 2.485 2.084 2.633 2.181 1.628 2.277

Gas 10.274 9.780 9.777 9.402 9.018 7.599 8.992

Strom 18.179 17.911 15.937 16.575 17.313 11.089 13.656

Fernwärme 112 87 0 2 94 148 178

Sonstige Energieträger 2.087 0 0 0 0 0 0

GESAMTEINSATZ 31.608 30.263 27.798 28.612 28.816 20.655 25.497

Grafi k 4

recYcling-anteil an Der
nichteisen-MetallProDuktion

 Quellen: GDA, GDB; ab 2009 geänderte Datengrundlage
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Spezifi scher 
Energieeinsatz

GJ/t 

Minderung spez. 
Energieeinsatz

% 

CO2-Emissionen

Mio. t 

Spezifi sche CO2-
Emissionen

kg CO2/t 

Minderung spez. 
CO2-Emissionen

% 

NE-Metall-
produktion

in Mio. t 

1990* 36,6 14,6 2.378 6,138

1995 31,1 15,0 12,9 2.005 15,7 6,317

2000 28,4 22,3 14,3 1.816 23,6 7,878

2001 29,6 19,0 14,6 1.893 20,4 7,693

2002 29,6 19,0 14,5 1.892 20,4 7,991

2003 29,5 19,4 14,3 1.868 21,5 7,737

2004 28,6 21,7 14,4 1.814 23,7 7,930

2005 29,0 20,6 14,3 1.834 22,9 7,797

2006 25,1 31,5 13,1 1.583 33,4 8,292

2007 26,9 26,4 14,4 1.701 28,5 8,441

2008 27,0 26,2 14,0 1.709 28,1 8,206

2009 23,8 35,0 9,0 1.420 40,3 6,370

2010 24,0 34,4 10,9 1.430 39,9 7,614

co2-eMissionen: Direkt + inDirekt  
Tabelle 8

* Referenzjahr ist 1990  Quelle: RWI-Monitoring-Berichte

Grafi k 7

energieeffizienz in Der ProDuktion

– kontinuierliche Senkung des spezifi schen Energieeinsatzes seit 1990 
– wachsendes Gewicht von Metallbearbeitung und Recycling
 Quellen: RWI-Monitoring-Berichte; eigene Erhebungen

  SPEZ. ENERGIEEINSATZ IN GJ/t     

  NE-METALLPRODUKTION (ERZEUGUNG, HALBZEUG, GUSS) 
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aussenhanDel Der Deutschen ne-MetallinDustrie 
Tabelle 9

2009 2010 2011*
 in t in t  in t +/- (%) 

ALUMINIUM

EINFUHR

Bauxit 2.069.185 2.021.173 2.435.988 20,5

nicht legiert 486.024 822.098 767.446 -6,6

Primärlegierungen 670.527 1.029.231 1.149.178 11,7

Sekundärlegierungen 484.414 641.987 638.296 -0,6

Bearbeitungsreststoffe 45.417 69.128 75.328 9,0

Schrott 313.696 431.748 455.370 5,5

Halbzeug 919.102 1.300.210 1.415.475 8,9

AUSFUHR

nicht legiert 68.883 72.919 83.601 14,6

Primärlegierungen 114.769 190.626 144.430 -24,2

Sekundärlegierungen 170.465 194.459 207.446 6,7

Bearbeitungsreststoffe 100.374 144.383 158.252 9,6

Schrott 651.181 694.223 776.922 11,9

Halbzeug 1.122.500 1.116.662 1.571.667 40,7

KUPFER

EINFUHR

Kupfererze u. -konzentrate 1.260.416 1.121.344 1.124.526 0,3

zum Raffinieren 46.819 62.474 68.147 9,1

raffiniert 693.139 756.694 768.969 1,6

Schrott 449.853 623.894 640.440 2,7

Halbzeug 224.072 266.205 288.010 8,2

AUSFUHR

nicht legiert 193.329 138.192 192.385 39,2

legiert 9.814 13.760 12.140 -11,8

Schrott 445.370 587.306 582.460 -0,8

Halbzeug 815.577 986.493 959.382 -2,7

BLEI

EINFUHR

Bleierze u. -konzentrate 232.468 183.074 205.465 12,2

zum Raffinieren 39.541 87.976 69.187 -21,4

raffiniert 65.099 71.261 85.023 19,3

Schrott 39.863 39.501 35.431 -10,3

Halbzeug 2.401 1.938 3.024 56,1

AUSFUHR

nicht legiert 156.198 160.284 159.805 -0,3

legiert 40.499 40.537 26.637 -34,3

Schrott 12.781 10.094 12.729 26,1

Halbzeug 31.035 26.960 22.054 -18,2

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden  * vorläufige Zahlen
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aussenhanDel Der Deutschen ne-MetallinDustrie 
Tabelle 10

2009 2010 2011*
 in t in t  in t +/- (%) 

ZINK

EINFUHR

Zinkerze u. -konzentrate 271.554 293.580 344.106 17,2

Fein- und Feinstzink 238.022 314.124 333.968 6,3

Hüttenzink 33.303 58.119 45.968 -20,9

anderes Zink 36.437 66.739 65.503 -1,9

Schrott 16.494 23.858 25.797 8,1

Halbzeug 51.366 58.954 63.960 8,5

AUSFUHR

Fein- und Feinstzink 27.394 30.559 26.772 -12,4

Hüttenzink 34.731 22.467 27.624 23,0

anderes Zink 24.163 31.972 31.100 -2,7

Schrott 68.675 75.581 74.639 -1,2

NICKEL

EINFUHR

nicht legiert 41.914 69.429 67.834 -2,3

legiert 4.404 8.535 11.716 37,3

Reststoffe und Schrott 8.309 9.319 12.139 30,3

Halbzeug 10.195 12.393 22.556 82,0

AUSFUHR

Halbzeug 19.489 21.553 25.084 16,4

ZINN

EINFUHR

nicht legiert 14.251 19.628 21.135 7,7

legiert 178 325 106 -67,4

Reststoffe und Schrott 823 1.490 1.566 5,1

Halbzeug 1.036 1.483 1.460 -1,6

AUSFUHR

Halbzeug 2.008 2.576 2.732 6,1

MAGNESIUM

EINFUHR

in Rohform 24.131 33.280 32.482 -2,4

Reststoffe und Schrott 1.778 1.900 4.275 125,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden* vorläufige Zahlen
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Grafi k 17

Grafi k 19

Quellen: Quellen: raffi  niertes Aluminium, World Metal Statistics, World Bureau of Metal Statistics, Ware, 
Großbritannien, Stand: 14. März 2012; raffi  niertes Kupfer, International Copper Study Group, Lissabon, Portugal; Zink-

blöcke, International Lead and Zinc Study Group, Lissabon, Portugal; London Metal Exchange; eigene Berechnungen.
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globale ProDuktion Der Wichtigsten ne-Metalle iM jahr 2011
 (in Millionen Tonnen)
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Lissabon, Portugal; raffi  niertes Nickel, International Nickel Study Group, Lissabon, Portugal und eigene Berechnungen.

2009 2010 2011

EUROPA Produktion 1.632 1.716 1.749

Verwendung 1.500 1.637 1.619

USA Produktion 1.214 1.252 1.296

Verwendung 1.397 1.441 1.578

CHINA Produktion 3.773 4.199 4.648

Verwendung 3.925 4.213 4.632

WELT Produktion 9.054 9.682 10.372

Verwendung 9.069 9.683 10.216

blei-ProDuktion unD -verWenDung nach regionen

Quelle: International Lead and Zinc Study Group (ILZSG), Lissabon, Portugal, 12. April 2012.
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Dorothea Steiger 
(030) 72 62 07-138
steiger@wvmetalle.de
EU-Stoffpolitik / REACH, Konsortialmanagement

Dr. Martin Wieske
(030) 72 62 07-106
wieske@wvmetalle.de
Arbeits- und Gesundheitsschutz, Gefahrstoffrecht, 
Unfallgeschehen
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Geschäftsführer
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Wir – Das Team der WirtschaftsVereinigung Metalle

anschriften

WirtschaftsVereinigung Metalle 
Wallstraße 58/59, 10179 Berlin
Telefon (030) 72 62 07-1 00, Fax (030) 72 62 07-1 98

Europabüro 
Square Ambiorix 43, 1000 Brüssel, Belgien
Telefon +32 (2) 5 02 19 88, Fax +32 (2) 5 03 35 74

info@wvmetalle.de
www.wvmetalle.de

Metalle pro Klima
Wallstraße 58/59, 10179 Berlin
Telefon (030) 72 62 07-1 02, Fax (030) 72 62 07-1 98
info@metalleproklima.de
www.metalleproklima.de

kooPerationen

Mitglied im Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 
und im Dachverband der Metallindustrie Europas 
EUROMETAUx (EM). Kooperation im Zusammenschluss der 
Energieintensiven Industrien Deutschlands (EID).

iMPressuM

Herausgeber:
WirtschaftsVereinigung Metalle, Berlin

Konzeption & Gestaltung:
Konzeption + Design, Quass von Deyen / Voss / Schneider GbR, Köln

Druck:
DCM, Druck Center Meckenheim
Stand: Mai 2012

Bildnachweis:
Aurubis AG, Hamburg (47, 58, 68); Aurbis AG – Andreas Schmidt-Wiethoff , 
Hamburg (35); bildschön, Berlin (105); Jochen Blöcher GmbH, Dillenburg- 
Manderbach (62); Stephan Brendgen, Mannheim (2, 29); Laurence Chaperon, 
Berlin (12, 13, 14, 15, 17); Bundesbildstelle, Berlin (18); Bundesverband 
Baustoff e – Steine und Erden, Berlin (29); Bundesverband der Deutschen 
Industrie – Christian Kruppa, Berlin (26); Diehl Aerospace GmbH, Nürnberg 
(23); Grillo-Werke AG, Duisburg (44); Hydro Aluminium Deutschland GmbH, 
Bonn (8, 24, 35, 60); iStockPhoto, Elnur Amikishiyev (64); Dr. Catrin Kammer, 
Goslar (42); Wieland Kramer, Wuppertal (7); Bernard Langerock, Düsseldorf 
(40); Linhardt GmbH & Co. KG, Viechtach (23); Metallschmelzwerke Ulm 
GmbH, Ulm (25); picture alliance, dpa, Frankfurt (38); Rheinzink GmbH & Co. 
KG, Datteln (54); shutterstock, 3divan (Titel), megainarmy (32); Siemens AG, 
München (31); TRIMET ALUMINIUM AG, Essen (24, 40); Wieland-Werke AG, 
Ulm (4, 24); WVM Berlin (6, 10); Xstrata Zinc GmbH, Nordenham (40)

IP
impressum

105



NE-Metalle ermöglichen durch  
ihre Werkstoffeigenschaften  

zukunftsweisende Innovationen  
und sind Bausteine modernen Lebens.

Mehr dazu:

Laden Sie sich dazu einfach eine  
entsprechende Applikation (App)  

herunter, und scannen Sie den Code mit 
der Smartphone-Kamera ein. Das geht  

zum Beispiel mit den folgenden  
kostenlosen Apps:

iPhone > AppStore > »RedLaser« 
Android > Market > »Barcode Scanner« 
Blackberry > App World > »BeeTagg«




